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Stenographischer Bericht
über

die Verhandlungen
des dritten

allgemeinen Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Sechsunddreißigste ordentliche Sitzung.
Oldenburg , den 26 . April 1850.

Gegenstände der Verhandlung : I) Eingänge. 2 Budgctberathung. 3 Entwurf des Ablösunzsgcsetzes.

- — - -- S -IUMM« - — — -

Vorsitz: Präsident Kitz.

^ie Sitzung beginnt halb 11 Uhr mit Verlesen des Proto¬
kolls der gestrigen Sitzung durch den Schriftführer Nie-
bour  II . Dasselbe wird von der Versammlung ohne Erin¬
nerung genehmigt.

Präsident : Es ist eingegangen gestern Nachmittag ein
Schreiben des Großherzogl. Staatsministeriums vom 25. d.
M., in Betreff des Berliner Bündnisses. Dasselbe lautet,
wie folgt:

„Aus die Beschlußfassungdes allgemeinen Landtages vom
22. d. M., in Betreff des Berliner Bündnisses, beehrt sich das
StaatsministeriumFolgendes zu erwidern:

Wie die Staatsregierung in ihrem Schreiben vom 2-5.
v. M. sich zur gegenseitigen Verständigung und Herbeiführung
eines guten Einvernehmens nut der Ansicht des allgemeinen
Landtags einverstanden erklärte, konnte und mußte sie dieEr-
wägungSgründe, in Folge deren  der allgemeine Landtag
am 22. seinen Beschluß gefaßt hatte, in wesentliche Berück¬
sichtigung ziehen, indem ohne dieselben der eigentliche Sinn
und Absicht deS Beschlusses für beide Thcile eben so unklar,
als der Beschluß selbst unannehmbar erscheinen mußte. Die
Staatsrrgierung hak daher auch in ihrer Erklärung ausdrück¬
lich auf die Gründe hingrwiesen, welche den allgemeinen
Landtag zu seiner Beschlußnahme hingeleitet  haben.

Hiernach lag es aber nicht in der Absicht, weder einer¬
seits die Staatsregierung dem von ihr eingegangenen Bünd¬
nisse zu entfremden oder dieselbe an der ferneren Betheiligung
zu behindern, noch andrerseits die Stellung des allgemeinen
Landtags zu der Anschlußfrage rechtlich zu alteriren. Durch
die beiderseitigen Concessionen sollte nur ein „Ausweg" er¬
mittelt werden, der eS möglich machte, auf die Fragen über¬
haupt „ einstweilen nicht tiefer einzugehen."

3«.

Als wesentliches Ziel galt, wie dies aus jenen Erwä-
gungSgründen deutlich und mehrfach hervorgeht, Oldenburg,
bei seiner eigenthümlichen Lage, so lange Hannover nicht wie¬
der beigetrcten ist, gegen alle nachtheiligen Folgen  des
Bündnisses zu sichern, und die Staatsrrgierung hat diesen
Zw-:ck ebenfalls ausdrücklich in ihrer Erklärung hervorgehoben.

Zn diesem Sinne hat sich die Staatsregierung mit der
Ansicht des allgemeinen Landtags einverstanden, auch darnach
ihr Verfahren bemessen zu wollen, erklärt.

Die Lage des Bündnißwerkes ist nun aber zur Zeit noch
so wenig festgestellt, namentlich die Art der eigentlichen Aus¬
führung noch so unbestimmt, daß bis hiezu noch keine Ver¬
anlassung Vorgelegen hat, nach Maßgabe der verständigten
Ansicht besondere Schritte zu thun, eS sei denn, daß der
Staatsregierung zugcmuthct würde, sich ganz allgemein vom
Bündnisse loszusagen, was sie nicht kann.

Die StaatSrcgierung hat aber ihren Bevollmächtigten
wörtlich so instruirt, wie bereits dem allgemeinen Landtage
milgetheilt worden ist, und darnach hat auch der Bevollmäch¬
tigte am 9. d. M. sofort in der ersten Sitzung nach seiner
Rückkunft im Verwaltungs-Rathe seine Erklärung abgegeben.

Durch die Fassung jener Instruction glaubt die Staats¬
regierung grade spezifisch genau die Sachlage bezeichnet zu
haben, um nämlich einerseits nicht den̂ Jrrthum aufkommen
zu lassen, als sei eine rechtliche Lvslösung beabsichtigt, und
um andererseits im Derwaltungöraihe sofort zu erkennen zu
geben, daß die Staatsregierung sich nichts destvweniger, so
lange Hannover nicht wieder beigetrcten, bei Beschlüssen und
Verfügungen des Verwaltungsrathes und der Unionsgewalten,
welche einen Konflikt mit dem allgemeinen Landtage herbci-
führen könnten, Vorbehalte, Anträge auf Aufhebung oder Auf-
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schub einzubringen . Damit hat sie weder sich noch dem all¬
gemeinen Landtage präjudicirt , vielmehr in beiderseitigen
Sinne Oldenburgs Stellung gewahrt.

Bon Seiten des Verwaltungsrathes ist eine Einsprache
oder Erwiederung nicht erfolgt , weitere Verhandlungen haben
nicht siattgefunden , wie denn auch überhaupt keine Korrespon¬
denz vorzulegen wäre , die den durch die Erwiederung vom
25 . v . M . eingenommenen Standpunkt veränderte oder mo-
dificirte.

Nach dem Bisherigen muß nun aber die Staatsregie --
rung die Behauptung in dem Ausschußbericht , als habe die
Staatsregicrung nicht der Uebereinkunst gemäß gehandelt,
entschieden zurückweisen , auch kann sie nicht auf Anträge ein-
gehen , die ihr die Art und Weise, wie  sie zu verfahren
habe , vorzeichnen , oder wornach die Vorlage von Briefschaf¬
ten über eine noch schwebende  Frage verlangt wird.

Die StaatSregicrung hat bei der getroffenen Uebereinkunst
den dringenden Wunsch gehabt , ein Friedenswerk stiften zu
Helsen, und sie wirb ihrerseits dasselbe aufrecht erhalten.

Das Staatsministcrium ersucht daher den allgemeinen
Landtag nach dieser Erwiederung von den gestellten Anträgen
abzusehen und auch seinerseits die Sache noch ferner auf sich
beruhen zu lassen . Wäre das aber nicht die Meinung , so
könnte daö Staatsministerum dem allgemeinen Lanrtage nur
anheim geben , die ganze Angelegenheit auf den Stand zu-
rückzuzichcn , in welchem sie am 25 . v. M . verlassen wurde.

Oldenburg , den 25 . April 1850.
Slamöministcrium.

v . Buttel.
v . Grün . "

Ich habe die sofortige Vervielfältigung dieses Schreibens
verfügt . Dasselbe geht an den Ausschuß für das Berliner
Bündniß , welcher darüber in der nächsten Sitzung berichten
wird . - Es ist seiner Angegangen eine Vorstellung der
Kirchfpielausschußmänrwr und der Bevollmächtigten der Grund¬
besitzer zu Varel , „ betreffend die den Eingesessenen beS Amts
Varel nach einer vorgängigen Regulirung ihres Abgaben -Ver-
hältni/es begleichende Entschädigung ." — Diese Vorstellung
ist sogleich nach ihrem Eingänge an den Ausschuß für ' s Ab-
lösungsgejetz abgegeben . — Wir kommen jetzt zur Tagesord¬
nung . Auf der Tagesordnung st.-m der Bericht des Finanz-
Ausschusses das Budget  betreffend . Ich bitte den Herrn
Berichterstatter , den Bericht vorzutragcn.

Abg . Strackerjarr ( Berichterstatter , verliest ) :
v . Eentral - Behördcn und Anstalten.

§- 4 .
1) Die G esctz - Komm isf  ion.
Hi . für sind ausgeworfen . . 3314 Thlr . 21 gr.
Die Kommission besteht gegenwärtig aus fünf Mitglie¬

dern und wild dieser Arbeitskräfte noch für einige Zeit nicht
entbehren können . Zwei Mitglieder beziehen ihr Gehalt als
Mitglied einer anderen Central - Bchörde , ins Oberappclla - .
tionSgerichts . Nur für die übrigen drei Mitglieder ist deren
Gehalt arttgcworfen , und da dieses theils auf älterer Fest¬

setzung beruht , theils nicht unangemessen erscheint : so findet
der Ausschuß keinen Grund , diese Position zu beanstanden,
vielmehr stellt er den Antrag:

„der Landtag genehmige die Position v . 1. ( tz. 4 .) des
Voranschlags zum Betrage von 3314 Thlr . 21 gr/"

Präsident : Da Niemand sich hierüber zum Wort ge¬
meldet hat , so bitte ich unter Annahme des Schlusses die
Herren , welche den Ausschußantrag:

„her Landtag genehmige die Position v . 1. des Wbr-
anschlags zum Betrag von 3314 Thlr . 21 gr ."

annehmen wollen , aufzustehen.
Der Antrag ist angenommen.
Abg . Strackerjarr (Berichterst ., verliest ) :

tz. 5.
2 ) Das Archiv.

Hiefür sind äusgeworfen 1677 Thlr . 36 gr ., und zwar
L 900 Thlr . Gehalt für einen Archivar.

Ein Gehalt von 900 Thlr . für einen Archivar erscheint
im Vergleich zu anderen Beamten -Besoldungcn freilich ziem¬
lich hoch, da indessen ein Archivar definitiv angestellt ist, der
nn Jahre 1L3Z als Archiv - Secrctair beim Haus - und Cerr-
tral -Archiv mit 600 Thlr . Gold Gehalt in den Staatsdienst
gezogen und im Jahre 1845 zum Archivar mit 800 Thlr.
Gehalt , halb in Golde , halb , in Kgmmerzahlungsfuße ( macht
894 Thlr . 37 gr . Courant ) befördert wurde , so kann der
Ausschuß hier eine Reductivn des GehaltS jetzt nicht in An¬
trag , bringen.

Da aber der Archivar instructionsmäßig auch das Groß¬
herzogliche Familien - Archiv unter Händen hat und die des-
fälligen Ausgaben nicht der Landcskasse zur Last fallen , son¬
dern von Seiner Königl . Hoheit dem Großhcrzoge zu bestrei¬
ten fein dürften , so hält der Ausschuß es für recht und billig,
daß die Hälfte des GehaltS des Archivars der Landeskasse
abgenommen und von Seiner Königlichen Hoheit dem Groß-
herzoge übernommen werde . Ob die Dienstgeschäfte des
Archivars gerade zur einen Halste dem Landes - Archive  und
zur anderen Hälfte dem Familien - Archive zu Gute kommen,
oder zu welchen anderen Thcilen , läßt sich überall nicht
genau ermitteln . ES bleibt daher nur übrig , das Gehalt
gleichmäßig zu thcilen.

Ir. Für zwei Copiisten und einen Hülfsschreibcr 657
Thlr . 36 gr.

Eingezogenen Erkundigungen zufolge arbeiten diese Co-
püsten täglich etwa 4 — 5 Stunden . Ihr Geschäft besteht darin,
Urkunden zu vervielfältigen und sonstige Abschriften zu fer¬
tigen . Die dafür ausgewvrfene Summe scheint zu hock,
wenn man bedenkt , wie viele kopialarbciten für 657 ^ Thlr.
beschafft werden können . Da nun ein Kanzlist oder Kopiist
beim Archiv immer nothwcndig sein wird,  die Ordnung des
Archivs aber keine so große Eile hat , daß man sich dabei
nicht auf eie Arbeiten des Archivars und eines Copiisten be¬
schränken könnte ( sofern nur nicht der Gefchäftsplan des

Archivars Hu großartig angelegt ist) so kann der Ausschuß
nicht umhin , feine Ansicht Lahm auszusxrcchen , daß die Ge-
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halte des Kanzlisten , dessen Stelle jetzt besetzt ist , Wegfällen
müsse.

Uebrigens gilt auch hier die unter « gemachle Bemer¬

kung , daß nur die Halste dieser Position der Landescasse zur

Last fallen , die andere Hälfte von S . K . H . dem Großher¬

zoge zu übernehmen sein wird.
o. Für Geschäftskosten . . . . 120 Thlr.

Gegen diesen Ansatz findet nach dem , in der Begrün¬

dung gegebenen Aufschluß der Ausschuß nichts zu erinnern.

Nur wird hier ebenfalls eine Theilung der Ausgaben wie

unter ». beantragt , eintrcten müssen , vorbehaltlich etwaiger

besonderer Verwendungen blos für das Landes -Archiv.

Der Ausschuß beantragt indessen , da eine schlüssige Ver¬

einbarung über die Vertheilung der Kosten auf die Hofkasse

und die Centralkasse bei der gegenwärtigen Lage der Sache

kaum so rasch , wie für die Erledigung der Landtagsarbeiten

nothwendig , zu erreichen sein dürfte:
„Der Landtag wolle für dieses Jahr die für das

Archiv auSgeworfenen 1677 Thlr . 36 gr . nach Abzug

des für den Kanzlisten berechneten Gehalts von 337

Thlr . 36 gr . mit im Ganzen 1310 Thlr . bewilligen ."
Ministerialrath Krell : Ich möchte bemerken , daß die

Scheidung des Familienarchivs und des Landesarchivs schon

einmal versucht worden . Sie hat aber aufgegeben werden

müssen , weil man sie für unausführbar hielt . Der Regent
und dessen Familie sind so unzertrennlich mit dem Staate

verbunden , daß eine irgend praktijche Scheidung nicht möglich

ist . Ich glaube übrigens nicht , daß bas eigentliche Famiiien-

archiv im strengen Sinne des Worts dem Archivarius die

Arbeit in irgendwie bedeutend vermehrt.

Abg . Mölling : Mich dünkt , was der Herr Regie-

rungsbevollmächligte gesagt hat , bestätigt nur , daß die Aus¬

gabe gethcilr werden muß , denn ist es nicht auszurechnen , se¬

ist die Halbirung gerade gerechtfertigt . Daß aber die Krone

einen Thcil von dem tragen muß , was auch zu ihrem Nutzen

geschieht , scheint mir um so billiger , da die Krone reicher ist,

als der Staat selbst , so baß eher das Ganze von der Krone
übernommen werden könnte , als vom Staate.

Präsident : Da sich Niemand weiter zum Worte ge¬

meldet hat , erkläre ich die Diskussion für geschlossen.

Abg . Strackerjan ( Berichterstatter ) : Ich möchte ein

paar Worte noch hinzufügen , daß wir nämlich aus eben dem

Grunde , weil es jo schwierig ist , daß Haus - und Familien¬

archiv vom Staatsarchiv zu trennen , oder auseinanderzusetzen,
wie vielZcit etwa der Archivar dem einen oder dem andern widmen

müsse , für jetzt darauf verzichtet haben . Demnächst wird das Ouan-

tum , welches aus der Hof - und Chatoullkasse zu den Kosten des

Archivs beizutragen ist, näher festzustellen sein.

Präsident : Es ist also adzustimmen über den Akttrag:
„der Landtag wolle für dies Jahr die für das Archiv

ausgeworfenen 1677 Thlr . 36 gr . nach Abzug deS
für den Kanzlisten berechneten Gehalts von 337 Thlr.

36 gr . mit im Ganzen lälO Thlr . bewilligen ."

> Die Herren , die diesem Anträge bcitreien wollen , bitte

^ ich aufzusteheü.
? Dill Antrag ist angenommen.

Abg . Strackerjan ( Berichterstatter , verliest ) :
8- 6 .'

3 . Das Oberappellationsgllricht.
Hierfür sind auSgeworfen 1Z,818 Thlr . 11 gr.
Die ganze Position befaßt lediglich Gehalte , die , so weit

sie nicht bereits definitiv angestellten Beamten ausgesetzt , also

überall nicht zu beanstanden sind , nur angemessen gefunden

werden . Die Hülfsrichter sind nothwendig , da zwei Mitglie¬

der des Oberappcllationsgerichts in der Gesctzcommission ar¬

beiten . Wenn nicht das Hinderniß der bereits geschehenen

definitiven Anstellung und Gehaltsbestimmung cntgegen-
stände , so würde der Ausschuß eine Rcductiön des Gehalts

des Oberappellationsgerichtssecretärs beantragen ; denn ein

Gehalt von 777 Thlr . 65 gr . für einen Secrctär des Ober¬

appellationsgerichts ist denkbar zu hoch ; es übersteigt sogar

dasjenige eines Richters . Aber der jetzige Sccretär des

Obcrappellationsgerichts ist , zufolge vom Staatsministerium

ertheilter Auskunft , definitiv bereits im Jahre 1839 mit 600

Thlr . Gold angestellt und letzteres 1846 auf 700 Thlr . Gold.
Unter diesen Umständen , und da auch das , dem Aus¬

schüsse anfangs aufgestoßene Bedenken , ob zwei  Boten des

Obcrapellatiönsgerichts unentbehrlich seien , sich auf eingczo-

gcne Erkundigung als nicht gerechtfertigt erwiesen hat , bleibt
dem Ausschüsse nur übrig zu beantragen:

„Der Position 0 . 3 . ( Z. 6 . ) des Voranschlags die

Genehmigung zu ertheilen ."
Präsident : Die Herren , welche dem Anträge des Aus¬

schusses gemäß der Position v . 3 . des Voranschlags die Ge¬

nehmigung ertheilen wollen , bitte ich aufzustehen.
Der Antrag ist angenommen.
Abg . Strackerjan ( Berichterstatter , verliest ) :

8- 7-
4 . Die Prüfungscommission.
Hierher sind keine Ausgaben ausgeworfen , da die Ge¬

schäfte von Mitgliedern anderer Behörden , welche als solche

Gehalt beziehen , wahrgenommen werden.
In Lew Begründung des Voranschlags ist angeführt , daß

die Geschäftskosten der Prüfungscommission auS den Spor¬

teln  derselben mir bestritten werden , welche etwa 20 Thlr.

betragen würden . Der Ausschuß ist der Ansicht , daß die Kan¬

didaten , welche sich zum Staatsdienste melden und gesetzlich

zü prüfen sind , keiner Besteuerung für diese Prüfung unter¬

worfen werden müssen , daß demnach alle Sporteln und Stem-

pelpapiergcbühren bei der Prüfungskommission künftig ganz

Wegfällen möchten , da das Interesse durchaus gegenseitig und

nicht abzusehen ist, warum der eine Theil zum Vortheile deS
anderst besteuert werden soll . Er stellt daher den Antrag:

„Der Landtag beschließe , hohe Staatsregierung werde

ersucht , bei der Prüfungscommission künftig keine

Sporteln und Stcmprlpapiergebühren mehr erheben

zu lassen ."
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Den geringen Ausfall von ., etwa 20 Thlr . dagegen in

den Voranschlag auszunehmen , wird nicht erforderlich sein , da

die Sporteln des Oberappellationsgerichts zur Deckung der

Geschäftskosten auch der Prüfungskommission hinreichcn wer¬

den , eventualiter das etwaige Deficit aus der Position 7.

(§ . 18 .) zu entnehmen ist.
Präsident : Da Niemand sich hierüber zum Worte ge¬

meldet hat , so bringe ich den Antrag zur Abstimmung . Er

geht dahin:
"Der Landtag beschließe , hohe Staatsregierung werde

ersucht , bei der Prüfungscommission künftig keine

Sporteln und Stcmpelpapiergebühren mehr erheben

zu lassen ."
Die Herren , die diesen Antrag annehmen wollen , bitte

ich aufzustehen.
Der Antrag ist angenommen.
Abg . Strackerjan (Berichterst ., verliest ) :

§. 8.
5 . Die Wittwen - , Waisen - und Leibren¬

te  n k a sse.

Hierfür sind ausgeworfen 2100 Thlr.
Der Ausschuß hat es richtig gefunden , daß diese Summe

der ungefähre Durchschnittsbetrag der bisherigen jährlichen

Zuschüsse ist.
Es wird hierbei zunächst in Frage kommen , ob und

wie weit der Staat zur Leistung dieser Zuschüsse rechtlich

verpflichtet ist.
Die Wittwcnkafse ist nämlich gegründet mit der Be¬

stimmung :
s) daß die Administrationskosten nicht aus den Beiträ-

gen der Interessenten bestritten , sondern aus der

Staatskasse zugeschossen werden,
b) daß die Beamten und Officialen , denen der Beitritt

zur Pflicht gemacht ist , damit der Staat nicht ferner

in den Fall kommenderen Wittwen Pensionen bewilli¬

gen zu müssen , einen Rabatt an ihren Beiträgen ge¬
nießen sollen und dieser Rabatt ebenfalls aus der

Staatskasse ersetzt werde.

Zur Bestreitung dieses Ersatzes und jenes Zuschusses

wurde anfangs die jährliche Summe von ZOO Thalern fest¬

gesetzt , welche als ein besonderer Nebcnfonks verwaltet wer¬
den sollte . Wie aber die Beamten sich nach und nach ver¬

mehrt hatten und dahurch die Rabatt - Vergütungen und die

Administrationskosten sich steigerten , reichten die jährlichen

500 Thaler nicht mehr hin und cs wurde daher zur Auf-

rechthaltung der . obenbemerkten gesetzlichen Bestimmungen die

den Beamten zu Gute kommenden Rabaltvergütungen und die

Administrationskosten bis zu der Summe aus der Staatskasse

bewilligt , welche in jedem Jahre sich als erforderlich zeigen

werde . Dies geschah auf Antrag der Dircction der Wittwen¬

kasse durch landesherrliches Rescript vom 23 . Januar 1811 und

damit hörte die besondere Verwaltung des anfangs zu dem

angegebenen Zwecke gestifteten Nebenfonds auf.
Die Mehrheit des Ausschusses erkennt nun eine Ver¬

pflichtung  des Staates zu den Geschäftskosten der Witt-

wenkasse und zu den den Beamten bewilligten Rabatt beizu-

tragcn nur in so weit an , als diese in der Verordnung vom

1. November 1779 begründet ist , nämlich bis zum Betrage

von 500 Thlr . Gold oder 562 ^ Thlr . Cour ., indem das Re-

script vom 23 . Januar 1811 eine Verpflichtung des Staats

zu höheren Beiträgen nicht begründen könne . Ebenso wenig

erkennt dieselbe aber eineVerpflichtunq des Staats an , den Beam¬

ten den ihnen ursprünglich bewilligten Rabatt an den Wittwen-

Waisenkassenbeiträgen fortwährend zu leisten . Wenn aberauch an

und für sich das eine oder andere dieser Rechte begründet sein sollte,

so ist nach Ansicht der Mehrheit das Vermögen jener Kasse so

bedeutend , daß sie füglich ihre Geschäftskosten selbst tragen

und auch den bereits bei der Kasse bctheiligten Beamten rc.

den ihnen ursprünglich bewilligten Rabatt ferner zu Gute

kommen lassen könne , und selbst wenn dieses nicht der Fall

sein sollte , so würde der Staat durch seine für die Anstalt

übernommene Garantie den Interessenten jede mögliche Sicher¬

heit geben , daß die Kasse demnächst ihre Verpflichtungen er¬

füllen könne . Die Mehrheit beantragt daher:

,/Der Landtag wolle die im Z. 8 . des Voranschlags

für die Wittwen -, Waisen - und Leibrcntenkaffe ausge-

worfcnen 2400 Thlr . bis auf 562 Thlr . 36 gr . er¬

mäßigen und bis zu diesem letzteren Betrage bewil¬

ligen ."
Die Minderheit (Strackerjan)  ist dagegen der An¬

sicht , daß eine rechtliche Verpflichtung des Staats die Ge¬

schäftskosten der Wittwenkaffe zu bestreiten , so wie den den

Beamten w., welche zum Beitritte zur Wittwcnkasse verpflich¬

tet sind , statutenmäßig zugesichertcn Rabatt zu erstatten , be¬

gründet sei. Zn der Verordnung über Errichtung der Witt¬

wenkasse heißt es tz. 20 . freilich nur , cs solle der Anstalt ein

beständiger Zuschuß von 500 Thalern zufließen , aber sie sollte

nach der an die Dircction zu erlassenden Vorschrift verwandt

werden , nur diejenigen Beamten , die zum Beitritt zur Witt¬

kasse verpflichtet waren , einige Erleichterung zu verschaffen.

In der demgemäß erlassenen Vorschrift , in der Instruktion

für die Wittwenkasscbircctivn ist denn auch der jedem Beam¬

ten rc. zu bewilligende Rabatt auf 4 gr . von jedem Thaler

des Beitrages bestimmt . Die 500 Thlr . waren aber ursprüng¬

lich lediglich zum Ersatz des Rabatts bestimmt und erst durch

die Instruction wurden auch die Geschäftskosten auf die

Staatskasse übernommen , und dazu jene 500 Thlr . mit an¬

gewandt . Als die Zahl der Staatsdiener namentlich nach

Erwerbung der ehemals hannoverschen und münsterschen Lan-

destheile sich mehrte , reichten jene 500 Thlr . aber um so

weniger zur Bestreitung des Rabatts aus , als die durch die

obenerwähnte Instruction gleichfalls auf die Staatskasse über¬

nommenen Kosten , auch aus dieser Summe gedeckt wurden , und

cs mußte nothwendig der Regent jenen Beitrag erhöhen , in¬
dem einerseits die Wittwenkasse bei ihrer Errichtung durch

den Staat verpflichtet war , die Beamten gegen Zahlung nie¬

drigerer Beiträge aufzunehmen , andererseits aber die Interes¬

senten der Wittwcnkasse ein Recht daraus hatten und haben.
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daß um nicht die Sicherheit der Anstalt zu gefährden , für

jeden Interessenten die vollen statutenmäßigen Beiträge zur
Kasse kommen , und dieses nur durch eine Erhöhung des Zu¬
schusses aus der Staatskasse ausgeglichen werden kann . Ab¬
gesehen also von der Verfügung vom 23 . Januar 1811würke
schon eine Verpflichtung des Staats vorlicgen , der Wittwen¬
kasse die Verwaltungskosten und den vollen Betrag des den
Beamten gewährten Rabatts zu versichern . Ucberdies muß
aber auch die Minderheit jene Verfügung für eine den Staat

gegenüber der Wittwenkasse bindende Regenten - Handlung
halten , indem dieselbe die Wittwenkasse nicht in dem Sinne
für eine Staatsanstalt halten kann , daß der Staat berechtigt
wäre , willkürlich in die innere Einrichtung derselben cinzu-
greifen , ihr Zuflüsse abzuschneiden . Die Wittwenkasse ist freilich
durch den Staat ins Leben gerufen und steht unter Oberaufsicht
und Garantie des Staats , allein ihreVerwaltung ist eineselbststän¬
dige , von der übrigen Staatsverwaltung getrennte , und jeder
Interessent derselben hat ein durch seinen Beitritt wohlerwor¬
benes Recht darauf , daß die statutenmäßige Einrichtung der¬
selben nicht durch Schmälerung der Zuschüsse aus der Staats¬
kasse verändert und damit die Sicherheit der Anstalt gefähr¬
det werde.

Wenn aber auch eine rechtliche Verpflichtung des Staats
nicht vorläge , ferner den veranschlagten Zuschuß zu leisten , so
würde doch denjenigen Beamten , welche jetzt Interessenten
der Kasse sind , der Rabatt von der Kasse bewilligt werden
müssen , weil sie nach dem mit dieser abgeschlossenen Beitritts¬
vertrage nur verpflichtet , die niedrigeren Beiträge zu zahlen;
es würde demnach ein Ausfall in der Einnahme entstehen,
der , weil er jährlich wiederkehrt und mit Zinsen auf Zinsen
zu berechnen ist , einen demnächst vom Staate zu keckenden
Fehlbetrag in dem Vermögen der Kasse Hervorrufen könnte,
der um so gefährlicher würde , als er bei der Schwierigkeit,
den Vermögcnsbestand einer derartigen Kasse zu ermitteln,
lange verborgen bleiben würde.

Nach allem diesen beantragt die Mindcrhet:
„Der Landtag wolle die in tz. 8 . für die Wittwen -,
Waisen - und Leibremenkasse ausgeworfenen 2300 Thlr.
bewilligen ."

Eine andere Frage ist aber die : ob der Zuschuß , in so
weit er die Abzüge von den Beiträgen auch der Hofbeamten
und Hofdienerschaft ersetzt noch ferner aus der Staatskasse
zu leisten sei ? Diese Frage muß nach dem Erachten deS Aus¬
schusses unbedenklich vermint werden , da die Staatskasse ge¬
genwärtig außer Beziehung zu den Gehalt , n und Diener-
schastsverhältnrssen der Hofbeamten und der Hofvienerschast
steht , mithin nicht die Verpflichtung hat , diesen einen Tleil
ihrer Beiträge zur Wittwenkasse zu ersetzen , oder ihnen Ge¬
währ zu leisten , wenn die Vergünstigung , welche auch sie bei
Witlwcnkasse genießen , wegfällt . Der Ersatz der . Abzüge von
den Beiträgen der Hofbeamten und der Hojdicnerfchast wird
also künftig der Wittwenkasse , die ihn jedenfalls haben muß,
aus der Großherzoglichen Hofkasse werden müssen.

Der Ausschuß beantragt daher:

Der Landtag ersuche die hohe Staatsregicrung:
. „ die Direction der Wittwenkasse mit der Anweisung

zu versehen , die Abzüge von den Beiträgen der Hof¬
beamten und Hofdienerschast zur Wittwenkasse ferner
nur gegen Ersatz aus der Hofkasse Eintreten zu lassen ."

Präsident : Da Niemand sich hierüber zum Worte ge¬
meldet hat , so bringe ich unter Annahme des Schlusses die
Anträge zur Abstimmung.

Der Antrag der Minderheit geht dahin:
„der Landtag wolle die in tz. 8 . für die Wittwen -,
Waisen - und Leibrenten - Casse auSgeworfenen 2,400
Thaler bewilligen ."

Diesen bringe ich zuerst zur Abstimmung und würde er
verworfen , dann würde ich den Majoritäts -Antrag zur Ab¬
stimmung bringen.

Ich bitte also diejenigen Herren , welche diesen eben ver¬
lesenen Minderheitsantrag annehmen wollen , aufzustehen.

Der Antrag ist abgelehnt.
Der Majoritätsantrag lautet:

„Der Landtag wolle die in tz. 8 . des Voranschlags
für die Wittwen - Waisen - und Leibrenten -Caffe aus-
geworfenen 2100 Thlr . bis aus 562 Thlr . 36 Gr.
ermäßigen und bis zu diesem letzten Betrage bewil¬
ligen ."

Die Herren , welche diesen Antrag annchmen wollen , bitte
ich aufzustehen.

Der Antrag ist angenommen.
Dann bringe ich den Antrag zur Abstimmung:
Der Landtag ersuche die hohe Staatsrcgierung:

„die Direction der Wiktwen -Casse mit der Anweisung
zu versehen , die Abzüge von den Beiträgen der Hof-
bcamten und Hofdienerschast zur Wittwen -Easse ferner
nur gegen Ersatz aus der Hof -Casse eintreten zu lassen . "

Die H rren , die diesen Antrag annchmen wollen , bitte
ich aufzuflehcn.

Der Antrag ist angenommen.
Abg . Stracterjan ( Berichterstatter , verliest ) :

8- 9-
6 . Die Central - Casse des Großherzogthums.

Hierfür sind ausgeworfen . 600 Thlr.
(darunter 500 Thlr . Erhalt deß Cassirers und 100

Thlr . zu Geschäftskosten .)
welche Summe der Ausschuß zur Zeit für genügend begrün¬
det eracht . t , indem die Casse einmal besteht und ein Gehalt

von 500 Thlr . süc den Cassirer der Central -Casse an sich
nicht unangemessen erscheint.

Der Ausschuß beantragt:
der Landtag genehmige die Position 0 . 6. ( tz. 9 .) des
Voranschlags.

Da indessen eingezogencr Erkundigung nach bei Weitem
die meisten aus der Central -Casse zu leistenden Zahlungen
durch tie Provinzial -Cassen geschehen , wie denn auch nament¬
lich die Verwaltung der im Jahre 1819 für das Großher-
zvgthum gemachten Anleihe durch die Cammer des Herzog-



64V

thumS geschieht , dze Zinsen rc. guß der hiesigen Provinzial-

Casse gezahlt und seiner Zeit die Zahlungen mit der Central-
Casse berechnet werden , wie solches auch an und für sich
zweckmäßig erscheint , da die Central -Casse fast ' gar keine selbst¬
ständigen Einnahmen hat , sondern nur durch die Einzahlun¬
gen aus den Provinzial -Casscn gespeiset wird , da mithin daS
schwierige und gefährlichere bei der Casseführung von den
Provinzial - Cassen und deren Verwaltern geschieht und der
Central - Casse nur die Verrechnung der Ausgaben bleibt , er¬

scheint es dem Ausschüsse zur Vereinfachung des Geschäfts¬
ganges angemessen , daß die Führung der Eentral -Easse dem
Cassirer der Provinzial -Casse des Herzogthums , selbstredend
unter getrennter Rechnungsführung übertragen werde , in
welchem Falle dann die Controlle über diese Casse auch der
betreffenden Provinzialbehörde des Herzogthums zu übertra¬
gen sein würbe.

Der Ausschuß beantragt daher , und da in diesem Falle

ein Ersparniß in den Kosten zu erreichen sein mürbe:

^,hohe Staatsregierung wolle auf Verbindung der
Verwaltung der Central - Casse mit der Verwaltung
der Provinzial -Casse des Herzogthums Bedacht neh¬
men und darüber dem nächsten allgemeinen Landtage
weitere Mittheilung machen ."

Ministerial -Nath Krell : Die Ccntral - Casse ist durch

das Staatsgrundgesetz ins Leben gerufen . Es war nolhwcn»
big befunden , die Centralcasse zu errichten , um ein RcchnungS-
unb Eassirwescn die Ordnung emzuhalten , die unumgänglich
notywenbig war.

Es ist namentlich insbesondere »othwendig , die Central-
Einnahmen von den Provinzial -Einnahmen zu trennen , um
nicht Schritt für Schritt Verwirrungen wieder yerdelzuführcn,
welche leicht in den alten Zustand wieder hätten zurückführen
können . Es werden allerdings durch die Vermittlung Pro-

vinzial -Casscn -Zahlungen aus der Central -Casse gemacht , wie
daS in der Natur der Sache liegt . Man kann bqs Geld

nach Eutin und Birkenfeld nicht hinschickcn , die Provinzial-
Casse steht mit den Empfängern in , näherer Verbindung und
so ist sie der Bequemlichkeit für die Zahlenden und Empfan¬
genden wegen hauptsächlich dazu benutzt worben.

Eine Vereinigung halte ich jetzt , wenn nicht für pnmög-
ltch , Doch für sehr bedenklich . Vielleicht wenn sich die Cen¬
tral - und Provinzialverhältnisse hinlänglich geordnet haben
tpitt die Möglichkeit ein sie wieder in der Person eines und
desselbe CassirerS zu vereinigen ; für jetzt ist es ganz unmög¬
lich . Ob die , Kosten auch , dadurch vermindert werden , möchte
noch zweifelhaft sein . Am Ende muß doch eine oder die an¬
dere Personalvermehrung bei der Provinzial -Casse eintreten.

Abg . Bpckel : Meine Herren , ich muß zunächst be¬
merken , daß es dem Ausschuß keineswegs in den Sinn ge¬
kannten ist, auf eine Vereinigung der Cassen anzurragen,
sondern daß der Ausschuß sich nur ausgesprochen hat , daß
es wünfchenswerth sei, daß die Verwaltung in, eine Hand

gegeben werde . Daß dies nach Ablauf einiger Jahre von,
selbst , kommen würde , darin pflichte ich dem Herrn Ministeria !-

Rath bei und ich glaube , aus dem Grunde , weil die Unord¬
nung dann auf einen solchen Grad gestiegen sein würde , daß
man einsehen würde , daß die Trennung der Verwaltung un¬
haltbar ist. Wenn man sich die Sache ansieht , wird man
sehen , daß von einer Bequemlichkeit der Zahlenden und Em¬
pfangenden nirgends die Rede sein kann . Die Zahlungen
geschehen so, daß darüber nicht einfach Buch geführt wird,
sondern daß die Provincial -Casse auf die Anweisung der Ccn-
kral -Casse auszahlt . Diese Auszahlungen werden nun in der
Central -Casse wieder zu Buch genommen , sie werden aber
zum Theil vorschußweise von der Cammer - Cassc geleistet,
und dann , wenn Zuschüsse aus den Fürstenthümern kommen,
wieder liquidier nach diesen Anweisungen , diesen losen Blättern,
und wieder in Cammer - Casse eingeschlossen , wodurch eine
solche Verwirrung entsteht , daß damit viel Zeit und Mühe
erspart werden würde , wenn die Führung beider Cassen in
einer Hand läge ; ich erinnere auch an die Kosten , welche
durch die Besoldung des Central - Cassirer veranlaßt werden.
Daß übrigens auf diese Weise die Zahlung aus der Provin¬
cial -Casse geschieht , ist schon von dem Ministertische gesagt.
Ich habe auch noch den guten Grund , daß für die Central-
Casse kein genügendes Local da ist und solche Summen , wie
die Central - Casse dann zu bewahren hätte , nicht wohl in
einem Privathause untergebracht werden dürften . Welche
Uebelstände und Unsicherheit in der ganzen Verwaltung herrscht,
sehen wir darin , daß die Staatsschuld der Central - Casse von
der Provincial -Casse cvnlrahirt ist, daß selbst die Zinsen und
ausgeloosten Obligationen der Centralschuld von der Provin¬
cial -Casse ausgezahlr werden . Damit unter diesen Verhält¬
nissen nun auch die Kosten , und seien cs auch nur 600 Thlr .,
erspart werden , empfehle ich Ihnen dringend den Antrag deS
Ausschusses.

Abg . Wibel : Sie haben eben gehört , meine Herren,
— denn das geht in klarer Weise aus dem Dortrage deö
Herrn Minist .-Raths hervor , — baß die Trennung der beiden
Cassen doch nur eine eingebildete ist. Wir haben nicht wirk¬
lich eine Central - und eine davon getrennte Provincial - Casse.
Es ist eben eine Unterscheidung nur auf dem Papiere , abge¬
sehen davon , daß jetzt die Kassengeschäfte von 2 Personen
geleitet werden , anstatt von einer . Ich glaube , meine Herren,
es liegt klar auf der Hand rmb ich glaube , Mehrere von uns
haben darüber schon Erfahrungen machen können ; cs wird
dadurch nur eine ^Beschwerde für beide Theile hervorgerufen
und auch nicht Ordnung im Geschäfts - Betrieb eingeführt.
Ich möchte daher auch empfehlen , daß die Staatsregierung
diese Trennung wieder aufgäbe.

Minist . - Rath Krell : Eine Unordnung kann ich nicht
zugeben . Eine . nolhwendige Trennung der Central - Casse von
der Provincial -Casse ließ sich nicht vermeiden . Namentlich ist
auch zu berücksichtigen , daß die Central - Casse nothwendig
unter der unmittelbaren Aufsicht der Centralbehörden stehen
muß , baß die Casse , die ein selbständiges Budget hat , also
auch eine selbständige . Verwaltung haben muß . Das jetzt
benutzte Local ist allerdings nicht ganz besonders geräumig,
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genügt indessen bis jetzt-' und ob ein anderes gefunden werden
kann , iss zweifelhaft . Es ist dafür geborgt, daß große Summen
dort nicht vorhanden sind, weil die Zuschüsse immer aus dem
Herzogthum leicht herbeizuschaffen! sind. Daß dik Zahlungen
der Prvvincial - Cassen nicht alle in baarcm Gelbe an
die Central - Caffe geschehen, sondern in Quittungen über für'
die Central - Casse geleistete Zahlungen ist nichts Abweichendes
von dem, was überall geschieht, wo mehrere Cassen nebenein¬
ander bestehen. Unsere Amrseinnchmer liefern nicht datz baare
Geld ab, sondern haben gerne, wenn sie Quittungen über
von ihnen geleistete Zahlungen cinsendcn können. Ich halte
das nicht für einen Nachtheil , sondern im Gegentheil für eine'
Bequemlichkeit.

Abg . Bü 'ckel : Meine Herren , es kann unsere Ansicht
gar nicht sein, daß die Caffenführung der Central - Casse nicht
der Aufsicht der Centralbehörde unmittelbar unterworfen sei.
Aas würde nur getrennte Buchführung nothwcndig machen,
die wir natürlich auch wollen . Ob Unordnung oder Ver¬
wirrung da ist, das will ich aus sich beruhen lassen, ein Jeder
kann hingehen und sich selbst überzeugen und sich sein eignes
Urtheil bilden. Daß nicht große Summen in der Central-
Casse sind, ist richtig . Cs kommt das aber daher , daß die
Central - Casse jetzt an und für sich keine großen Summen
einzichk, sondern eben alles durch Vorschüsse aus der Pro-
vincialcasse geleistet wird . Was die Maßregel mit den Quit¬
tungen betrifft , so ist das jetzt nvthwmdig , aber eS ist eine
Umständlichkeit, die wir hierbei gerügt haben , denn jetzt sind
immer 3 Hände beschäftigt, während , wenn wir die Sache
einfach haben, eine Hand bas Ganze thun kann und Pg der
Zeit und 2/z der Mühe erspart werden.

Präsident : Wenn Niemand sich weiter zum Worte
gemeldet hat , so erkläre ich die Discussivn für geschloffen,
und bringe die Anträge des Aus chuffes nach der Reihe, wie
sie aufgeführc sind, zur Abstimmung . Der 1. Antrag geht
dahin : der Landtag genehmige die Position v . b . h. 8 des
Voranschlags . Ich biue die Herren , welche cie>en Antrag
annehmen wollen , auszustehen.

Der Antrag ist angenommen.
Der 2 . Antrag geht dahin : hohe Staattregierung wolle

auf Verbindung der Verwaltung der Central - Casse mit der
Verwaltung der Prvvincial - Casse dcS Herzogihumö Bedacht
nehmen und darüber dem nächsten allgemeinen Landtage Mit¬
theilung machen . Die Herren , die diesen Antrag , annehmen
wollen , bitte ich, auszustehcn.

Der Antrag ist ebenfalls angenommen.
Weiter liegt der Beucht des Bndgetausschusses nicht

vor und wir werde» daher zum 2. Gegenstände unsrer
Tagesordnung , zur Berathniig ^ des BeuchtS über das Ad.ö-
snngsgesetz, übergehen muffen . In Gemasch. il des tz. ä l rer
Geschäftsordnung , stelle ich den Ciilmurs des AblösangSgrsetzes
zunächst Jur allgemeinen Discussivn . Sollte N .emand . sich
zum Worte hierüber melden , w.rd« ich gleich zur lpccicllm
Discussivn übergehen . '— Wir we.den also mit der Veiathung-
des Gesetzes im Cmzelne » beginnen.

Art . 1' des Gesetzes lautet:
Die . Ablösung der im Art . 58 des Stääisgründgesetzes

für ablösbar erklärten Berechtigungen und Verhältnisse erfolgt
nach den Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes.

Im Fürstenthütn Birkensild soll das gegenwärtig ^ Gesetz
nur in soweit zur Anwendung kommest, als die Vorschriften
desselben für den Verpflichteten günstiger sind, als die jetzt
im Fürstenthum bestehenden gesetzlichen Bestimmungen.

Abg . Wibet (Berichterstatter ) : Der Ausschuss Hai Ih¬
nen zu berichten:

Da dieses Gesetz schon im vorigen ' Gesteralländtage be-
rathen worden ist, und in dem jetzt zu erstattenden Berichte
größten Theils nur diejenigen Punkte zu besprechen sein
werden , in welchen der von der Statsre ^ierung vorgelegte
neue Entwurf mit den damaligen Landtagsbeschiüssm nicht
übereinftimmt und der Ausschuß mit den jenen Beschlüssen
zum Grunde liegenden Ansichten einverstanden ist , so' darf
im klebrigen zu Verdeutlichung der Sachlage auf den frü¬
heren Ausschußbericht verwiesen werden , wie derselbe sich in
den stenographischen Berichten des ' zweiten allgemeinen Land¬
tags abgrdruckt findet : *)

Art . 1 Seite 55 . — 56.
„ 2. 58.
„ 6. (früher 3 .) . ,, 68.
„ s 4 .) . // 69.
„ 8. ( 5.) . 69.
„ 9. ( „ 6.). 70.
„ io. ( „ 7.) . 70.
„ 11. ( « 8 .). 70.
„ 12. ( „ 9 .) . ,, 7Ü.
„ 13- ( „ 10 .). 70t
„ 14. ( „ 11 .) . // 71:
„ 15- ( „ 12.) . ,/ 71.
„ 16. ( „ 13 .). 72 . u . 139.
„ 19. ( „ 14 .). 93.
„ 20. ( „ 15 ) . 93.
„ 21. ( „ 16 ) . 93.
„ 22. ( « 17.) . 98.
„ 23. I8 .ff. 99.
„ 24. ( „ 19 .) . 102 . u . I16i
„ 25. ( „ 20 .). // 104.
„ 26. ( „ 21 .) . 104.
„ 27. l „ 22 :). 106.
„ 28. ( „ 23 ) . 106.
„ 29. ( „ 24i ) . 110.
„ 30. ( „ 25 .).- k/ M.
„ 32. ( „ 26 .) . // 112.

-t, 33 .^ 36. " <? „ 27 .- 30 -1 „ 112:
„ - 37. ( „ 31 .) /, IIP
„ 38. - 56. („ 33 : - -51 .) „ 114:
„ 57. ( „ 52 .) k, 115.

58. -60. ' ( „ 53 .- 55 .) „ 115:

*) Art.- 3. — s. 17 . 18 . unv 31 . sind neu.
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Art . 61 . ( früher 56 .) Seite 120.
„ 62 .- 64 . ( „ 57 .- 59 ) „ 115.
„ 65 . ( „ 60 .) „ 115.

Anlage D — „ 95 . bis 96.

Wozu dem angegebenen Zwecke das Nachlesen jener frü¬
hem Verhandlungen unumgänglich nöthig ist, wird in Ein¬

zelnen noch darauf hingewiesen werden.
Zu Art.  1.

1 . Der erste Absatz ist mit dem früheren Beschlüsse

gleichlautend und wird zur Annahme empfohlen.
2 . Der zweite Absatz als neuer Zusatz wird gleichfalls

zur Annahme empfohlen . Denn da die Bestimmungen des
Staatsgrundgesetzes im Art . 59 . Ziffer 4 . und 5 . für das
ganze Großherzogthum in Kraft getreten sind , so muß dem

gegenwärtigen Ablösungsgesetze , welches die im Staatsgrund¬
gesetze aufgestellten Grundsätze durchführen soll , auch auf
das Fürstenthum Birkenfeld , Anwendung gegeben werden,
wo doch einige Grundrenten sich vorfinden , welche unter

dasselbe fallen könnten und hinsichtlich deren dadurch ein an¬

derer Rechtszustand als der nach dem französischen Rechte
bestehende eintreten möchte . Daß dieses nicht zu Beschrän¬

kung der bestehenden Freiheit geschehen darf , versteht sich

von selbst , da das Staatsgrundgesetz vielmehr vorhandene

Schranken aufzuheben zum Zweck hat . Daher darf die An¬
wendung da nicht geschehen wo das bisherige Recht dem

Pflichtigen günstiger wäre.
Präsident : Da dieser Art . in beiden Absätzen zur

Annahme empfohlen ist , bringe ich ihn unter Annahme des

Schlusses zur Abstimmung und bitte die Herren , welche ihn

annehmen wollen , auszustehn.
Der Art . ist angenommen.
Art . 2 . lautet:

tz. 1 . Das Recht , die Ablösung zu verlangen , steht,
unter den näheren Bestimmungen der Art . 3 . bis Art . 5.

dem Verpflichteten zu.
Der Berechtigte kann nur die Verwandlung der un¬

bestimmten Antrittsgelder in bestimmte verlangen . (Art . 7 .)

tz. 2 . Ist der Umfang oder die Beschaffenhenheit einer Be¬
rechtigung streitig , so kann , unter Aussetzung der streitigen

Punkte , die Ablösung insoweit , als der Umfang und die Be¬

schaffenheit zugestanden sind , verlangt werden.
tz. 3 . Ist die Berechtigung oder das verpflichtete Gut

oder Grundstück zu Lehn , Erbpacht oder auf ähnliche Weise
erblich verliehen , so ist nur der Inhaber des vererblichen Be¬

sitzrechts befugt , die Ablösung vorzunehmen.
Abg . Wibel (Berichterstatter ) :

Zu Art.  2.

1 . Wenn der Antrag zu Artikel 4 . zu streichen ange¬
nommen wird , so ist im Artikel 2 . in der ersten Zeile:

hinter : „die Ablösung"  einzusch alten:
„jeder einzelnen Verpflichtung ."

2 . Im tz. 3 . ist die Bestimmung im zweiten Absätze

des tz. 1 . unberücksichtigt gelassen , und ist daher in der letz¬
ten Zeile

anstatt : „vorzunehmen"  zu setzen : „ beziehungs¬
weise die Verwandlung der unbestimmten Antritts¬
gelder in bestimmte , zu verlangen ."

Dieser letztere Antrag ist wohl nur als eine RedactionS-

bemerkung , anzusehen und wird allenfalls wohl ohne förm¬
lichen Beschluß angenommen werden können.

Präsident : Den ersten Antrag kann ich für den Fall zur
Abstimmung bringen , daß der Antrag zu Art . 4 wegsiele.

Dann würbe ich nachher den 2 . Anlrag zur Abstimmung
bringen und dann den An . im Ganzen.

Die Herren , welche wollen , daß es für den Fall , baß
der Art . 4 gestrichen würde , hinter „ die Ablösung " zu heißen
habe : „ jeder einzelnen Verpflichtung " bitte ich aufzustehen . —

Zst angenommen.
Die Herren , die weiter den Zusatz wollen , daß statt „vor-

zunehmcn " gesetzt werde „ beziehungsweise die Verwandlung
der unbestimmten Antritksgelder in bestimmte zu verlangen"
bitte ich ebenfalls aufzustehen . —

Ist angenommen.
Ich bringe jetzt den Artikel mit Liesen Abänderungen

zur Abstimmung , und bitte die Herren , welche ihn annehmen

wollen , aufzustehen . —
Er ist angenommen.
Art . 3 lautet:

tz. 1. Die Ablösung einer Grundlast , welche von meh¬
reren gemeinschaftlich  dazu Verpflichteten geleistet wer¬

den muß , kann nur in Ansehung der ganzen  Last erwirkt
werden , und zwar nach dem Beschlüsse der Mehrheit der
Stimmen der Verpflichteten.

tz. 2 . Die Mehrheit der Stimmen wird nach dem Um¬

fange des Beilragsverhältnisses zur Last berechnet.
§. 3 . Bei gleicher Zahl der Stimmen soll die Ablö¬

sung erfolgen.
Abg . ALibel (Berichterstatter , verliest ) :

Zu Art . 3.

1. Zu tz. 4 . ist der Ausschuß zwar mit der Auffassung

einverstanden , welche den Motiven (Seite 34 unter 1) zum
Grunde zu liegen scheint , daß die Besugniß jedes Verpflich¬
teten , selbstständig seinen Entschluß über die Ablösung zu fas¬

sen , nur in den Fällen beschränkt werben darf , wo die ge¬
meinschaftliche Verpflichtung Mehrerer objcctiv keine Theilung

zuläßt , wie z. L . wenn sie zu einem Fuhrdienste jeder ein
Pferd oder der Eine die Pferde , der Andere die Wagen her¬

geben müssen ; oder wenn die Verpflichtung darin besteht , mit
einander ein Werk zu beschaffen wie z. B . einen Mühlenteich

zu reinigen ; oder wenn sie gemeinschaftlich einen unthcilbaren
Gegenstand liefern müssen , z. B . ein Mastschwein . Um dieses

deutlicher auszudrücken , und daß Mißverständniß zu verhüten,
als solle der Art . 3 auch in anderen Fällen einer bloß äu¬

ßerlichen Gemeinschaftlichkeit Anwendung finden , wie ; . B-
die Gemeinschaftlichkeit , welche darin besteht , daß es von dem

Bedürfniß des Berechtigten Hofes abhängt , wie oft die Dienste

gefordert werden , beantragt der Ausschuß:
für den Eingang des tz. 1 . die Fassung:
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Die Ablösung einer Mehreren obliegenden Verpflichtung
gemeinschaftlich einen Dienst (z. B . eine zweispännige

Fuhr ) zu leisten , oder gemeinschaftlich eine Arbeit zu
beschaffen , oder gemeinschaftlich einen untheilbaren Ge¬
genstand zu liefern , kann u . s. w.

2 . Zm § . 2 . wird beantragt , anstatt der Worte:
„nach dem Umfage des Beiträgsverhältnisses zur Last
berechnet . "

Zu setzen:
nach dem bisherigen Beitragsverhältnisse berechnet.

Damit in Fällen , wo die Rechtmäßigkeit des bisherigen

Beitragsverhältnisses etwa bestritten wäre , die Entscheidung
dieses Rechtsstreits nicht vorangehen muß , bevor über den

Entschluß zur Ablösung ' abgestimmt werden könnte.
3 . tz. 3 . zur Annahme empfohlen.

Präsident : Ich bringe unter Annahme des Schlusses
die Anträge des Ausschusses in derselben Reihenfolge , in wel¬
cher sie gestellt sind , zur Abstimmung.

Ich bitte also die Herren , welche dem Eingänge des tz. 1.
die Fassung geben wollen : „ Die Ablösung einer Mehreren
obliegenden Verpflichtung gemeinschaftlich einen Dienst (z. B.
eine zweispännige Fuhr ) zu leisten ober gemeinschaftlich eine
Arbeit zu beschaffen oder gemeinschaftlich einen untheilbaren
Gegenstand zu liefern , kann u . s. w .« auszustehen . —

Ist angenommen.
Die , welche ferner wollen , daß in tz. 2 . anstatt der Worte

„nach dem Umfange des Beitragsvcrhältnisses zur Last be¬

rechnet, " gesetzt .werde : „ nach dem bisherigen Beitragsverhält¬
nisse berechnet " , bitte ich ebenfalls sich zu erheben . —

Ist angenommen.
Ich bringe jetzt diesen Art . mit diesen Abänderungen

zur Abstimmung und bitte , die ihn annehmen wollen,
aufzustehen . —

(Der Art . ist angenommen .)
Art . 4 . lautet:

Der Verpflichtete muß — wenn nicht der Berechtigte
das Gegenthcil gestattet und vorbehältlich der Bestimmung
im Art . 25 . — alle Lasten , zu deren Leistung er demselben
Berechtigten verpflichtet ist, gleichzeitig ablösen , in so weit er
daran durch die Bestimmung des Art . 3 . nicht gehindert ist.

Abg . Wibel (Berichterst .) : Der Ausschußbericht lautet:
Art . 4.

„Wenn ein Pflichtiger , welchem mehrere Leistungen an
denselben Berechtigten obliegen , eine oder einige derselben allein

ablösen will , so kann das einer Abschlagszahlung nicht ver¬
glichen werden ; da ja die einzelnen Leistungen schon getrennte
waren . Dürfte der Berechtigte verlangen , daß Alles gleich¬

zeitig abgelöst werde , so würde dies nicht blos für manchen
Verpflichteten , dessen Vermögensumstände dem nicht entspre¬

chend sind , eine größere Belästigung sein , als der Nutzen sein
kann , welchen der Berechtigte von der gleichzeitigen Ablösung

aller Berechtigungen haben kann , sondern es würde in man¬
chen Fällen die Ablösung ganz gehindert werden , wenn unter
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den Verpflichtungen auch solche sich befänden , von denen der
Verpflichtete nicht zugestcht , daß sie unter dieses Gesetz fallen.

Es wird daher beantragt:
„den Art . 4 . zu streichen ."

Reg .-Cvmm . Runde : Meine Herren , cs ist Ihnen erin¬

nerlich , daß im ersten Entwurf , der dem vorigen Landtage
vorgelegt wurde , dem Berechtigten auch die Provokationsbe-

fugniß oder das Recht auf die Ablösung anzutragcn , gegeben
wird . Es fand diese Bestimmung beim vorigen Landtage
keinen Anklang . Man glaubte diese gleiche Berechtigung aus
überwiegenden Gründen nicht dem Berechtigten geben zu dür¬
fen . Dabei ging aber doch der damalige Ausschußbericht von
der Ansicht aus , daß ein Berechtigter vor dem Nachtheile , der

daraus ihm erwachsen könnte , wenn einzelne Verpflichtungen
abgelöst würden , geschützt werden müsse , und eben diese An¬
sicht hat nach den nähern Berathungen dahin geführt , daß

wenn man dem Berechtigten die Befugniß , auf Ablösung an¬
zutragcn , nicht geben will , doch diese Bestimmung , die im
Art . 4 . enthalten ist, nöthig sein würde . Man findet in allen

Ablösungs -Ordnungen auch eine solche schützende Bestimmung.
Wenn nun der jetzige AuSschußbcricht hauptsächlich hervorhebt
daß in manchen Fällen die Ablösung ganz gehindert werde,

wenn unter den Verpflichtungen solche sich befänden , von
denen der Verpflichtete nicht zugesteht , daß sie unter das Ge¬

setz fallen , so ist für solche Fälle auch schon in tz. 2 . des
Art . 2 . des Entwurfs gesagt , daß das , was streitig wäre,

nicht hindern sollte die Ablösung dessen , was nicht streitig ist.

Ich möchte deshalb Ihnen empfehlen , daß in dieser Beziehung
ein Zusatz gemacht würde zu Art . 4 . und im Uebrigen beibe¬
halten würde . Dieser Zusatz könnte lauten:

„Wenn unter den Verpflichtungen sich solche befinden,

deren Ablösbarkeit streitig ist , so kann die Ablösung
der Uebrigen dadurch nicht gehindert werden ."

Ich glaube , dann würde das Bedenken des Ausschusses
sich erledigen.

Abg . Pancratz : Ich glaube nicht , daß es von Bedeu¬
tung sein wird , ob wir diese Bestimmung treffen oder nicht,
— im Allgemeinen nämlich . Denn ich glaube nicht , daß der
Berechtigte viel Nachtheil dadurch erleiden wird , daß der Ver¬
pflichtete Kleinigkeiten stehen läßt , und das Andere ablöst.
Ich bin aber auch der Ansicht , daß es für den Verpflichteten

keinen besonder » Nachtheil haben wird , wenn er Alles zugleich
ablösen muß . Denn wo dergleichen Verpflichtungen , die unter
dieses Ablösungsgesetz fallen — ausgenommen Erb -Pachten —-
vorhanden , und von Bedeutung sind , da wirb auch in der
Regel Zahlungsfähigkeit des Verpflichteten vorhanden sein . -—
Mein  Bedenken gegen diesen Art . beruht besonders darauf,
daß es manchmal zweifehaft  ist , ob die fraglichen Lasten
steuerlicher  Natur sind oder nicht , und der Verpflichtete

also , je nach dem das eine oder andere der Fall ist, hoffen kann,
daß sie bei der demnächstigen Steuerausgleichung umsonst  weg¬
fallen würden . Bei solchen Verhältnissen könnte , wenn von

Seiten des Berechtigten , des Staats , die theilweise Ablösung
verweigert würde , dann selbst das nicht abgelöst werden , was
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unzweifelhaft ablösbar ist . Diese Beschränkung für die Ver¬
pflichteten möchte ich nicht haben , und zwar nicht blos bezüg¬
lich der Rechte des Stats,  sondern auch bezüglich der vom
Staate an Andere übertragenen Rechte z. B . an den Grafen
von Varel . Denn es würde natürlich überhaupt ein Nach¬
theil für die Verpflichteten sein , wenn sie etwas ablösen müß¬
ten , von dem sie hoffen könnten , daß es bei der Steucraus-
gleichung Wegfälle . — Der Zusatz , wie er eben vorgcschlagen
ist , möchte nicht genügen . Darf ich bitten , ihn noch einmal
vorzulesen.

Präsident : Er lautet:
„Wenn unter den Verpflichtungen sich solche befinden,
deren Ablösbarkeit streitig ist , so kann die Ablösung
der übrigen dadurch nicht gehindert werden ."

Abg . Pancratz : Zch möchte nämlich nicht , daß ent¬
scheidendes Gewicht darauf gelegt würde , daß die Lasten und
deren Natur gerade streitig  seien , sondern dem Verpflichte¬
ten , dem Staate  rc ., gegenüber überhaupt  das Recht ge¬
ben , von der Bestimmung dieses Art . abzusehen , wenn er es
für wünschenswerth hält ; — und daher möchte ich , für den
Fall , daß der Art . nichtgestrichen  werden sollte , den An¬
trag stellen:

Hinzuzufügen:
„Die Bestimmung dieses Artikels soll jedoch dem Ver¬
pflichteten nicht entgcgenstehen bei Ablösungen wo der
Staat der Berechtigte ist , oder wo dem Berechtigten
vom Staate übertragene Berechtigungen , oder Ren¬
ten für solche Berechtigungen , gegen den Verpflichte¬
ten zustchen ." -

D . h . vorbehaltlich der Redaction.
Mit dem letzten  Theile des Zusatzes wollte ich nämlich

die Fälle , wo der Graf von Varel der Berechtigte ist , und
vielleicht auch den Grafen von Galen treffen.

Präsident : Ist dieser Antrag unterstützt?
(Die Unterstützung erfolgt .)
Der Abg . Bot he hat das Wort.
Abg . Bothe : Für den Fall , daß der Ausschußantrag

nicht angenommen wird , möchte ich noch einen Zusatz zu die¬
sem Art . beantragen . Würde nämlich der Art . angenommen,
so scheint er mir zu weit zu gehen . Hat ein Verpflichteter
z. B . mehrere Grundstücke , wovon er Kanon zu leisten hat,
z. B . das eine Grundstück hat er gekauft , ein anderes geerbt
und derselbe Berechtigte hat von beiden Kanon zu fordern,
so sehe ich nicht ein , warum gegen diesen Berechtigten anders
verfahren werden soll , als wenn die beiden Grundstücke gar
nicht mit einander in Verbindung stehen . Deshalb möchte
ich für den Fall , baß der Ausschußantrag nicht angenommen
Wird , einen Zusatzanlrag dahin beantragen:

„hinter den Worten „ alle " werde in Art . 4 . einge¬
schaltet :

„aus demselben Rechtsverhältnisse herrührende «.
Abg . Mölling : Wenn einmal das Prinzip festgestellt

ist, daß der Verpflichtete nur allein berechtigt sei adzulösen,
nicht auch der Berechtigte , so meine ich, muß dies Prinzip con-

sequent durchgeführt werden , soweit es möglich ist, und so weit
es nicht geradezu eine Rechtsverletzung für den Berechtigten
würde . Das ist das Prinzip , das dem Ausschußantrage zu
Grunde liegt . Die verschiedenen Anträge haben gerade ge¬
zeigt , in welche Verwirrung wir gerathen , wenn wir von
diesem Prinzipe abweichen . Der Antrag des Hrn . Regie-
rungscommissars will blos das Recht der Ablösung bei strei¬
tigen Fällen beschränken . Der Abg . Pancratz  will dem
Staat gegenüber dem Verpflichteten das Recht zusprechen.
Den Antrag des Abg . Bothe  habe ich so genau nicht ver¬
standen . Wo ein Verpflichteter in der Lage ist , ablösen zu
können , wenn einzelne Leistungen dem Berechtigten gegen¬
über stehen , die einzeln abgelöst werden können , so können
die Nachtheile , die durch die Ablösung der einzelnen Leistun¬
gen für den Berechtigten entstehen , dünkt mich , gar nicht in
Betracht kommen , denn die ganze Ablösung kann eben so
gut ein Nachtheil für den Berechtigten sein , und ich glaube,

! die Gestattung der Ablösung einzelner Leistungen von mehre¬
ren ist eine durchaus nothwendigc . Ob der Berechtigte in
einzelnen Fällen Schaden hat , kann nicht in Betracht kom¬
men . Ich glaube daher , wir können nicht anders , wir müs¬
sen den Ausschußantrag einfach annehmen , weil keine Rechts¬
verletzung für den Berechtigten entstehen , sondern höchstens
einige Unzuträglichkeitcn daraus entstehen können.

Präsident : Der Abg . Bothe  hat beantrag : , für den
Fall , daß der Ausschußantrag nicht angenommen wird:

hinter dem Worte „ alle " zu setzen : „ aus demselben
Rechtsverhällniße herrührende . "

Ist dieser Antrag unterstützt?
Er ist hinreichend unterstützt.
Der Abg . Wibel  hat das Wort.
Abg . Wibel : Meine Herren ! Es stehen sich hier

zwei Interessen gegenüber . Das eine ist das des Verpflich¬
teten , der mehrerlei Verschiedenartiges zu leisten hak, Dienste,
Renken in Geld oder Naturalien , sogenannte Fruchtrentcn,
welcher Hühner , Eier , Butter und was weiß ich Alles , zu
verschiedenen Terminen oder zu verschiedenen Jahreszeiten seinem
Gutsherrn zu bringen schuldig ist. Da kann es in seinem Interesse
gar sehr liegen , daß er das , was ihm zrr lästig geworden ist im
Lau e der Zeit , und worüber er die einfachsten Nachweisungen
hat , wo er also durch schnelle Ablösung aus der Lage kommen
kann , und zu einem vortheilhasten Resultate ; baß er das so bald
als möglich ablöst . Andere Leistungen können von der Art
ein , daß sie ihn weniger drücken , zumal wenn er sie doch nur ab¬
lösen könnte zu 20 ober gar zu 2ü Procent . Selbst die
Fruchtrente könnte seinen Vermögensverhältniffen nach lieber
beizubehalten als abzuschaffen sein . Er könnte in der Lage
sein , daß es , wenn das Ablösungs -Eapital als erste Hypo¬
thek aus ihn ingrossirt wird , auf seinen Kredit verderblich
einwirken würde . Deshalb ist man also im Interesse der
Pflichtigen darauf hingewiesen , den tz. zu streichen . Man
sagt dagegen zwar:  der Pflichtige kann ja zur Ablösung
nicht gezwungen werden . Aber , wenn er das Malier Roggen
und andere größere Leistungen nicht abzulösen gut im Stande
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ist , soll er darum jene kleineren Plackereien als Grundlast
behalten müssen ? Auf der andern Seite sollen wir aller¬

dings das Interesse des Berechtigten eben so gerecht wahren.
Da wird uns denn gesagt : dem Berechtigten muß daran
liegen , daß ihm daS , wovon wiederum er seine nothwendige
Existenz , seinen Haushalt oder sein tägliches Leben oder den
Betrieb einer geschäftlichen Unternehmung ausstatten soll , daß
ihm das nicht zersplittert wird auf unbillige Weise , daß er
das nicht in kleinen Summen entgegen zu nehmen genothigt
wird , was ihm in größer « allein wahrhaft nützlich sein
kann . Aber , meine Herren , ich frage Sie : ist davon hier
eine richtige Anwendung ? In den meisten Fällen gewiß
nicht . Was der Berechtigte dadurch gewinnen wird , wenn
er nicht leiben will , daß lheilweise abgelöst wird , ist gewiß
nur , daß gar nicht abgelöst wird.

Ich glaube nun nnd nimmer , daß der Art . 4 . dem Be¬
rechtigten häufig dazu verhelfen würde , daß Alles auf einmal
abgelöst würde . Wo der Nachtheil für ihn liegen soll weiß
ich nicht . Ich sehe nur Schaden und Nachtheil auf der Seile
des Verpflichteten und kein Unrecht gegen den Berechtigten.
Dann muß er nicht die Butter , die Eier , die Hühner u . s. w.
an den verschiedensten Tagen des Jahres annehmen , und sind
nicht die Plackereien unendlich mehr auch für ihn , als wenn
er die einfache Ablösungssumme annimmt für das was ihm
und dem Verpflichteten nur lästig ist und wovon das Capi¬
tal , in seine Hand gelegt , wäre es auch ein kleines , doch zu
einem recht fruchtbaren Dinge werden könnte . Ich sehe also
nicht ein , was für ein Interesse auf Seiten des Berechtigten

zu wahren ist.
Es ist ja gar nicht davon die Rede , daß etwas getheilt

werden soll , was der Natur nach nicht schon getheilt war,
denn es lag ja in dem bestehenden Rechtsverhältnisse , daß das
Huhn nicht zugleich mit dem Roggen abgeliefert zu werden
brauchte und so kann auch nicht verlangt werden , daß das
Capital für das jährliche Huhn zugleich mit dem für den
Roggen abgetragen werde.

Der Herr Regierungs -Commissar hat nun den noch er¬
heblicheren Einwand , der es dem Ausschüsse zu einer Unmög¬

lichkeit mache , den Art . 4 . zur Annahme zu empfehlen aller¬
dings beseitigt . Nach seinem Verbesserungs - Anträge wäre es
möglich den Art . 4 . anzunehmcn . Es ist dann wenigstens
für den Fall Vorsehen getroffen , wo sonst Verwirrung ent¬
stände , die ganz unlösbar wäre.

Der Antrag des Abg . Pan er atz ferner sichert die Fälle,
die in anderer Beziehung auch von hohem Interesse sind und
wir würden auf keinen Fall von der Streichung des
Art . 4 . absehen können , ohne dann wenigstens zum Anträge
des Abg . Pancratz  zurückzukehren.

Aber , meine Herren , Sie haben auch den Antrag des
Abg . Bothe  gehört und derselbe hat Ihnen klar die Aus¬
sicht eröffnet , wie grundlos es ist , wenn wir den Artikel 4.

überhaupt beibehalten wollen . Das ist Ihnen gezeigt in dem
einen dort hervorgehobenen Beispiele.

Aber wie viel öfter noch läßt sich denken , daß die recht¬

liche Einheit dieser Berechtigungen doch nur eine willkür¬
liche Voraussetzung unsrerseits ist. Nehmen Sie den umge¬
kehrten Fall an , von dem , welchen der Abg . Bothe  ange¬
führt hat . Ein Gutsherr hat von 2 Pflichtigen zu fordern
gehabt Jahrhunderte lang , nachher kommen die Besitzthümer
derselben in eine Hand . Wo ist da das Einheitliche ? Also wenn
wir das Princip strenge wollten , so müßten wir zwar den
Antrag des Abg . Bothe  annehmen.

Aber dieser Antrag würde uns doch noä > auf einem
weiten Felde von Verwirrungen und Unklarheiten lassen.
Ich wüßte keine bessere Bestimmung als zu sagen : „ aus den¬
selben Rechtsverhältnissen . " Wie schwer aber würde diese

Unterscheidung durchzuführen sein , wenn wir auf vergangene
Jahrhunderte zurückgehcn müssen und mittelalterlich sind die
Dinge , die wir hier zu beralhen haben , alle.

Darum , meine Herren , halte ich es für 's Richtigste , wir
nehmen den Antrag des Ausschusses auf Streichung des Art.
an . Eine schwere Verletzung kann wahrlich für Niemand
darin liegen , wenn ihm ein Recht nicht gegeben wird , wel¬
ches er bisher nicht gehabt hat , meiner vollen Ueberzeugung
nach.

Abg . Pancratz : Ich bin nicht der Ansicht , daß durch
Beibehaltung dieses Art . die Ablösungen im Allgemeinen be¬
deutend verhindert werden würden.

Außerdem wollte ich nur noch bemerken , daß der Antrag
Bothe ' s,  dem ich gern beipflichte , meinen Antrag nicht
überflüssig macht.

Präsident : Die Discussion über diesen Art. ist geschlossen.
EL liegen folgende Anträge vor:
Der Antrag des Ausschusses dahin gehend , daß der Art.

gestrichen werde.
Der Antrag des Herrn Regierungs -Commissars Runde,

folgenden Zusatz zu machen:
„Wenn unter Len Verpflichtungen sich solche befinden,
deren Ablösbarkeit streitig ist , so kann die Ablösung
der übrigen dadurch nicht gehindert werden " .

Dann der Antrag des Abg . Pancratz  dem Art . 4.
die Beschränkung hinzuzufügen:

„Die Bestimmung dieses Art . soll jedoch dem Ver¬
pflichteten nicht entgegenstehen , bei Ablösungen , wo
der Staat der Berechtigte ist oder an den Berechtig¬
ten vom Staate übertragene Berechtigungen oder Ren¬
ten für solche Berechtigungen gegen den Verpflichte¬
ten zustehen ."

Dann der Antrag des Abg . Bothe,  daß hinter dem
Worte „ alle " im Art . gesetzt werde : „ aus demselben Rechts¬
verhältnisse herrührenden . "

Diese Abänderungs - oder Zusatzantcäge zu Art . 4 . schlie¬
ßen sich nicht aus und ich glaube , über die Reihenfolge , wo¬
rin ich sic zur Abstimmung bringe , wird keine besondere Be¬
stimmung zu treffen sein , sie können in derselben Reihenfolge,
wie sie eingereiht sind , zu Abstimmung kommen.

Ich würde bei der Abstimmung diese dem Art . modiflci-
renden Zusätze zuerst vorangehen lassen und dann natürlich
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die Frage stellen, ob Sie den Art. mit oder ohne jene Zu¬
sätze annehmen oder den Art. ganz cessiren lassen wollen.

Zch bringe zuerst zur Abstimmung den Antrag deS
Herrn Regierungs-Commissars, daß der Art. den Zusatz er¬
halte:

„Wenn unter den Verpflichtungen sich solche befinden,
deren Ablösbarkeit streitig ist, so kann die Ablösung
der übrigen dadurch nicht gehindert werden."

Zch bitte die Herren, die diesen Antrag annehmen wol¬
len, aufzustehen.

Abg. Wibel : Zch nehme ihn an , um ihn nachher
wieder zu streichen.

(Abg. Mölling:  Allerdings.)
Präsident : Zch habe ausdrücklich bemerkt, daß die

Herren nachher die Freiheit haben, den Art. 4. ohne oder
mit jenem Zusatze anzunehmen oder zu verwerfen.

Insofern präjudicirt sich durch diese Abstimmung noch
Niemand für die Annahme des Art.

Der Zusatz ist angenommen.
Zch bringe jetzt den Zusatz des Abg. Pancratz  zur Ab¬

stimmung:
„Die Bestimmung dieses Art. soll jedoch dem Ver¬
pflichteten nicht entgegenstehen, bei Ablösungen, wo
der Staat der Berechtigte ist oder an dem Berechtig¬
ten vom Staate übertragene Berechtigungen oder Ren¬
ten für solche Berechtigungen gegen die Verpflichteten
zustehen."

Die Herren, welche diesen Zusatz annehmen wollen, bitte
ich aufzustehen.

Ebenfalls angenommen.
Diejenigen, welche den Antrag Bothe ' s,  hinter dem

Worte „alle" einzuschaltcn: „aus demselben Rechtsverhältnisse
hcrrührenden" annehmen wollen, bitte ich aufzustehen.

Der Zusatz ist angenommen.
Zch bringe jetzt den Art. 4. zur Abstimmung und bitte

die Herren, welche wollen,  daß nach diesen Veränderungen,
die Sie eben beschlossen haben, der Art. dem Anträge des
Ausschusses gemäß gestrichen werde, aufzustehen.

Der Antrag des Ausschusses auf gänzliche Streichung
dieses Art. ist angenommen.

Art. 5. Lautet:
Der Berechtigte kann der Zerstückelung pflichtiger Grund¬

stücke widersprechen, bis die Ablösung derjenigen Lasten erfolgt
ist, welche unvertheilt aus jenen Grundstücken haften.

Abg. Wibel (Berichterstatter, verliest) :
Art. 5.

Nach der Ansicht des Ausschusses muß unterschieden wer¬
den, zwischen den Lasten, welche ihrer Natur nach nicht theil-
bar sind, wie z. B . eine Dienstleistung oder die Lieferung ei¬
nes fetten Schweins und dergleichen und denjenigen, welche
wohl theilbar, sind aber unverthcilt auf dem ganzen Grund¬
stücke ruhen, wie z. B . Geld oder Kornprästation. Nur hin¬
sichtlich der elfteren dürfte dem Berechtigten die Befugniß ge¬
geben werden, vor der Zerstückelung die Ablösung zu verlan¬

gen, weil anders nicht wohl aus der Sache zu kommen ist; wäh¬
rend er hinsichtlich der Lasten der letzteren Art sich wohl gefallen
lassen müßte, daß die künftigen Besitzer der Theile des Grund¬
stücks nach Verhältniß ihres Besitzes auch ihren Beitrag zu
der Leistung lieferten, und nicht mehr verlangen könnte, als
daß die Repartition vorher geschehe.

Es wird daher beantragt
anstatt der Worte:

„bis die Ablösung" u. s. w.
zu setzen:
„bis die Ablösung derjenigen Lasten welche untheil-
bar  auf den Grundstücken haften erfolgt oder eine
Repartition der thcilb aren  unter den allerseits Be¬
theiligten geordnet ist.»

Präsident : Da Niemand sich zum Wort.
Der Abg. v. Thünen  hat das Wort.

Abg. v. Thünen : Am Schlüsse ist gesagt: „der thcil¬
baren unter den allerseits Vetheiligten.« Da müßte doch eine
nähere Bestimmung dahin getroffen werben, daß nach dem
Wcrthe der Grundstücke getheilt würde, denn sonst könnte
man dem einem Grundstücke die Lasten zu einem so großen
Theile auflegen, daß der Werth desselben übersteigen würde.

Ich glaube, daß eine solche Bestimmung zweckmäßig
sein würde.

Abg. Pancratz : Dadurch, daß hier gesagt ist „unter
den allerseits Betheiligten" soll ausgcdrückt werden, daß so¬
wohl der Berechtigte, als der Verpfllichtete zugezogen werden
müsse. Zch glaube, daß man diesen dann keine Vorschriften
zu machen braucht, wie sie es vertheilen sollen, ob nach
dem Werthe der Grundstücke, oder welchen Maßstab sie sonst
anlegen wollen. Der erstere wird freilich der gewöhnlichere sein.

Präsident : Der Berichterstatter hat noch das Wort.
Abg. Wibel (Berichterstatter) : Das Ausschuß Mitglied

vor mir hat das erledigt, was ich sagen wollte.
Präsident : Die Discussion über Art. 5 ist geschossen.
Ich bringe den Antrag des Ausschuß zur Abstimmung.
Er geht dahin: „Anstalt der Worte: „bis die Ablö¬

sung" u. s. w. zu setzen': „bis die Ablösung derjenigen Lasten,
welche untheilbar  auf dem Grundstücke haften, erfolgt, oder
eine Repartition der thcilbaren  unter den allerseits Be-
theiligtcn geordnet ist." —

Zch bitte die Herren, welche diesen Antrag annehmen
wollen, aufzustchen. —

Der Antrag ist angenommen. —
Zch bitte die Herren, welche den Art. mit dieser jetzt

beschlossenen Abändernng annchmen wollen, ebenfalls aufzu¬
stehen. —

Angenommen. —
Art. 6 — 12 sind vom Ausschuß zur Annahme empfoh¬

len. Zch würde sie wohl nicht vorzulesen haben, sofern keine
widersprechende Einrede erfolgt und würde also die Herren
bitten, welche dem Anträge des Ausschusses gemäß die Art.
6 — 12  annehmen wollen aufzustehn. —

Angenommen. —
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Artikel 13 lautet:
Die Entschädigung wird nach dem reinen  Ertrage be¬

stimmt , welchen der Berechtigte von der Berechtigung gezogen
hat . Zum Reinerträge sind die Einnahmen des Berechtigten
nicht zu rechnen , welche die Natur einer Strafe haben , ins¬
besondere die Straft wegen vrrsäumter oder verspäteter Er¬
füllung einer Verpflichtung.

Bei der Ausmittelung der Entschädigung sollen die in
den Art . 19 . bis Art . 24 . des Entschädigungs -Gesetzes vom
14 . October 1849 aufgestellten allgemeinen Grundsätze zur
Anwendung kommen . Jedoch soll siatt des im Art . 23 . tz. 2.
bestimmten dreißigjährigen Zeitraums ein zehnjähriger angenom¬
men , und derselbe vom Tage der Zustellung des Ablösungs-
Antrags zuruckgerechnet werden.

Abg . Wibel (Berichterstatter ) : Der Ausschuß -Bericht
besagt:

Bei der vorigen Berathung hatte der Landtag zu diesem
Artikel , (damals Nr . 11 ) anstatt des 10jährigen Zeitraums
den 30jährigen als denjenigen angenommen , während dessen
anstatt der Naturalabgabe eine Geldabgabe ununterbrochen
entrichtet gewesen sein müsse, damit nach ihr der Durchschnitt
als der Werth der Leistungen angenommen werde (stenogra¬
phische Berichte Seite 70 — 71 ). Der neue Entwurf schlägt
wieder den 10jährigen Zeitraum vor , indem zu besorgen stehe,
daß sonst zu wenige Fälle unter diese doch für zweckmäßig
erachtete Bestimmung fallen würden . ( Motive Seite 36
Nr . 2 ) Auf der anderen Seite aber ist auch zu erwägen,
daß die für zweckmäßig erachtete Durchschnittsberechnung auf¬
hören kann zweckmäßig zu sein , wenn der Zeitraum zu sehr
verkürzt wird . Um beiden Erwägungen ihr Gewicht zu las¬
sen beantragt der Ausschuß:

anstatt : „ein zehnjähriger"
zu setzen: „ ein zwanzigjähriger ."

Regierungßcommissar Runde : Meine Herren , ich möchte
es Ihrer Erwägung nochmals anheim geben , ob wirklich hier
der Zeitraum zu sehr verkürzt wird , wenn ein lOjähriger
Zeitraum angenommen wird . Es scheint wesentlich zur Er¬
leichterung der Ablösung , also im Interesse der Pflichtigen , zu
sein, wenn ein lOjähriger Zeitraum angenommen wird und
lediglich aus diesem Grunde hat die Staatöregierung geglaubt,
einen 10jährigen Zeitraum vorschlagen zu müssen.

Abg . Wibel : ES handelt sich darum meine Herren,
ob es günstig oder ungünstig , richtig oder nicht richtig ist,
wenn wir die Berechnung des Werths einer Leistung nach
dem ansetzen wollen , was während der letzten 10 Jahre in
Gelde dafür ununterbrochen bedungen gewesen ist, ob da 10,
oder 20 Zahrc den richtigsten Anhallspunkt geben für den
muthmaßlichen wahren Werlh . Unter Ihnen , meine Herren,
sind gewiß Biele , die das besser zu beurthcilen wissen als der
Ausschuß , und wir müssen Ihrer Beurlheilung die Entschei¬
dung überlassen . Geben 10 Jahre nicht zu hohen Satz ? ist
20jährige ununterbrochene Abhandlung zu selten zutreffende
Voraussetzung?

Präsident : Die Discussion über diesen Artikel ist ge¬

schlossen. Ich bringe den Antrag des Ausschusses zur Ab¬
stimmung , er geht dahin , anstatt : „ein zehnjähriger"
zu setzen: „ein zwanzigjähriger ."

Ich bitte die Herren , welche diesen Antrag annehmen
wollen , aufzustehen . — Angenommen . — Ich bringe jetzt den
Artikel mit dieser Veränderung zur Abstimmung und bitte die
Herren , welche ihn annehmen wollen , sich zu erheben . — An¬
genommen . — tz. 14 . und 15 . sind zur Annahme empfohlen
und bitte die Herren , welche diese beiden Art . annehmen
wollen , auszustehn . — Angenommen . Art . 16 . lautet:

Art . 16.

tz. 1. Das Capital besteht, vorbehaltlich der Bestimmun¬
gen im tz. 2 . und im tz. 3 . dieses Artikels und des Art . 28.

1 ) bei allen Diensten
und

2 ) bei den Renken und sonstigen Leistungen , welche in der
Zeit vom 10 . März 1814 bis zum 2 . August 1830
durch Vertrag oder Entscheidung an die Stelle der im
Art . 59 . Ziffer 2 . s . bis ä . des Staatsgrundgesetzes
aufgesührten Berechtigungen getreten sind,

in dem sechszehnfachen,
3 ) bei allen andern Berechtigungen

in dem fünfundzwanzigfachen
Betrage des Geldwerthes des jährlichen Reinertrags
der Berechtigung.

tz. 2 . Wenn und in so weit der Betrag des CapitalS,
womit eine Rente oder Leistung abgelöst werden kann oder
soll , vor der Erlassung des gegenwärtigen Gesetzes durch Ver¬
trag oder Entscheidung bestimmt ist , bleibt diese Bestimmung
maßgebend.

ß . 3 . Die Rente , in welche das ermittelte oder festgesetzte
Ablösungscapital vertragsmäßig verwandelt ist , muß mit dem
Betrage jenes Capitais abgelöset werden , insofern der Vertrag
andere Bestimmungen nicht enthält.

Abg . Wibel : Vom Ausschüsse habe ich Ihnen zu be¬
richten :

I - zu tz- 1.
Nach den vorigen Landtagsbeschlüssen (stenogr . Berichte

Seite 72 . und 139 . bis 141 und folgende ) lautete dieser Pa¬
ragraph :

daS Capital besteht
1) in dem 16fachen Betrage deS Geldwerths des jähr¬

lichen Reinertrages der Berechtigung:
g) bei Diensten , welche erweislich aus einem guts - oder

schutzherrlichen, Höcigkeits - oder Unterthänigkeits -Verhält-
nisse herrühren,

b) bei Geld und Naturalgcfällen u . s. w.
tz. 1 . Das Capital besteht:

1) in dem sechszehnfachen  Betrage des Geldwerths
des jährlichen Reinertrages der Berechtigung:

s) Bei Diensten , welche erweislich aus einem gutS-
oder schutzherrlichen , Höcigkeits - oder Untcrthänig-
keits -Verhältnisse hcrrührcn.

d) Bei Geld - nnd Naturalgefällen , welche erweislich
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aus solchem Verhältnisse unverwandelt herrühren.
Der Umstand , daß sie in einem Vertrage über Ab¬
lösung des gutsherrlichen Verbandes unter den über¬
nommenen Leistungen des Pflichtigen anfgeführt
stehen , soll an sich keine Vermuthung gegen ihren
unverwandelten Fortbestand begründen,

e) Bei AblösungSrcnten für Dienste , welche erweislich
aus eben solchen Verhältnissen hcrrühren , ( gleichwohl
ob Geldrentcn oder Fruchtrenten ) die in den letzten
30 Jahren vor der Erlassung dieses Gesetzes mit
dem Staate , wo er Gutsherrschaft war , verein¬
bart sind.

ä ) Die Renten , welche vor dem 2 . August 1830 für
Leistungen und Lasten übernommen sind , welche nach
Art . 59 . Ziffer 2 . s bis ll . des Staatsgrundgesetzes
ohne Entschädigung ausgehoben sind;

2 ) in dem sechözehn - bis fünfu ndzwanzigfachen
nach den Bestimmungen des Art . 23 . bei Erbpachten
und der nach Art . 28 . dieses Gesetzes ihnen gleichge¬

stellten Verhältnissen;
3 ) in dem zw an zig fachen bei allen anderen Diensten,

Naturalgefällen und anderen Berchtigungen.
Wenn nun der neue Entwurf die Ablösung zum Ursachen

Betrage angenommen hat:
1) Bei allen Diensten , so muß der Ausschuß

1) den Satz unter No . 1 ., welcher den vorigen Beschluß
unter 1s . noch erweitert und dadurch die Ausführung des

Gesetzes vereinfacht hat , indem er keinen Unterschied zwischen

gut : herrlichen und anderen Diensten mehr macht,
zur Annahme empfehlen.

2 ) Wenn aber der neue Entwurf die Ablösung zum 16
fachen Betrage außerdem nur bei den vereinbarten Renten
für aus der Leibeigenschaft hergeleitete Pflichten , welche nach
dem Staatsgrundgesetze ganz ohne Entschädigung hier wegge-

. fallen sind , gelten lassen will , und auch für diese nur da , wo
die Renten erst nach der französischen Zeit vereinbart waren,

so kann der Ausschuß damit nicht einverstanden sein , und die
gegen die Ausführung im vorigen Ausschußberichte gemachten
Bemerkungen (Motive Seite 37 und 38 . unter A. as und bb .)

nicht durchgreifend begründet finden . Allerdings muß zugege¬
ben werden , daß bei denjenigen Pflichtigen , bei welchen der

Heimfall , (diese strengste Aeußerung des Gutsherrnrechls, ) schon
seit längerer Zeit abgelöst oder sonst weggesallen war,  die
Steigerung der Forderungen an die Pflichtigen vielfältig nicht
in dem Grade stattgefunden haben mag , wie da , wo derselbe
bis in die neueste und schlimmste Zeit noch sortbestand . Aber
wenn die in dieser zuletzt genanten Lage sich befindenden

Pflichtigen , welches in der Mehrzahl die Hofhörigen und
Gutspflichtigen der Kreise Vechta und Cloppenburg sind , die
Ablösung zum Illfachen Betrage allgemein  zugcstanden ist,
so scheint bei denjenigen , welche , abgesehen von dem Heim¬
fall ( welcher z. B . auf dem Ammerlande von Einigen auch
erst in ganz neuester Zeit abgelöst ist) , mit ihnen in gleichen
rechtlichen Verhältnissen standen , also bei den Pflichtigen im

alten Herzogthume , die Gerechtigkeit eben so allgemein und
unterschiedslos denselben Ablösungsfuß zu fordern , oder min¬
destens doch , daß für sie ein annähernd gleicher Ablösungs-
suß festgestcllt werde , wenn man auch nicht ( nach der An¬
sicht der Minorität ) darauf zurückkommen will , daß ihre
Gleichstellung mit denen , bei welchen der Heimfall sich noch
vorfand , und welche deshalb aus Verlangen der Staalsregie-
rung unter Nr . 3 . des Art . 59 . des Staaksgrundgesetzes
gestellt wurden , bei der Vereinbarung des Staatsgrundgesetzes
ausdrücklich versprochen und vereinbart worden ist.

Ebenso scheint es , wenn Abstufungen gemacht werden
sollen , auf jeden Fall erforderlich die Naturallieferungen den
Diensten am nächsten zu stellen.

Was sodann die Renten anbctrifft , womit die später
durch das Staatsgrundgesetz ganz ohne Entschädigung auf¬

gehobenen aus Leibeigenschaft hergeleiteten Pflichten,  wie
Gesindezwangsdienst , Slerbefall und dergleichen , abgekauft
worden sind , über welche die seit 2 . August 1830 abgeschlos¬
senen Ablösungsverträge so rcvidirt werden ( Staatsgrundge¬
setz Art . 59 . Nr . 2 . letzter Absatz ) , daß das für sie Ausge-
lobte wegfällt , und das in Capital Gezahlte den Pflichtigen
sogar aus der Staatskasse ersetzt wird , so will der neue
Entwurf für die ältere Zeit zwar die Ablösung zum 16fachen
Betrage bei ihnen gelten lassen , aber nur sofern die Ver¬
träge , durch welche die Geldrente an die Stelle jener Pflich¬
ten getreten ist , erst nach der französischen Zeit abgeschlossen
sind . In dem Zeiträume von 1814 — 1830 werden aber wenig
solche Verträge abgeschlossen sein , weil dies gerade die Zeit
war , wahrend welcher mit Zuversicht erwartet wurde , daß
der Staat die dringende Pflicht , ein billiges Ablösungsgesetz
zu erlassen , erfüllen werde . Diese Concession würde also
wenig Anwendung finden und vielleicht sogar ganz bedeu¬
tungslos sein . Kann aber außerdem gegen das Zurückgehcn
in die ältere Zeit vor 1814 nur der practische Grund ange¬
führt werden , daß die Ausmiktelung der für Pflichten der
fraglichen Art übernommenen Rentenbetrag oft mit Schwie¬
rigkeiten verknüpft sein werde : so gilt dieser Grund doch nur
in den Fällen , wo jene Beträge aus dem Vertrage nicht zu
ersehen sind , weil die vereinbarte Ablösungssumme den Werth
anderer daneben vorhanden gewesener Lasten mitbcfaßt;
und glaubt daher der Ausschuß in allen anderen Fällen
die Beschränkung auf einen bestimmten Zeitraum durchaus
nicht empfehlen zu können.

Wenn endlich der neue Entwurf die Unterscheidung
zwischen Lasten gutsherrlichcn und anderen Ursprungs nicht
beibehaltcn will , weil zu befürchten stehe , daß darüber eine
Menge schwer zu schlichtender Proccsse entstehen würden
(Motive Seite 38 . unter bb .) , , so ist dagegen auf der an¬
dern Seite zu erwägen , daß solche Proccsse den Berechtigten
nicht gefährden , weil die Leistung inzwischen ihren Fortgang
nimmt , und daß . wo der Beweis durch Urkunden oder sonst
nicht sofort erbracht werden kann , gerade die Schwierigkeit
des Beweises am leichtesten vom Proccsse abschrecken wird,
so wie endlich daß die in Fragestehende Unterscheidung kaum
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unterlassen werden darf , weil den hiehsr gehörigen ohne be¬
stehendes Heimfallsrecht aus gutsherrlichem Verhältnisse Be¬
lasteten eine Bevorzugung vor den aus anderen Verhältnissen
Verpflichteten um so mehr zu gewahren sein möchte , als sie
von noch größerer Bevorzugung nur um des Umstandes wil¬
len ausgeschlossen worden sind , weil das am meisten drückende
Heimfaüsrecht bei ihnen zur Zeit der Erlassung des Slaats-
grundsetzcs schon abgelöst oder sonst heimgesallcn war.

Ueder die nach diesen Erwägungen zu stellenden Anträge
ist der Ausschuß nicht einstimmig gewesen.

Die cherzusetzenden einzelnen Anträge werden je nachdem
sie vom Landtage neben einander angenommen werden , eine
veränderte und vereinfachte Fassung demnächst erhalten müs¬
sen . Die besonderen Bestimmungen über Erbpachten und
die ihnen gleichgestellten Verhältnisse kommen hier noch nicht
in Betracht und sind im Eingänge dieses tz. für den Art.
28 . ausdrücklich Vorbehalten.

Der Ausschuß beantragt also
2 ) einstimmig:

im § . 1 . des Artikel 16 . den Satz unter Nr . 2 . an¬
zunehmen;

sodann aber in die Classe der gleichfalls zum 16sachen Be¬
trage abzulösenden Berechtigungen

3) den Zusatz:
2a . bei denjenigen Renten und sonstigen Leistungen,
welche vor dem 10 . März 1814 durch Vertrag an
die Stelle der im Art . 59 . Ziffer -2a . bis ä . des Staats¬
grundgesetzes ausgeführten Berechtigungen getreten
sind , wenn  der für diese übernommene Betrag aus
Urkunden zu ersehen ist.

Die Mehrheit  im Ausschüsse (Crone Georg,
Lindemann , Sprenger , Wibel)  beantragen

4 ) gleichfalls in dieser Classe die Ablösung zum 16 fa¬
chen Betragen:

bei Geld - und Naturalgefällen , welche erweislich aus
einem gutsherrlichen oder schutzhcrrlichen , Hörigkeits-
vder Unterthänigkeits - Verhältnisse unverwandelt
herrühren.

Sind derartige Gefälle in Verträgen über die Auf¬
hebung des gutsherrlichen Verhältnisses übernommen,
so sollen sie, wenn und insoweit sie in dem übernom¬
menen Umfange schon in dem aufgehobenen Verhält¬
nisse begründet waren , als unverwandelt  daraus
herrührend betrachtet werden . *)

5 ) Bei Geldrenten und Naturalgefällen , welche seit dem
2 . August 1830 an die Stelle auS solchem Verhältnisse her-
rührender Gefälle oder Leistungen getreten sind.

6) Eine Minderheit im Ausschüsse (v. Finckh , Lüer-
ßen , Nieberding , Pancratz ) , welche zwar zum Theil

' ) Dieser Satz wird überflüssig , wenn die Anträge Nr . 4 . und S.
oder die unter Nr . 6 . s . und I>. mit einander angenommen werden , in¬
dem diese alsdann eine andere Fassung erhalten , bei welcher der Unter¬
schied zwischen dem Unverwandelten und Verwandelten wcgfällt

die Ablösung zum 16fachm Betrage der Billigkeit entspre¬
chend hält , sich aber nicht der Hoffnung hingiebt , das Gesetz
beim Beharren auf dieser Meinung zu Stände zu bringen,
beantragt:

Ablösung zum 20fachen  Betrage:
») bei Nr . 4.
b) bei Nr . 5.

7) Einstimmig beantragt der Ausschuß:
Ablösung zum 20fachen Betrage:

bei allen Naturallieferungen (soweit für
sie nicht unter Nr . 4 . oder 5 . oder 8 . ein niedrigerer
Ablösungsfuß beschlvssen wird , Redaction vorbe¬
haltlich .)

8 ) Für den Fall , daß der Antrag 5 . nicht angenommen
werden sollte , beantragt ssodann eine Minderheit des Aus¬
schusses (Lindemann , Sprenger , Wibel ) , unter Hin¬
weisung auf die stenographischen Berichte des zweiten allge¬
meinen Landtags Seite 80 folgende

Ablösung zum 16fachen  Betrage:
bei den Geld oder Fruchtrenten , welche seit dem
2 . August 1830 durch Vertrag oder Entscheidung
an die Stelle von aus guts - oder schutzherrlichen,
Hörigkeits oder Untcrthänigkeits -Verhältnissen her¬
rührenden Diensten  getreten sind , welche der
Staat zu fordern hatte , wenn  die Ermäßigung
der Rente in Anwendung des Art . 149 . des Ent-

jschädigungsgesetzes vom 14 . October 1849 nicht
gefordert werden kann.

9 ) Der Satz Nr . 3 . des Entwurfs wird von der Mehr¬
heit ( v . Finckh , Georg , Lüerßen , Nieberbing,
Pancratz)  zur Annahme empfohlen.

Die Minderheit ( Crone , Lin bemann , Spren¬
ger , Wibel)  beantragt:

statt : 25fachen
zu setzen : 20fachen

da sie der Grundrente denselben Werth , welchen ein zins¬
tragendes Capital hat , zumal in kleinen Summen , nicht bei¬
legen kann , und in der Ablösung zum 25fachen Betrage
die „ Billigkeit dem Pflichtigen gegenüber " nicht zu erblicken
vermag , an welcher von Ablösungsgesetze nach der Vorschrift
des Staatsgrundgesetzes „ festgehalten, , werden soll.

S . 2 . wird zur Annahme empfohlen.
K. 3 . wird zur Annahme empfohlen.
Präsident : Da Niemand sich z .:m Wort gemeldet hat,

so etkläre ich die DiScussion für geschlossen.
Reg . - Cvmm . Runde : Meine Herren , der Amrag des

Ausschusses unter 2 der dahin geht : „ daß bei jenen Renten
und sonstigen Leistungen , welche vor dem 10 . März 1814
durch Vorirag an die Stelle der im Art . 59 , Ziff . 2 s . <1.
des Staatsgrundgesetzes aüfgeführten Berechtigungen getreten
sind , wenn  der für diese übernommene Benag aus Urkunden
zu ersehen ist " , wird von der Skaaksregierung angenommen
werden , indem sie dagegen nichts zu erinnern haben wirv.
Was aber die übrigen -Anträge betrifft , so möchte ich Ihnen
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noch einiges zur Erwägung geben. Die Staatsregierung ist
davon ausgegangen, daß es sehr wünschenswerth wäre, wie
auch schon auf dem frühern Landtage hervorgehoben wurde,
daß der Umstand, ob früher ein gutsherrliches Verhältniß
Statt gefunden habe, nicht mehr in Betracht zu ziehen sei,
sie hat gerade aus diesem Grunde die Ablösung sämmtlicher
Dienste zum löfachen Betrage vorgeschlagcn und zwar weiter
gehend in dieser Beziehung, als der Beschluß des frühern
Landtags lautete. Sie wird, um dies zu erreichen und das
Ablösungs- Gesetz zu Stande zu bringen, was auch in jeder
Hinsicht wünschenswerth erscheint, auch ihre Zustimmung zu
dem Anträge ertheilen, daß die sämmtlichen Naturalien
zum LOfachen Betrage abgelöst werden sollen. Dagegen glaubt
sie nicht, daß ein genügender Grund vorliege, daß die Ab¬
lösung der reinen Geldrcnten zu einem niedrigeren Ablösungs¬
fuße, als zum 25. Betrage zu empfehlen sei. Die Gründe,
vic dafür sprechen, sind«auch auf dem frühern Landtage schon
genügend erörtert worden, es ist besonders hervorgehoben, daß
daS gutsherrliche Verhältniß bei reinen Geldrenten gar keinen
Unterschied machen kann, es ist einerlei, ob eine Geldrente,
aus gutshcrrlichen Verhältniß herrührend oder auf anderem
Grunde beruhend, bezahlt werden muß; bei einer Gcldrente
kann immer nur der gesetzliche Zinsfuß maßgebend sein, und
beim Löfachen Betrage ist auch die Ablösung gar nicht er¬
schwert, indem Jemand leicht Geld zu einem geringern Zins¬
füße bekommen kann, um diese Geldrcnten abzulösen. Na-
meuilich trifft auch das nicht zu, wenn der Ausschuß sagt,
daß die Geldrente nicht so gesucht wird, indem es eine be¬
kannte Thatsache ist, daß die Geldrenten mehr gesucht werden,
als gewöhnliche Schuldforderungen. Ich glaube daher, Ihnen
nochmals empfehlen zu können, den Antrag sub 7 anzuneh¬
men, im übrigen aber den Antrag sub 9 der Mehrheit des
Ausschusses, daß mit dem Löfachen Betrage abgelöst werde.

Abg. Niebour II. : Ich muß in dieser Angelegenheit mich
auf Einiges weniges beschranken, was noch nicht berührt
worden ist. Ich möchte darüber noch näher aufgeklärt sein,
ob in der Ablösung zum 25fachen Betrage überall die Billig¬
keit liegt, die nach dem Staatsgrundgesetze den Verpflichteten
erwiesen werten soll. Ich kann keine besondere Billigkeit
darin finden. Wenn nach dem 25fachen Betrage abgelöst
wird, so scheint mir darin eine vollständige Entschädi¬
gung  zu liegen und die Billigkeit, welche nach dem Staats¬
grundgesetze stattsinden soll, gar nicht beobachtet zu sein. Hat
Einer 4 Thlr. Canon zu bezahlen, und soll sie mit 100 Thlr.
ablösen, so ist das gerade so, als ob er ein Anlehn von
100 Thlr. contrahirt hat, und 4 Procent Zinsen dafür be¬
zahlt. Ich möchte bitten, ' daß mir darüber nähere Aufklä¬
rung gegeben würde, wo da die Billigkeit liegt.

Reg.-Comm. Runde : Ich möchte mir die Bemerkung
erlauben, daß gerade die Billigkeit darin liegt, weil die Rente
mehr werth ist, als die Zinsen.

Abg. Lindemann : Meine Herren, die so eben gehörten
Acußerungen vom Ministertische muß ich wenigstens für's
Fürstenthum Lübek auf's Entschiedenste widersprechen. Wollten

wir den Versuch machen, Renten zu 4 Thlr. auszubieten, eS
würde sich kein Käufer finden, der für eine Rente, die un¬
kündbar wäre, 70 — 80 Thlr. gäbe. Meine Herren, ich
weiß noch recht gut, wie der allgemeine Zinsfuß 5 Procent
war, wie der Herzog Peter Friedrich Ludwig ein Capital
zu 5 Procent als Unterstützung, als Wohlthat ans Land aus-
lieh. Im Allgemeinen ist unter 5 Procent gar keine Anleihe
zu machen. Dann kommen noch die Kosten der Obligationen,
die Eintragung u. s. w. hinzu, so daß jeder ein Thor wäre,
der eine Rente zum 25fachen Betrag ablöste. Ich wenigstens
glaube nicht, daß sich Viele finden werden, die für diesen
Preis ablösen. Wenn die Regierung von dem, was der vorige
Landtag beschlossen hat, abgcht, wenn sie darauf besteht, wir
wollen nur ablösen lassen zum Löfachen Betrage, meine Her¬
ren, so heißt das soviel für das Fürstenthum Lübek, als .eS
soll das Verheißen auf billige Bedingungen, die verheißne
Ablösung gar nicht geschehen, dann tritt die Regierung von
dem zurück, was sie einmal gesagt hat, was tm Lande soviel
Hoffnung erregt hat. Meine Herreen, ich muß Ihnen drin¬
gend empfehlen, den Satz der Löfachen Ablösung für Dienste
und verwandelte Rentegelder nicht zuzugestehen. Es ist dadurch,
wie ich schon erwähnt habe, die Möglichkeit der Ablösung
unserer Provinz ganz und gar genommen, und es ist doch
eine Wahrheit, es ist im constituirenden Landtage die Ablö¬
sung als etwas nothwendiges anerkannt, es ist die Ablösung
von der Regierung selbst unter billigen Bedingungen ver¬
sprochen und die Regierung hat förmlich und schriftlich hier
erklärt, daß der Staat billigere Bedingungen bewilligen könne,
als wie den Privaten zu bewilligen auferlegt werden könne;
er hat die Hoffnung gegeben, daß er diese billigen Bedingun¬
gen auch geben würde. Das ist aber nicht der Löfache
Betrag.

Abg. Niebour II.: Ich muß gestehen, daß ich durch
diese Erörterung keineswegs zu einem andern Resultat ge¬
kommen bin, als daß ich auch ganz entschieden der Ansicht
sein muß, daß die Ablösung zum Löfachen Betrag durchaus
nicht angenommen werden kann. Es mag dahin gestellt blei¬
ben, ob eine derartige feste Rente viel oder wenig werth ist,
das scheint mir muß der Berechnung des Berechtigten über¬
lassen bleiben. Das Staatsgrundgcsetz sagt aber:

„Auch alle andere unzweifelhaft auf Grund und Bo¬
den (auch Häusern) haftende Abgaben und Leistungen,
insbesondere auch Erbpachten, Grundheuer, Mühlen¬
dienste, Leistungen für Mühlen so wie die von den
Bestimmungen unter den Ziffern2. und 3. nicht be¬
troffenen, auS gutsherrlichen Verhältnissen herrühren¬
den Abgabeu, Dienste und Leistungen, nicht weniger
die für frühere gutsherrliche Berechtigungen durch
Vertrag oder Entscheidung bereits festgesetzten oder
noch fcstzusctzenden Renten jeder Art, welche nicht
unter die Ziffer2. und 3. fallen, sind ablösbar,
ohne Rücksicht auf die Person und das Verhältniß
des Berechtigten und des Verpflichteten, in so fern
die Gesetzgebung nicht die unentgeltliche Aufhebung
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des einen oder anderen begründet findet. Die nähe¬
ren Bestimmungen hierüber und über die Art der
Ablösung bleiben gleichfalls dem zu erlassenden Gesetze
Vorbehalten; doch soll auch bei dielen Ablösungen das
Princip der Billigkeit den Verpflichteten gegenüber
festgehaltcn werden. Bei Diensten, welche erweislich
aus einem gutsherrlichen Verhältnisse herrühren, soll
die Entschädigung den sechszehnfachen Betrag des
jährlichen Reinertrags nicht übersteigen."

Es soll also auch bei diesen Ablösungen das Prinzip
der Billigkeit gegen den Verpflichteten beobachten werden.
Dies weist uns darauf hin, die Verpflichteten sollen einigen
Nutzen davon haben; ob viel oder wenig, das ist nicht be¬
stimmt. Wenn sie zum Löfachen Betrage ablösen müssen, so
werden sic noch Schaden davon haben, aber keinen Vortheil.
Also auf Grund dieser Bestimmung kann ich für nichts an¬
deres stimmen, als was der Ausschuß vorgeschlagen hat.

Abg. Wcrry : Ich möchte mich auch aussprechen, daß
ich durchaus nicht der Ansicht bin, daß daraus Nutzen ent¬
stehen kann für die Verpflichteten, daß sie zum Löfachen
Betrage abzulösen berechtigt sind. Nehmen Sie z. B . eine
Erbpacht an. Wenn Jemand 4 Procent bezahlt, — das
muß er wenigstens bezahlen für ein Capital, — so kann er
durchaus keinen Vortheil dabei finden.

Präsident : Wenn sich Niemand weiter zum Wort
meldet—, so erkläre ich die Discussion über den Art. 16.
für geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat noch das
Wort.

Abg. Wibel : Ein kurzes Wort, meine Herren, erlau¬
ben Sie mir, um Sie durch das Labyrinth der verschiedenen
Anträge zu führen — nicht dahin, wo ich vielleicht am lieb¬
sten wünschte, daß Ihr Beschluß sich stellte, sondern dahin —
wohin die entschiedene Nothwendigkeit führt, wenn wir dem
Staatsgrundgesetze folgen wollen und der von ihm zur Vor¬
schrift uns gemachten Billigkeit, worauf Sie der Abg. Nie-
bour  II . schon hingewiesen hat, daß sie einzuhalten unsere
Pflicht ist. Im Jahre 1848 machten wir das Staatsgrund-
gcsetz, im Jahre 1849 das Entschädigungsgssctz. Wir hatten
ins Staatsgrundgesetz den Satz ausgenommen: ,/Die Be¬
stimmung, daß bei der Entschädigung der Ib'fache Betrag
angenommen werden solle, könnte nur eintrcten in den Fäl¬
len, wo das Heimfallsrechl zur Zeit noch bestand." Nun,
meine Herren, ich glaube, es waren wohl Wenige im Land¬
tage, sowohl in dem constituirenden als in dem, wo das
Enlschädigungsgesetz berathen wurde, die damit übereinstim¬
mend waren, — Wenige, denen es einleuchtcu wollte, daß
das Heimfallsrechl das Merkmal eines so wesentlichen Unter¬
schiedes sein könne. Wir wußten aber, daß das Gesetz in
Gefahr war, von der Staatsregierung abgelehnt zu werden,
wenn wir nicht dieses von ihr geforderte Merkmal hätten
annehwen wollen, wir bcquemten uns dazu betrübten Her¬
zens. Wir entschlossen uns , lieber Etwas zu gewinnen um
vielleicht bei weiterer Verständigung das Andere auch noch

3 « .

erlangen zu können. Das Hcimfallsrecht konnten wir nicht
so wesentlich berücksichtigen wollen. Wie selten tritt es ein?
wie selten sterben Familien aus? Kaum in Jahrhunderten
einmal, wo nicht besondere Unglückssälle das Land oder die
Familie heimsuchen. Das Heimsallsrecht, was also ist es?
Dem Gutsherrn freilich cm großes Recht, aber was für eine
Last dem Verpflichteten, der ein Recht abkaufen soll, was
nun eintritt, nachdem er und die Seinigen diese Erde und
ihre Güter verlassen haben? Das aber sollte unterscheidend
sein bei der Entschädigung für alle übrigen Leistungen von
16fachen bis zur, wie Sie gehört haben, gewiß unübersteig-
lichen Summe vom Löfachen Betrage! Damals bei Errich¬
tung des Staatsgrundgesetzes, von der Commission, die sich
unsägliche Mühe gegeben hatte, mit dem Ministerium zur
Uebereinstimmung zu kommen, was gerade an diesem Punkte
fast scheiterte— von der wurde uns Bericht erstattet in einer
trüben Sitzung, zu einer Zeit, als wir schon gewohnt waren,
unser Haupt zu beugen unter Nothwendigkeiten, als wir daran
schon gewohnt waren, die besten Blüthen von unserem Staats¬
grundgesetze wieder herunter zu reißen, damit wir wenigstens
den Stumpf erhielten. In dieser Sitzung wurde uns auch
gesagt, wir müßten das HeimfallSrecht durchaus als die
Grenze für das Entschädigungsgesetz annehmen, es stand ein¬
mal in diesem oder jenem Handbuche zu lesen: das wichtigste
Merkmal des gutS- oder schutzherrlichen, Unterthänigkeits- oder
Hörigkeitsverhältnisses sei der Heimfall. Ob es so sei oder
nicht, zwischen Weser und Ems oder an der Trave und
Schwartau, darnach wurde nicht gefragt, — es stand in
einem Compendium! Nun, meine Herren, was war zu
thun? Wir mußten zustimmen! Aber wir hätten cs doch
nicht gcthan (es war ohnehin nur eine kleine Majorität da¬
für) wir halten es nun und nimmer gethan, ich wenigstens
wäre lieber unverrichteter Sache nach Hause gegangen und
hätte gesagt: das fern sei von mir, daß ich in Unrecht wil¬
lige, wenn unS nicht das Versprechen gegeben worden wäre,
wie ausführlich berichtet worden ist in dem Ausschußbericht
auf dem vorigen Landtage, es sei damit dem nicht präjudizirt,
eS bilde dies keinen Einwand dagegen und solle damit nicht
abgeschnilten sein, daß bei Aufmachung des AblösungSgesehcs
doch wieder der 16fache Fuß bei wahrhaft gutsherrlichen
Verhältnissen angenommen werde, wenn nicht gefährliche Con-
scquenzen sich zeigten. Nun, meine Herren, wir waren wohl
sehr sicher, diese Conscquenzen könnten sich nicht zeigen, wir
kannten die Verhältnisse genug dazu und sie haben sich auch
nicht gezeigt. Jetzt stehen wir wieder vor dieser Frage. Auf
dem vorigen Landtage haben wir beschlossen was der Aus¬
schuß jetzt wieder beantragt und wir haben das Veto dage¬
gen. Ich mcincstheils aber kann dennoch nur wieder und
wieder sagen: ich kann nicht mein Jawort geben wider gege¬
benes Work! Wir haben den Pflichtigen des alten Herzog-
thums, die kein Heimfallsrecht Hallen, auf dem constituirenden
Landtage daS Versprechen gegeben, ihnen solle dasselbe zu
Theil werden, was Denen wurde, die das Heimfallsrecht
nock batten. Wir hatten das Hcimfallsrecht damals als Un-
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terscheidungsmerkmal nur vorläufig angenommen , um aus der
Sache zu kommen.

Man hat uns nun gesagt , um gegen so vielstimmigen
Beschluß das Veto zu begründen : es würden unzählige Pro¬
teste daraus entstehen . Man hat gesagt , cs würde zu schwer
erweislich sein , was gutsherrliche Verhältnisse wären ohne
Heimfall . Nun , meine Herren , ich will anerkennen : wenn
das wäre , so würde auch ich nicht den Verpflichteten das
Recht dieser Unterscheidung geben wollen ; auch ich will das
beste Recht nicht geben , wenn es nicht durchführbar ist ; denn
,ein Recht , welches man hat , aber nicht bekommen kann , das
Recht , ist kein Gewinn ; es soll ausführbar sein , was wir
geben . Ich habe mich daher seit dem vorigen Landtage recht
viel mit dieser Sache beschäftigt . Erlauben Sie mir . Ihnen
mitzutheilen in einer kleinen Schilderung , wie irrig die An¬
sicht ist , wenn man davon ausgeht , das Heimfallsrechl sei
das richtigste Merkmal der Gutshörigkeit.

Erlauben Sie mir wenige Zeilen Ihnen vorzulesen aus
einer Urkunde , die am 28 . Juli des Jahres 4765 im neuen
Hause vor Oldenburg ausgenommen wurde . Nun ., meine
Herren , das Papier ist noch so gar alt nicht . Im Jahre
1765 also wurden 7 von Dorgelo 'sche Meier öffentlich aufge¬
setzt und meistbietend verkauft . Der russische Feldmarschall
Graf von Wünnich zu St . Petersburg war der Käufer . In
dem Verkaufsprotokolle stehen ihre Pflichten aufgezählt.
Nachdem von Eiern , Butter , Hühnern , Korn und was sie
sonst jährlich entrichten müssen , die Rede gewesen ist , heißt
es dann weiter:

„Ist sonst leibeigen und bestehen die außerordentlichen
Prästanden bei Veränderungsfällen und sonsten darin : 1) daß
wenn der Wirth oder die Wirthin stirbt , die Mobilien und
Destialien des Hauses mit dem Gutsherrn jedesmal zur
Hälfte gctheilt werden müssen ; 2 ) stirbt aber der alte Vater
im Hause , der den Hof nicht mehr hat , muß dem Gutsherrn
ein Ochse nächst dem besten gegeben werden und wenn die
alte Mutter stirbt , gleichergestalt eine Kuh nächst der besten.
3 ) Wenn Jemand aus dem Meierhvfe heirathet , so giebt die
auffahrende Person dem Gutsherrn Auffahrts - oder Antritts-
Gebühr , so behandelt wird , st) Wenn die Kinder oder an¬
dere in der Leibeigenschaft befindliche Personen sich von dem
Erbe verheirathen wollen , müssen sie ^ förderst von dem
Gutsherrn für eine zu behandelnde Summe freigekaust auch
für den zu eptr^ hirgnden Freibrief 1 Thlr . 24 gr . Schreib-
gedühr bezahlt werden ."

Nun , meine Herren , das ist doch Gutsherrnrecht genug,
Stcrbefall , Auffahrt und sogar Personen -Freikauf ! Aber auf
diesem Papiere steht kein Wort von Heimfallsrecht ! Wer von
Ihnen will leugnen , daß bas gutsherrliche Verhältniß hier
leicht erweislich ist ? oder noch behaupten , daß davon das
Heimfaüsrecht das richtigste Kriterium sei ? Ich könnte
Ihnen mehr dergleichen aus Urkunden neuerer Zeit vorlesen,
z. B - hier aus dieser von Joh . Brüggemann zu Astrup und
seinen Sterbefallszinsen , die er an das Kloster Blankenburg
zu entrichten hat . Aber es wird dessen nicht bedürfen , um

Sie zu überzeugen , daß das Gutsherrnrecht im alten Her¬
zogthum Oldenburg zum wesentlichen Merkmal nicht das
Heimfaüsrecht gehabt hat . Es wäre also eine falsche Bestim¬
mung , wenn man sagen wollte , wo kein Heimfallsrecht ist,
soll nicht derselbe Fall angenommen werden . Vollständige
Hörigkeit hatten auch die Bewohner des Münstcrlandes,
wo längst kein Heimfall mehr war . Ich werde also stim¬
men für den 46fachen Betrag nach den Ausschuß - Anträgen;
ich kann mich wegen fehlenden Heimfalls nicht für den
LOfachen erklären , noch viel weniger für den 25fachen , der
an und für sich ein zu hoher Ablösungsfuß ist.

Präsident : Der Herr Reg .-Comm . Runde  hat ums
Wort außer der Ordnung gebeten in Betreff der Aeußerung
des Abg . Wibel,  daß von der Staatsregierung ein Ver¬
sprechen wegen des Ablösungsfusses gegeben sei.

Reg .-Comm . Runde : Meine Herren , von einem Ver¬
sprechen bei dieser Conferenz ist nie die Rede gewesen . Das
Wort ist nie gebraucht worden . Es ist nur gesagt worden,
es sollte weitern Erwägungen Vorbehalten bleiben , inwiefern
der Ablösungsfuß bei Natural - Gefüllen zum 16fachen Betrag
bestimmt werden könne . Es sollte dem nicht präjudiziren.
Man wollte diesem Punkte nur einer weitern Erwägung
Vorbehalten , weil man , wie damals gesagt ist, dieKonsequen-
zen nicht übersehen konnte . Diese Konsequenzen liegen jetzt
auf der flachen Hand . Man konnte damals nämlich noch
nicht übersehen , zu welchem Betrage der jährliche Reiner¬
trag ermittelt werden würde.

Davon häng es natürlich ab , ob man zu dem Ikfachen
oder Mfachen Betrage ablösen lassen wolle . Jetzt wird der
jährliche Reinertrag nach dem Entschädigungsgesetze und die¬
sem Entwürfe so sehr zum Bortheile der Pflichtigen ermittelt,
daß es offenbar auf ungerechte Weise zum Nachtheil der Be¬
rechtigten ausfallen würde , wenn man nun auch noch den
so ermittelten jährlichen Reinertrag mit dem sechszehnfach,e .n
Betrage ablösen lassen wolle . Das ist die Evnsequenz die
der Abg . Wibel  nicht begreifen konnte , die aber jetzt klar
vorliegt.

Abg . Wibel : Es sollen nur 2 Worte sein , meine Herren!
Der Herr Reg .-Comm . wirb nicht haben sagen wollen , daß
es bei der Berechnung nach dem Entschädigungsgesetz nicht
ganz eben so wäre.

Präsident : Wir schreiten jetzt zur Abstimmung . E,s
liegen nun folgende Anträge vor:  I ) beantragt der Ausschuß
einstimmig bei tz. l . des Art . 16 . den Zusatz unter Nr . 2.
anzunehmen . Darüber würde es keiner besondere . Abstim¬
mung bedürfen , sondern die Abstimmung würde über den
Art . im Ganzen erfolgen.

Abg . Pancratz : Ich bitte um Entschuldigung . Ich
glaube es liegt noch wohl ein früherer Antrag vor.

Abg . Wibel ( Berichterstatter ) : Der erste , ist wohl zu
h. 1 . Z . 1 . des Entwurfs.

Präsident : Er wird zur Annahme empfohlen.
Es ist auch nichts dagegen erinnert . Dann ist beantragt,

daß der Zusatz gemacht werde , unter Zif . 2 . s . ; „ bei den-
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jenigen Renteii und sonstigen Leistungens welche vor d« n 10.
März 1814 durch Vertrag an die Stelle der im Ark . 59.
Z . 2 . s — i>. des Staatsgrundgesetzes aufgeführten Berech¬

tigungen getreten sind , wenn  der für diese übernommene
Betrag aus Urkunden zu ersehen ist ."

Diesen Zusatz würde ich vor den sernern Anträgen sofort

zur Abstimmung bringen können . Dann ist beantragt von
der Mehrheit , daß auch bei Geld und Naturalgefällen , welche
erweislich aus einem gutsherrlichen oder schutzherrlichen , Hö-

rigkeits - oder Unterthänigkeits -Verhältnisse unverwandelt her¬
rühren , die Ablösung zum Ikfachen Betrage geschehe . Da¬
gegen ist von der Minderheit unter 6 . ». beantragt , daß hier
die Ablösung zum 20fachen Betrag geschehe.

Ich würde nun den Antrag der Mehrheit " unter Nr . 4.
zuerst zur Abstimmung bringen und dann den Antrag der
Minderheit sub . Nr . 6 . ». Dann würde ich zur Abstimmung
bringen folgenden Antrag sub . Nr . 5 . : bei Geldrenten und
Naturalgefällen , welche seit dem 2 . Aug . 1830 an die Stelle
aus solchem Verhältnisse herrührenden Leistungen getreten sind.

Es soll nämlich hierbei ebenfalls der 16facher Betrag
als Ablösungsfuß gelten , wogegen auch hier die Minderheit
wieder unter Nr . 6 . b . den 25fachen Fuß beantragt ; also ich
würde hier erst den Antrag sub Nr . 5 . und dann den sub
Nr . 6 . b . zur Abstimmung bringen . Dann ist beantragt un¬
ter Nr . 8 . : für den Fall , daß der Antrag Nr . 5 . nicht an¬
genommen werden sollte , beantragt sodann eine Minderheit
des Ausschusses unter Hinweisung auf die stenographischen
Berichte des 2 . allgemeinen Landtags folgende Ablösung zum
16fachen Betrage : Bei den Geld oder Fruchtrenten u . s. w.
Dieser Antrag wird wohl für Len Fall , daß die bisherigen
abgelehnt werden , zur Abstimmung kommen müssen Nnd dann
würde ich zur Abstimmung bringen müssen den Antrag sub
Nr . 7 . :' „ Einstimmig beantragt der Ausschuß : Ablösung zum
20fachen Betrage bei allen Naturallieferungen ." Dann ist
sub Nr . 9 . der Satz Nr . 3 . des Entwurfs zur Annahme
empfohlen . Insofern würde es keiner Abstimmung bedürfen.
Dagegen wird aber von der Minderheit beantragt , daß statt
25fachen gesetzt werde 20fachen . Diesen Antrag der Min¬
derheit würde ich dann zur Abstimmung bringen . Zu tz. 2 '.
und 3 . ist nichts bemerkt . Es würde also darüber die Ab¬

stimmung im Ganzen zu geschehen haben . Wenn dagegen
keine Erinnerungen gemacht werden , so werde ich demgemäß
verfahren . Ich werde also zuerst den unter 3 . des Berichts
beantragten Zusatz zur Abstimmung bringen . Der Zusatz
lautet : „ Bei denjenigen Renten und sonstigen Leistungen,
welche vor dem 10 . März 1814 durch Vertrag an die Stelle
der im Art . 59 . Z . 2 . a— ü. des Staatsgrundgesetzes aü 'f-
geführten Berechtigungen getreten sind , wenn  der für diese
übernommenen Betrag aus Urkunden zu ersehen ist ."

Die Herren , welche diesen Zusatz annehmen wollen , bitte
ich , sich zu erheben.

Der Zusatz ist angenommen.
Ich bringe jetzt den Antrag sub . Nr . 4 . zür Abstitnminung,

der dahin geht : „ Gleichfalls in dieser Classe die Ablösung

zum lÄfüchen Betrage : bei Geld und NüMalgefällen , welche
erweislich aus einem gutsherrlichen öder schußherrlichen , Hö-
rigkeitS ^ oder Unterthänigkeits - Verhältnisse uiweAvandelt her-
rührcn.

Sind derartige Gefälle in Verträgen über die Aufhe¬
bung des gmsherrlichen Vbthältniffes übernommen , so sollen
sie , wenn und soweit sic in dem übernommenen Umfange
schon in dem aufgehobenen Verhältnisse begründet waren , als
unverwandelt  daraus herrührend betrachte : werden . -

Diejenigen also , welche bei diesen fraglichen Geld - und
Naturalgefällen für Ablösung zum 46fachen Betrage stimmen
und also den Antrag des Ausschusses sub . Nr . 4 . annehmen
wollen , bitte ich aufzustehn.

Der Antrag ist abgclehnt.
Wir bringen jetzt den Antrag der Minorität sub . Nro.

6 . a . zur Abstimmung , der dahin geht , daß bei den fraglichen
Geld - und Naturalgefallcn , die sub . Nr . 4 . aufgesührt sind,
die Ablösung bis zum LOsachcn Betrage eimrete.

Die Herren , welche diesen Antrag des Ausschusses sub.
Nr . 6 . a. annehmen wollen , bitte ich aufzustehen.

Der Antrag ist angenommen.
Der Antrag sab . Nr . 5 . lautet:

„daß die Ablösung zum ISfachen Betrage eintretc:
Bei Geldrentcn und Natüralgefällen , welche seit dem
2 . August 4830 an die Stelle aus solchen Verhält¬
nissen hcrrührende Gefälle oder Leistungen getreten
sind ."

Die Herren , welche diesen Antrag sab . Nr . 5 . anneh¬
men wollen , bitte ich aufzustehen.

Ist abgclehnt.
Die Herren , welche wollen , daß nach dem Anträge des

Ausschusses sab . 6 . b . bei Geldrenien und Naturalgefällen,
welche seit dem 2 . August 4830 an die Stelle aus solchen
Verhältnissen herrührender Gefälle oder Leistungen getreten
sind , der LOfache Betrag angenommen werde , bitte ich aus¬
zustehen.

Der Antrag ist angenommen.

Hiernach würde sich die Frage ob nun noch dev Antrag
sab . Nr . 8 , welcher gestellt ist für den Fall , daß der Antrag
5 . nicht angenommen werde , zur Abstimmung käme . . .

(Die Abg . Lindemann und Wibel  verlangen die
Abstimmung darüber .)

Dann würde ich ihn jetzt zur Abstimmung bringen.
Dieser Antrag sab . 8 . geht vähiki:
Für den Fall , daß der Antrag 5 . nicht angenommen

wördcn sollte , beantragt eine Minderheit deS Ausschusses:
„Ablösung zuM Ißfächen Betrage bei Geld - oder
Fruchrrenten , welche" seit dem 2 . August 4830 durch
Vertrag oder Entscheidung an die Stelle von aus
guts - oder schutzherrlichen , Hörigkeits - oder Ünthänig-
keits - Verhältnissen herrührendcn Diensten  getreten
sind , welche der Staat zu fordern hatte , wenn  die
Ermäßigung der Reste in Anwendung des Art . 44S.
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des Entschädigungs -Gesetzes vom 14 . October 1849.
nicht gefordert werden kann . "

Die Herren , die diesen Antrag annehmen wollen , bitte
ich aufzustehen.

Der Antrag ist abgelehnt.
Der Antrag des Aussch . 8ub . 7 . geht auf Ablösung zum

LOfachen Betrage bei allen Naturallieferungen.
Die Herren , die diesen Antrag annehmen wollen , bitte

ich autzustehcn.
Der Antrag ist angenommen.
Unter Nr . 9 . hat die Minorität beantragt , daß Nr . 3.

des Entwurfs gesetzt werde stakt 25facher Betrag : LOfacher
Betrag.

Die Herren , welche diesem Anträge beitreten wollen , bitte
ich aufzuslehcn.

Der Antrag ist angenommen.
Zum 8 - 2 . und 3 . ist nichts bemerkt.
Ich bringe jetzt den Art . 16 ., wie er aus diesen Abstim¬

mungen hervorgegangen ist, im Ganzen zur Abstimmung und
bitte die Herren , welche ihn hiernach annehmen wollen , auf¬
zustehen.

Der Antrag ist angenommen.
Art . 17 . lautet:

Sind die im Arr . 16 . ß . 1 . Ziffer 2 . bezeichnetcn Ren¬
ten oder sonstigen Leistungen zugleich mit Renten oder Lei¬
stungen für andere Berechtigungen durch Vertrag übernom¬
men oder durch Entscheidung festgestellt , und ist der für jene
übernommene , beziehungsweise festgestellte Beirag aus dem
Vertrage oder der Entscheidung nicht zu ersehen , so soll der¬
selbe nach den Bestimmungen der Art . 141 . bis Art . 146.
des Enischädigungsgesetzes vom 14 . October 1849 ermittelt
werden.

Abg . Wibel ( Berichterstatter ) : Art . 17 . wird zur
Annahme empfohlen.

Nur wird nach den Beschlüssen zu Art . 16 . die Re¬
daction etwas zu ändern sein.

Abg . v . Finckh : Ich glaube der An . ist nicht zu
ändern . Denn der Zusatz zum Art . 16 . sagt ja gerade , daß
das Verhältniß sich aus der Urkunde  ergeben müsse.

Präsident : Das meine ich auch , aber da steht gerade,
daß dje Uebernahme des Betrags aus der Urkunde zu erse¬
hen sein muß . Also ist sie zu ergehen , so fallt dieser Fall
gar nicht unter An . 17.

Abg . Wibel : Ich glaube , cs ist wohl richtig , indeß
dürfte der Rcdaciions - Commission das näher erforderliche zu
überlassen sein.

Präsident : Ich bringe den Art . 17 . zur Abstimmung.
Die Herren , welche vorbehaltlich dieser Abänderung für

die Redaclionö - Commission den Art . annehmcn wollen , bitte
ich sich zu erheben.

Angenommen.
Art . 18 . lautet:

8 - 1 . Lasten , welche durch den Art . 59 . des Sraas-

grundgesetzes aufgehoben oder nach dem gegenwärtigen Ge¬

setze ablösbar sind , können , mit Ausnahme fester Gcldabga-
bcn und fester Abgaben in Körnern , künftig einem Grund¬
stücke nicht nuserlegt werden . Jede mit dieser Vorschrift
nicht übereinstimmende vertragsmäßige oder letztwillige Be¬
stimmung ist nicbtig.

8 - 2 . Das Ablösungs -Capital für die im Z. 1 . gedach¬
ten festen Geld - und Natural -Abgaben kann zwar im Voraus
bestimmt werden , darf indeß den dreißigsachen Betrag des
Geldwerthes des jährlichen Reinertrages nicht übersteigen.

Abg . Wibel ( Berichtcrst ., verliest ) :
1 ) Wie die Mehrheit im vorigen Landtage über den

Antrag des Abgeordneten Crone (stenogr . Protokoll S . 141
bis 143 .) so ist auch der Ausschuß der Meinung , daß Kron-
renten , welche in den Jahren des Mangels sich hoch steigern,
zu den drückenden Lasten gehören , von welchen der Grund
und Boden durch dieses Gesetz befreit werden soll , und glaubt,

ungeachtet der in der Motive dargestellten Zweifel auf den
Beschluß des vorigen Landtags zurückkommen zu müssen.

Der Ausschuß b'camragt:
im 8 - 1 - die Worte:

„und fester Abgaben in Körnern"
und in der 2 . Zeile des ß . 2 . die Worte:

„und Natural"

zu streichen.
2 ) Im §. 1 . dürfte um ein Mißverständniß zu verhü¬

ten in der 6 . Zeile hinter „ nicht auferlegk werden"
einzuschallen sein:

„Diese Abgaben können jedoch zu jeder Zeit abgelöst
werden"

und anstatt:

dieser Vorschrift  wäre alsdann zu setzen:
„diesen Vorschriften ."

Abg . v . Thunen : Ich mriß nochmals wie im früheren
Landtage darauf zurückkommen , daß ich wünsche , daß auch
die Grundabgabe in Körner festgesetzt werden kann . Es ist
der Gegenstand damals schon vielfach verhandelt worden,
und ich möchte ihn nicht weitläufig wieder erörtern ; aber es
liegt klar vor , daß in vielen Fallen dadurch die Uebcrlassung
von kleinen Grundstücken befördert wird.

Es hat sich schon jetzt gezeigt , daß der Oberkirchenrath
die Ausgabe von kirchlichen Grundstücken in Erbpacht ver¬
weigern mußte , weil die Erbpacht zu einem bestimmten Geld-
ansatz eingesetzt war , und vorauszusehen ist , daß der Geld¬
werts », wie in den letzten Jahrhunderten auch ferner immer

sinkt also das Grundstück zu wohlfeil ausgegeben sein würde.
Bei vielen Dörfern in den Marschen kann aber der Arbeiter

und Handwerker nur zu einem Grundbesitz gelangen , wenn
das Gesetz solche Bestimmungen enthält , baß die kirchlichen
Grundstücke ausgegeben werden können.

Das Verhältniß des Werlhes zwilchen Korn und Boden
bleibt aber wesentlich dasselbe . Nun verkenne ich allerdings
das Gewicht des Grundes nicht , der gegen die Kornrcnte an¬
geführt wird , daß in einzelnen Mißjahren dadurch diePacht-
renien sehr gesteigert werden können.



Indessen könnte dies durch eine Bestimmung im Gesetze
verhindert werden und ich schlage vor im Art . <8 . des Ent¬

wurfs nach den Worten »unterlegt werde " zu setzen : » Ist
die Grundabgabe in Körnern festgesetzt, so soll der Verpflich¬

tete das Recht haben dieselbe nach den fünfjährigen Durch¬
schnittspreisen des Korns an den Berechtigten zu bezahlen . "

So würde das Verhällniß zwischen Körnern und dem

sinkenden Gcldwenhe immer bleibend sein und doch tur Ver¬

pflichtete nicht damit bedrückt werden können , indem er dann
statt der Lieferung des Korns , den öjäkrigen Durchschnitts-
Werth desselben in Geld zahlen kann , wodurch dann ausge¬

schlossen würde , daß er in einzelnen Mißjahren gar zu sehr be¬
drückt werden könnte , denn in einem Zeiträume von 5 Jah¬

ren fallen immer wohlfeiler und lheurer Kornpreise zusammen
und ich würde auch , wollte man 10 Jahre flstsetzen , nichts

dagegen haben . Ich wünschte nur , das Verhaltniß zu ret¬
ten , weil wesentlich das davon abhängig ist , ob mehr und

mehr kleine Grundbesitzer entstehen können oder nicht . Dann
würde noch , wenn dies angenommen würde , ein Zusatz noth-

wendig sein am Ende des 8 - k» daß für den Fall der Ablö¬
sung der Geldwert !) der Körner nach dem 20jährigen Durch¬

schnittspreis derselben anzunchmen sei, damit dies nickt strei¬
tig würde . Denn für die Ablösung können nur die LOjahri-

gen , nicht die 5jährigen oder 1jährigen Preise gelten.
Wie ich glaube , ist schon d-cr Gesetzgebung Vorbehalten,

die An der Ermittelung der Durchschnittspreise der Natura¬

lien bei Ablösungen für die Zukunft zu bestimmen , indessen

könnte dies hier auch hmzugcfügr werden , damit darüber keine
Zweifel entstehen können.

Abg . Wibel , ( Berichterstatter ) : Diese Frage , meine
Herren , ist ja besprochen , nicht blos hier in diesem Saaie,
sondern überall in der Welt schon seit lange : ist die Körner¬

auflage eine gute oder nicht ? Ich meinestheils kann mich
mit ihr nicht befreunden . Ich habe auch heute von Herrn
v . Thünen darüber nichts Neues gehört , was wir nicht

schon auf dem vorigen Landtage mit ihm erwogen hätten.

Es trar ihm aber eine andere Betrachtung entgegen . Wir

dachten Alle zu lebhaft noch an das Jahr , wo der Scheffel

Roggen 2 Thaler kostete , den wir jetzt kaufen für weniger
als einen halben , wie unerschwinglich da dem kleinen Grund¬

besitzer die Abgabe werden mußte , welche gerecht und billig

war im gewöhnlichen Laufe der Dinge unter deren Bestand
die kleinen Ackerbauer allerdings lieber mir einen Theil ihrer

Produkte in natura abzugeben übernehmen — das muß ich

dem Abg . v . Thünen zugeben — als baares Geld . Wenn

ferner hingewiesen wurde auf die Ablösung in wohlfeileren

Jahren , so glaube ich, war es das nicht , was ich fürchte von
den Kornauflagen . Ich fürchte den Wucher . Wir wollen

überall dem Wucher die Hand binden , wo er sie über Grund

und Boden ausstrecken möchte , und , meine Herren , großer

Wucher kann getrieben werden , wenn man das Princip,

welches die Motive aufstellen , zu streng ausführt : Jeder
verwerthe das Seine , so gut er kann . Ein wohlfeiles Jahr

wird nicht benutzt zur Bedrängung des Pflichtigen , sondern

um ihm zu kreditiren , ihn tief in Schulden gcrathen zu

lassen , und wenn dann die Preise gestiegen sind , werden die

Schulden unnachsichtlich beigetrieben . Ich halte es daher

für einen sehr Übeln Vertrag , auf Körner für eine lange
Zukunft hinaus eine Abgabe zu setzen . Geld wechselt auch
seinen Werth , ich kann es nicht leugnen ; aber das geht

langsam und gleichmäßigen Schrittes mit allen anderen Din¬

gen . Das Korn aber wechselt seinen Werth rapid , verderb¬
lich , furchtbar verderblich , schnell und allein!

Präsident : Der Antrag vom Abg . v . Thünen lautet:
»Nach den Worten »auferlegt werden " ist einzu¬

schalten : »Ist die Grundabgabe in Körnern festgesetzt,
so soll doch der Verpflichtete das Recht haben , die¬

selbe nach den fünfjährigen Durchschnittspreisen des

Korns an den Berechtigten zu zahlen ."
Ist dieser Antrag unterstützt ? — (Einige Stimmen : ja ) .

Ich bitte die Herren , die ihn unterstützen , aufzustehen, — Er
ist hinreichend unterstützt . Da sich Niemand weiter zum

Wort gemeldet hat , ist die Discussion geschlossen und wir

schreiten zur Abstimmung . Es liegen nun vor : I ) der An¬

trag des Abg . v . Thünen,  den ich eben verlesen habe.

Dann beaittragt der Ausschuß im tz. 1 die Worte »und
fester Abgabe in Körnern " zu streichen . Wogegen der Antrag

des Abg . v . Thünen  sich bezieht auf den Fall , wo eine

Abgabe in Körnern festgesetzt ist . Ich würde nun den An¬

trag v . Th ünens  zur Abstimmung bringen.
Abg . Wibel , ( Berichterstatter ) : Sollten wir nicht erst

wissen müssen , ob wir eine Körnerabgabe als zulässig haben
werden?

Präsident : Ich gehe hier von demselben Principe
aus , daß ich annehme , wenn diese Bestimmung den von

dem Herrn v . Thünen  prvponirten Zusatz erhält , könnte
sie acceptabel werden , und in sofern Jemand gegen die

Streichung der Worte stimmen . Ich würde also , wie gesige,

erst diesen Antrag und dann den Aükschußanirag zur Ab¬
stimmung bringen : und dann ferner den Ausschußantrag , daß
in der 0 . Zeile hinter den Morten „ nicht auferlegk werden"

gesetzt werde , „ diese Abgaben können jedoch zu jeder Zeit ab-
gclöst werden ." Ick bitte daher diejenigen Herren , welche

den Antrag des Abg . v . Thünen  annehmen wollen , daß
nach „ auferlegt werden " einzuschalten sei:

„ist die Grundabgabe in Körnern festgesetzt , so soll

doch der Verpflichtete das Recht haben , dieselbe nach
den fünfjährigen Durchschnittspreisen des Korns an den

Berechtigten zu zahlen ." —
aufzustehn.

Abg . Wibel (sich erhebend ) : Um ibn nachher zu streichen.
Präsident : Das ist ganz richtig , um ihn eventualitcr

zu streichen . Das Prinzip ist ganz richtig , wenn auch etwas
umständlich.

Der Antrag ist abgclehnt.
Dann bitte ich die Herren , welche die Worte nach dem

Anträge des Ausschusses „ und fester Abgabe in Körnern"

streichen wollen , aufzustedn.
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Der Antrag ist angenommen.
Ich bitte jetzt die Herren , welche wollen , daß Nach dem

Anträge des Ausschusses hinter den Worten : „ Nicht auferlegt
werden " auf der 6 . Zeile ein ;uschalten : „ diese Abgaben kön¬
nen jedoch zu jeder Zeit abgelöst werden, " aufzustehn.

Angenommen.
Ich bitte jetzt die Herren , die den Art . unter diesen Ab¬

änderungen annehmen wollen , sich zu erheben.
Der Art ist angenommen.
Die Art . 19 — 23 . sind zur Annahme empfohlen.
Ich we . de sie nicht vorzulesen brauchen und ersuche die

Herren , welche sie annehmen wollen , aufzustehn.
Sie sind angenommen.
Art . 24 . Ich glaube zur Beschleunigung der Sache,

da die Geschäfte drängen , wird es wohl nicht nöthig sein,
die ganzen Art . vollständig vorzulesen.

Abg . Wibel (Berichterstatter ) :
Der Ausschußbericht lautet:

Art . 24.

Die tztz. 4 und 2 werden zur Annahme empfohlen,
tz. 3 . desgleichen , indem die Mehrheit im Ausschüsse

den bei der vorigen Landtags -Berathung eingeschaltet gewe¬
senen Satz:

„im Fürstenthum Lübek ist der im Art . 70 . des Ent¬
schädigungsgesetzes vom 14 . October 1849 vorbehal¬
tene Beweis gegen die Regel des Art . 69 . desselben
Gesetzes nicht zulässig,"

welchen der neue Entwurf nicht ausgenommen hat , (Motive
Seite 41 unter 1) nicht wieder beantragen will.

Eine Minderheit (Lindemann)  beantragt:
„Zwischen tz. 2 . und 3 . als neuen Z. diesen Satz
wieder aufzunehmen.

Zm tz. 3 ist aber in der ersten Zeile hinter Art . 66.
Z. 1 . zu streichen , weil es einen solchen nicht giebt.

§ - 4 -
1) unter Ziffer 2 wird beantragt:

hinter „ und der Hand"
einzuschalten:

„für jede Art der Arbeit"
was aus dem neuen Entwürfe ohne Absicht wegge¬
lassen worden sein möchte.

2 ) Anstatt des daselbst angeführten Art . 16 . muß es
heißen:

„Art . 21 . tz. 2 ."
3 ) Zwischen dem letzten und vorletzten Absätze dieses

Z. beantragt der Ausschuß einzuschalten:
„Zn den zuletzt genannten Theilen des Herzogthums
Oldenburg und im Fürstenthum Lübek kommt die
Bestimmung des Art . 73 . § . 2 des Entschädigungs¬
gesetzes vom 14 . October 1849 mit der Abänderung
zur Anwendung , daß bei Spanndiensten nur die
Hälfte , bei Handdiensten zwei Drittheile der täglichen
Preise der Lohnarbeit zu berechnen sind ."

Dieser Zusatz war auch im vorigen Landtage nöthig

befunden ( Stenograph . Berichte Seite 102 — 103 ) . DaS
Entschädigungsgesetz , welches die mit Heimfall Behafteten
betrifft , die vornämlich nur in den Kreisen Vechta und
Cloppenburg sich Porfinden , hat für diese beiden Kreise in
seiner Anlage 1. eine billige Taxe für den Werth der Dienste
aufgestellt , welche den wirklichen Werth der Dienste für den
Berechtigten im Auge hatte ; für die übrigen Landestheile,
wo es kaum zur Anwendung Gelegenheit vorsinden wird,
giebt dasselbe die Bestimmung , daß ^ und sts,, des Markt¬
preises der Lohnarbeit genommen werden sollen . Das gegen¬
wärtige Ablösungsgesetz findet seine hauptsächliche Anwen¬
dung im alten Herzogthum und im Fürstenthum Lübeck.
Zeigt sich nun , daß in diesen Landestheilcn das Verhältniß
von - 1, und ^ 4, wogegen die münsterschen Kreise auch hier
durch ihre Taxe gesichert sind , nicht daS richtige ist , wovon
der Ausschuß sich überzeugt hält , so empfiehlt sich dadurch
die beantragte Abänderung des Entwurfs um so mehr.
Gegen die Ausführung in den Motiven Seite 41 — 42  ist
zudem zu bemerken , daß das angenommene Princip der
Reinertrag ist, den der Berechtigte hatte . Dieses wäre also
Ersparung an Aufwand eigner landwirthschaftlicher Arbeits¬
kräfte . Nur weil diese zu berechnen unthunlich schien , hat
man die Vergleichung mit der Lohnarbeit als das Mittel
angenommen , um dann , was in den münsterschen Kreisen
durch die aufgemachte Werthtaxe erreicht wurde , hierdurch
Herabsetzung auf ^ und ^ zu bewirken . Höheren Nutzen
der freien Arbeit im Verhältniß zu dem erzwungenen Dienst
ist das eine Moment ; Wohlfeilheit oder Theuerung deS
üblichen Preises der Lohnarbeit das andere . Die Berück¬
sichtigung beider weist darauf hin , daß im alten Herzvgthum
und in Eutin und ^ das richtigere Resultat giebt.

Präsident : Wenn niemand sich zum Wort gemeldet
hat , so bringe ich unter Annahme des Schlusses die Anträge
zur Abstimmung . H. 1 . und 2 . werden zur Annahme em¬
pfohlen . Dann soll eingeschaltet werden im § . 3 . zwischen
dem letzten und vorletzten Absätze : „ Im Fürstcnthum Lübek
ist der im An . 70 : des Entschadigungsge 'etzcs vom 14 . Octb.
1849 vorbchaltenen Beweis gegen die Regel deS Art . 69:
desselben Gesetzes nicht zulässig . "

Abg . Wibel : Das ist der Minoritatsantrag.
Präsident : Der Minoritatsantrag , ja wohl , denn eine

Minorität beantragt , zwischen Zs 2 . und 3 . diesen Satz zu
setzen. Ich kann diesen Antrag zunächst zur Abstimmung
bringen , und bitte die Herren , welche dem eben vorgelragenen
Anträge beistimmen wollen , aufzustehen . — ( Es erhebt sich
Niemand .) Haben die Herren nicht Verstanden ? ( verliest ) :
"Im Fürstenthum - Lübek ist der im Art . 7<>. des Entschädi¬
gungsgesetzes vom 14 . Oct . 1849 . vorbdhallene Beweis gegen
die Regel des Art . 69 . desselben - Gesetzes nicht zulässig . "

Die Herren , die diesen - Antrag annekmen wollen , bitts
ich aufzustehen.

Er ist abgelehnt.
Es ist ferner beantragt -: Im Z. 3 . ist in - der ersten Zeils '

hinter Art . 66 . die Bezeichnung A 1. zu streichen . Das
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versteh ! sich von selbst , und bedarf keiner Abstimmung . In

K. 4 . ist hinter „ und der Hand " einzuschalten : „ für jede Art
der Arbeit . " Die Herren , die diese Einschaltung wollen , bitte
ich aufzustehen.

Ist angenommen.
Dann ist beantragt zwischen dem letzten und vorletzten

Absätze des tz. 4 . cinzuschalien : „ In den zuletzt genannten Mhei
len deS Herzog ' hums Oldenburg und im Fürstenthum Liibek
kommt die Bestimmung des Art . 73 . H. 2 . des Enlschädi-

gungsgesetzes vom 14 . Oct . 1819 mit der Abänderung zur
Anwendung , daß bei Spanndiensten nur die Halste , bei
Handdiensten nur zwei Dririheile der täglichen Preise der
Lohnarbeit zu berechnen sind . " Die Herren , die diesen An¬
trag annehmcn wollen , bitte ich aufrustehen.

Er ist angenommen,

Ich bringe jetzt chen Art . 24 . mit diesen Abänderungen
zur Abstimmung und bitte die, welche ihn annehmen wollen,
sich zu erheben.

Er ist angenommen.
Abg . Wibel (Berichterstatter ) :
Art . 25 . Der erste Absatz wird zur Annahme empfohlen.

Der 2 . fällt weg , wenn Hrr . 4 gestrichen wird , weil
dann die Ablösung jeder einzelnen Berechtigung die allge¬
meine Regel ist.

Die Streichung des Art . 4 ist beschlossen worden . Es

würde also der 2 . Absatz wegfallen.
Präsident : Die Herren , welche den Art . 25 . mit Strei¬

chung des 2 . Absatzes annehmen wollen , bitte ich, aufzustehen.
Er ist angenommen.

Abg . Wibel ( Berichterstatter ) : Art .26 wird zur An¬
nahme empfohlen.

PrL ' siSent : Ich bitte die Herren , welche den Art.
26 annehmen wollen , aufzustehcn.

Er ist angenommen.
Abg . Wibel (Berichterstatter ) : Art . 27 . Unter dem

Namen Confirmationsgebühren kommen sowohl bloße Sporteln

vor , welche bei der Ablösung aus der Berechnung wegfallen,
als auch wirkliche Gefälle für Verändcrungssälle , die also
im Entwurf mit Recht von dem unentgeltlichen Wegfall aus¬
genommen sind . Der Ausschuß kommt daher auf den An¬
trag zurück:

unter 4 hinter „ die sogenannten Confirmationsge-
bühren"

einzuschalten:

„wo sie nicht die Natur bloßer Sporteln haben"
und bemerkt gegen die Motive Seite 42 , daß der Zweifel
doch aufgeworfen werden würde , was sogenannte und was
eigentliche Confirmationsgebühren seien.

Präsident : Da Niemand sich zum Wort gemeldet hat,

so bringe ich unter Annahme des Schlusses den Antrag zur
Abstimmung . Er geht dahin : unter 4 hinter „ die sogenann¬
ten Confirmationsgebühren " einzuschaltxn : „ wo sie nicht die
Natur bloßer Sporteln haben ." Ich bitte die Herren , die
diesen Antrag annehmen wollen , sich zu erheben.

Er ist angenommen.
Ich bringe jetzt den Art . mit dieser Abänderung zur

Abstimmung und bitte die Herren , die ihn annehmen wollen,

aufzustehen.
Der Art . ist angenommen.
Abg . Wibel (Berichterstatter ) : Art . 28 . I. Der Satz

des Entwurfs wird zur Annahme empfohlen , unter Strei¬
chung des überflüssig scheinenden Citats (Art 14 ) .

II . Einstimmig glaubt der Ausschuß aber quf den im
neuen Entwürfe nicht aufgenommenen , vom vorigen Landtage

beschlossenen Zusatz zurückkommen zu müssen , für welchen er
jedoch einige vorgeschlagene unwesentliche Abänderungen und
eine verbesserte Fassung gern sich angeeignet hat.

Demzufolge wird als Zusatz beantragt:
tz. 2 . Bei Grundstücken , welche

1) seit dem I . Jan . 1815 bis zur Erlassung des gegen¬

wärtigen Gesetzes in Erbpacht gegeben sind,
und

2 ) zum Ackerbau bisher benutzt oder doch jetzt dazu be¬
stimmt sind,

und

3) eine Stelle von wenigstens einem halben Jück und
höchstens 15 Juck Cataster - Maße bilden

und

4) zur Zeit der Eingebung in Erbpacht sich noch nicht
ganz in Cultur befunden haben,

kayn der Verpflichtete die Herabsetzung auf
den 20fachen oder
den 16fachen

Betrag des Geldwerthes des jährlichen Reinertrages der Be¬
rechtigungen beantragen . In diesem Falle ist durch drei
Sachverständige zu ermitteln und festzustellen , ob nach der
Billigkeit *) die Entschädigung in dem 16fachen oder dem
20fachen oder dem 25sachen Betrage des Geldwerthes des

jährlichen Reinettrages der Berechtigung bestehen soll.
tz. 3 . Ob die im tz. 2 unter Ziff . 1, 2 , 3 und 4 ge¬

dachten Voraussetzungen vorhanden sind , entscheidet , so weit

nöthlg , unter Zuziehung von Sachverständigen die Ablösungs-
Commission . Die durch diese Entscheidung veranlaßten Kosten

trägt der unterliegende Theil.
tz. 4 . Die Sachverständigen ( tz. 2 ) werden , einer von

dem Berechtigten , einer von dem Verpflichteten und einer
von der Ablösungs - Commission erwählt.

Die durch das Einschreiben der Sachverständigen ent¬
standenen Kosten fallen dezn Theile zur Last , welchem durch
jene eine ihm günstigere Classe nicht angewiesen wird , als
der Gegner forderte , beziehungsweise zugestand.

1 Eine Minderheit (v. Finckh ) beantragt:
anstatt:

„nach der Billigkeit"
zu setzen:

„nach dem billig zu schätzende» Werthe der Grundstücke zur Zeit
der Zustellung des Ablösuugsantragcs ."
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Eine abermalige Ermittelung und Feststellung durch
Sachverständige findet nicht Statt.

Der Satz des Entwurfs würde alsdann § . I ., und ' in
demselben wäre:

anstatt : „ Beschränkungen des Art . 29 rc.
zu setzen:

„Beschränkungen des tz. 2, . so wie des
Art. 29  rc . "

Zu Begründung dieses Antrages , sofern er deren bedarf,
muß der Ausschuß , um nicht zu weitläuftig zu werden , sich
zunächst auf den früheren Ausschußbericht , Seite 106 —
107 der stenographischen Protocolle des 2 . allgemeinen Land¬
tags beziehen.

Wenn die Motive zum neuen Entwurf , Seite 42 —
43 , das Bedenken haben : der Bererbpächter dürfte durch
das Ablösungsgesetz nicht „den acht heiligt " , nicht „ zu
Opfern"  genöthigt werden , nicht darunter „ leiden " , daß
er sein Eigenthum gut verwerthet habe , so muß sich der
Ausschuß vielmehr auf folgenden Standpunkt stellen:

Der Zweck , den Grund und Boden auch von Erbpachts¬
leisten zu befreien , wird ohne den vorgeschlagcnen Zusatz
kaum irgend erreicht werden . Ablösung zum 25sachen Be¬
trage kann von den Erbpächtern nicht als eine Begünstigung
angesehen werden , bei hochgestellten Canon ist sie eine uner¬
schwingliche Forderung . Nach der ausdrücklichen Vorschrift
des Staatsgrundgesetzes soll Billigkeit gegen die Verpflich¬
teten das Princip des Ablösungsgesetzes sein . Festsetzung
des billigen Maßes durch Schätzung unpartheiischer Sach¬
verständigen in jedem einzelnen Falle , ist die verfassungs¬
mäßig gebotene Auffindung des billigen Ablösungsfußes , welche
durch eine allgemeine gesetzliche Bestimmung wegen zu großer
Verschiedenheit der Verhältnisse nicht erreicht werden kann.
Um aber die Billigkeit noch schärfer zu fassen , mag ihr noch
eine Beschränkung gesetzt werden , und das hat unser Antrag
gelhan . Wer sich übervortheilen ließ , mag in der Regel den
Schaden tragen . Aber wo Mangel an Boden zur Coloni-
salion herbeigeführt und dadurch Noch eingetreten war , und
diese Noch nun von Anderem benutzt wurde zur Uebervvr-
theilung , da war unerlaubter Wucher , da soll nach unserem
Gesetzvorschlage durch billige Schätzung das rechte Maß wie¬
derhergestellt werden.

Deshalb kam in Frage : ob unserem Zusatzvorschlage
noch die Bedingung hinzugesügt werden müsse , daß der in
Erbpacht gegebene Colonisationsplacken , dem Erbverpächter
seit 1814 (wo die ungerechten Einweisungen ihren Anfang
nahmen ) aus Gemeinde - oder Staatsländereien eingewiesen
sein . Allein der Ausschuß halt dies nicht für richtig , denn
der Wucher ist da , wo die Nvth mißbraucht wurde , wenn
auch von Ändere » , als Denjenigen , deren Uebergriffe sie her¬
beigeführt halten . Zudem schien jener Zusatz unpraktisch,
denn es kann eben sogut sein , baß derjenige , welcher über¬
mäßigen Antheil eingewiesen erhielt , nicht gerade von diesem
selbigen Boden , sondern ein anderes Stück unter übermäßig
harten Bedingungen ausgab und so die Nvth derer miß¬

brauchte , welche nichts bekommen hatten . Wenn eine Min¬
derheit des Ausschusses den Schätzern vorzuschreiben beantragt:
daß auf den gegenwärtigen Werth der Grundstücke ge¬
sehen werden soll, so hat der Ausschuß in seiner Mehrheit
geglaubt , die sachverständigen Schätzer würden , nach den Ei-
genthümlichkeiten jedes einzelnen Falles richtiger zu beur-
theilen im Stande sein , wie der vom Staatsgrundgesetze
vorgeschriebenen Billigkeit Genüge geleistet werde , als bas
Gesetz durch eine allgemeine Vorschrift dazu im Stande sei,
indem namentlich der Fall verkommen kann , baß der jetzige
Zustand der Grundstücke nicht durch deren Cultur - Fähigkeit
und die bloße Cultur herbeigcführt ist, sondern durch Aufwand,
für welchen sogar noch Schuldhypothek auf der Stelle haften
kann.

Den Zusatz selbst aber empfiehlt der Ausschuß als einen
der wichtigsten Sätze des ganzen Ablösungsgesetzes und er
glaubt auch , daß billige Schätzung Niemanden unbillig ver¬
letzen werde.

Abg . v . Finckh : Ich habe von meinen Collegen im
Ausschüsse , mit denen ich im Uebrigen , bezüglich dieses Zusa¬
tzes vollständig einverstanden bin , mich hinsichtlich eines Punk¬
tes trennen zu müssen geglaubt , indem ich nämlich beantragt
habe , daß bei der fraglichen Schätzung der Zustand der Grund¬
stücke zur Zeit der Schätzung  zum Maaßstabe genommen
werde . Dazu hat mich folgende Rücksicht veranlaßt . Wir
haben es hier  mit einem Er dpa chtsVerhältnisse zu thun,
also mit einem Verhältnisse , weiches nicht , wie das guts-
und schutzherrliche  Verhältniß von dem Fluche und der
Mißgunst der Zeit getroffen wirb , — mit einem Verhältnisse,
das wir noch täglich werden wieder entstehen sehen , dessen
Wiedercntstehung wir im Gesetze ausdrücklich zulassen . Wenn
bei einem solchen  Verhältnisse eine Ausnahme von der all-

> gemeinen Regel gemacht werden soll , die der Entwurf auf¬
stellt , und die auch der Ausschuß will , — so müssen beson¬
dere  Gründe , die eine solche Ausnahme motiviren , vorhanden
sein . Solche besondere Gründe für eine allgemeine  Aus¬
nahme hat der Ausschuß bezüglich der Erbpachtcontracte ge¬
funden , bei denen — veranlaßt durch die rücksichtslosen Ein¬
weisungen , und durch den dadurch hervorgerufenen Mangel
an Ländereien für ärmere Leute , die sich flpiren wollten , —
das Land seit 1815 zu einem besonders hohen Kanon ausge-
gebcn ist. Hier soll dadurch geholfen werden , daß , wo ein
Mißverhältniß zwischen Land und Kanon bestehe , geringere
Ablösungssätze , als die gewöhnlichen , angenommen werden
können . Ich glaube aber , daß die Ausnahme nur dann ge¬
rechtfertigt ist, wenn das Mißverhältniß zur Zeit der Ab¬
lösung noch besteht.  Ist das Mißverhältniß nämlich ver¬
schwunden , sind die Grundstücke durch Verbesserungen in
Flor gekommen , so hat sich das Unrecht , was anfangs pas-
sirte , durch die Zeit ausgeglichen.

Demnach glaube ich , man darf das Land nicht darnach
schätzen , wie es ursprünglich war,  sondern wie es jetzt ist.

Man kann freilich die Frage aufwerfen , hat die Ver¬
besserung ihren Grund in der Kulturfähigkeit des Bv-
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dcns , oder in dem außerordentlichen Schweiße und
der Arbeit , die der Erbpächter aiss das Land verwandt hat?

Es ist sogar möglich , daß einer Schulden contrahirte , um
eine Verbesserung hervorzubringen . Es wird dieses Alles aber
Ausnahme und die Regel immer sein : im Laufe der
Jahre hat sich ohne außerordentliche  Anstrengungen
das Mißverhältniß ausgeglichen.  Wo aber eine Aus¬
gleichung bereits eingetrcten ist , da darf man nicht eingreifen
in ein Verhältniß , das wir täglich haben . Sonst giebt
das ein gefährliches Präjudiz für die Zukunft.
Der Uebelstand kann wieder kommen und es müßte dann von

den Ablösungssätzen wieder etwas weggestrichen werden . Das
giebt aber eine Unsicherheit aller Verhältnisse.

Ferner hat mein  Vorschlag das Vorzügliche , daß da¬
durch eine bestimmte  Instruktion für die Schätzer gegeben
ist . Nach dem Vorschläge der Mehrheit wird Alles der un¬
bestimmten Willkür der Schätzer anheim gegeben . Es wird
ihnen weder gesagt : „zu der Zeit des Ausgebens " , noch : „ zu
der jetzigen " , — sondern das Alles ihrem Gutdünken über¬
lassen . Also aus dem Zeiträume von 35 Jahren mögen sie
sich Len Termin aussuchen ! Das giebt aber ein Schwanken,
was nicht gut ist.

Wenn Sic also meinen  Vorschlag annehmen , so wird
da geholfen , wo das Mißverhältniß noch besteht ; — dagegen
wird die Sache schwankend und das Verhältniß zu drückend
für den Berechtigten , wenn Sie den Vorschlag der Mehrheit
annehmen.

Abg . Pancratz : Ich bin im Ausschüsse schwankend
gewesen , ob ich der Ansicht des Abg . v . Finckh beitreten
solle . Ich habe dieses bisher noch nicht gethan , bin aber

jetzt geneigt , dieser Ansicht beizutreten.
Der Grund für die ganze fragliche Ausnahme liegt doch

eigentlich lediglich in der bedrängten Lage  der kleinen
Grundstückbesitzer , welche herbeiführt , daß sie ihr Land nicht

gehörig cultiviren können , und Viele sogar der .Armenkasse
zur Last fallen . Dies ist die Rücksicht , die uns dazu gebracht
hak , den Antrag überhaupt zu stellen . Hiernach scheint aber
der Antrag des Abg . v . Finckh mehr motivirt , weil bei die¬
sem auch das augenblickliche Bedürfniß ins Auge gefaßt
wird.

Abg . v . Thünen : Ich glaube überall nicht , daß dieser
Gegenstand sehr tief eingreifend sein wird , ich glaube nicht,
daß sehr viele Grundstücke in dieser Art ausgegeben sind,
nachdem die Beschränkungen geschehen , daß die Hausstellen
und Gärten ausgeschlossen werden , und nur bas bei der Ueber-

tragung noch nicht cultivirte für den Ackerbau bestimmte Land
von mehr als und nicht über 15 Jück in Betracht kommt.
Soviel ich habe erfahren können , kommen die Fälle , wo man

sagen kann , daß die Erbpachten sehr hoch und übermäßig
hoch sind , fast nur bei Hausplätzen und Gärten in der Nähe
der Dörfer vor , und daher glaube ich überall nicht , Laß der

Gegenstand von großer Bedeutung ist. Soweit aber die Be¬
stimmungen , die vom Ausschüsse vorgeschlagen sind , eintreten
sollen , kann ich auch nicht finden , daß darin zu weit gegangen

36.

ist. Wir haben in den Ablösungs - und Eutfchädigungsgesetzen
Vieles den Sachverständigen zur Entscheidung überlassen,
was von weit größerer Bedeutung ist , als diese Fälle hier
haben können.

Nun ist aber auch noch vorgeschrieben , daß die von bei¬
den Seiten erwählten Sachverständigen darüber urthcilen , ob
das , was der Verpflichtete fordert , begründet ist, oder nicht.
Diesc Sachverständigen müssen nothwendig zurückgehen auf
die ursprüngliche Qualität des Bodens und ob derselbe mehr

oder minder geeignet war zum Ackerbau , zur Anlegung von
Wiesen , Weiden rc. Das ist etwas , was nothwendig in der
Abschätzung liegt , was eben die Sachverständigen wissen und
beurtheilen müssen . Darüber eine besondere Instruktion , auf
den gegenwärtigen Zustand begründet , zu geben , halte ich nicht
für richtig und nothwendig . Ich kann überhaupt , wie schon
gesagt , der Sache keine große Wichtigkeit beilegen ; ich glaube
auch nicht , daß Jemand dadurch wesentlich benachtheiligt wird.
Wäre in solchen einzelnen Fällen wirklich Wucher getrieben,
nun , so ist das auch schon gesetzlich nicht erlaubt , und da das
Gesetz überall übermäßige Beschwerden von Grund und Bo¬

den im Allgemeinen aufheben will , so kann es , glaube ich,
auch hier wohl eintreten . Ich finde kein Bedenken dabei,
dem Ausschußantrage beizustimmen.

Rcg .-Com . Runde : Meine Herren , die Stäatsregierung
hat sich auch nicht überzeugen können , daß hier solche allge¬
meine Uebelstande vorliegen , denen durch solche Bestimmun¬

gen , wie im Ausschußantrage enthalten sind , abgeholfen wer¬
den müßte . Es sind immer , wie ich glaube , nur einzelne
Falle , wo eine solche übermäßige Beschwerung vorliegen
könnte und wenn in solchen Fällen auch Wucher getrieben
sein soll , so wird man diesem doch dadurch nicht abhelsen,
denn ist ihm auch hier aus dieser Seite abgeholfen , so wird
bald eine andere Art gefunden und anderer Wucher getrieben
werden . Es werden übrigens immer nur Fälle aus dem
Amt Zwischenahn angeführt , worin solche unmäßige Bela¬
stung statlsinden soll . Aus den übrigen Theilen des Her¬
zogthums sind solche Fälle entweder gar nicht angeführt oder
sie fallen wenigstens ohnehin nicht unter die Bestimmungen
des Ausschußantrags . Im Amte Zwischenahn , in den Kirch¬

spielen Edewecht und Zwischenahn sind aber vielleicht 200
solcher Grundheuerleutc . Bon diesen bezahlen einige aller¬

dings eine ganz außerordentlich hohe Grundrente , es sind
aber solche, die in dem Dorfe zu ihrer Annehmlichkeit Bau¬
plätze acquirirt haben ; diese bezahlen zum Theil 7— 10 H
Grundheucr für den Scheffel Saat . Daß auf einen solchen
Schätzungswerth nicht Rücksicht genommen werden kann , ist
klar und soll dies Verhälmiß auch nicht hier gemeint sein.
Andere sind Handwerker , die auch ein Stück Land sich acquirirt
haben , weit sie gerade da ihr Handwerk besser betreiben kön¬
nen und deshalb gern ein ge Thaler Grundrente für den Scheffel
Saat geben ; auch diese gehören nicht hierher . Alle Uibrigen,
die in der Nahe des Moors wohnen und auf sogenannlen

allen Gründen sich Gemeinheiksplackcn haben ausweisen lassen,

bezahlen in der Regel 24 - 54 gr . Grundheucr für den
95
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Scheffel Saat . Das kann unter Umstanden allerdings hoch
sein, indessen sind diese Leute doch weniger bedrückt, als wie
sehr häufig die Zeitpachter. Sie kommen fast alle sehr gut
fort und selbst in den Theuerungsjahren 1846—47 hat man
wenig Falle gehabt, wo einer zu Grunde gegangen ist und
in diesen wenigen Fallen wird man auch noch zweifelhaft
sein, ob das in der Höhe der Grundrenten lag oder ob nicht
eigenes Verschulden oder besondere Unglücksfalle zu Grunde
lagen. Das ganze reducirl sich auf so wenige Fälle, daß die
Regierung nicht glaubt, daß es geboten wäre, dicserhalb eine
solche gesetzliche Bestimmung zu erlassen. Wollte man etwas
tbun für sie, so könnte man vielleicht bestimmen, daß sie zu
dem jedesmaligen Zinsfüße ablösen könnten; aber mir scheint
auch dies nicht nölhig zu sein. Ucberhaupt scheint die ganze
Bestimmung unpraktisch und, wenn die vielen Weitläufigkei¬
ten in Betracht gezogen werden, die wir durch ein Zurück-
gchen in die Vergangenheit haben, so scheint es besser, da¬
von ganz abzuschen.

Abg. Lindemann : Meine Herren, wir dürfen nimmer
das v. Finckh sche Schätzungsprincip annehmen, denn meine
Herren, der Abg. v. Fin ckh sagt uns, das Land verbessere
sich ohne allen Aufwand. Ich weiß nicht, mir ist es nie
vorgekommen, daß das Haideland ohne Arbeit und ohne
Verwendung zu gutem Lande wird. Jst 's aber durch Ar¬
beit und Verwendung zu gutem Land geworden, so ist das
auf Kosten des Besitzers geschehen und kann dem Obercigen-
thümer nicht zu Gute kommen. Er hat das schlechte Land
schlecht weggegeben und nun muß es auch so laxirt werden.
Es ist wahr, die Schätzung wird ungewiß, aber ungewisser
noch, als wenn Sie eine förmliche Instruction auf den ge¬
genwärtigen Bestand geben; aber es soll nur geschätzt wer¬
den zwischen den Ibfachen und Löfachcn Betrage und, wenn
die Möglichkeit angenommen wird, daß bei einem der Hülfs-
bedürfligcn zum lüfachen geschätzt wird, wo es vielleicht der
48fache- Betrag sein müßte, so ist das Unglück, dieses zu tra¬
gen, für den Eigenthümer so groß nicht.

Wollen Sie helfen, so lassen Sie der Schätzung freien
Raum und nehmen Sie vorzüglich an , baß der Landwerth
geschätzt werden muß, wie das Land in dem allen unculti-
virten Zustande war, als es abgegeben wurde.

Abg. v. Finckh : Es ist mir nicht in dem Sinn ge¬
kommen, zu behaupten, was mich der Vorredner hat sagen
lassen, nämlich: „daß durch die„Länge der Zeit" Land frucht¬
bar würbe." Das habe ich nicht behauptet, sondern ich
habe nur behauptet: daß das Land in den meisten  Fällen
ohne außerordentliche  Anstrengung zu cultiviren sein
werde." Das dies nicht ohne alle Anstrengung und Mühe
hier  möglich, weist Jeder, der hier im Lande bekannt ist.

Präsident : Es hat sich niemand weiter zum Wort
gemeldet und ich erkläre die Discussion für geschlossen.

Abg. Wibel : Ein kleines Schlußwort wollte ich mir
nur erlauben.

Präsident : Der Abg. Wibel  hat das Wort.
Abg. Wibel : Meine Herren! Gegen den Antrag

des Hrn. v. Finckh hätte ich fast weniger einzuwenden, als
gegen einige Worte, die er zu dessen Begründung  sagte. Ein
„täglich wiederkehrendes Verhältniß« hätten wir vor Augen?"
Ein Verhältniß, dessen Wiedercnlstehen wir wünschen? Nein,
meine Herren, davon sehe ich nur das Gegentheil! Das
Verhältniß, das wir vor uns haben, ist das des Landwu¬
chers; und den wollen wir hoffentlich nicht täglich wieder¬
kehren sehen. Andern Verhältnissen wollen wir ja keinen
Eintrag thun. In das Verhältniß des nützlichen Erbpacht-,
meine Herren, wodurch das Wohl beider Theile befördert
wird, wollen wir ja nicht eingreifen. Daö, was wir voraus
haben, ist das fluchwürdige, was nie und nimmer wieder-
kehrcn soll, hoffentlich, ich möchte sagen, zuversichtlich gewiß
nicht.

Es kann nicht wiederkehren, wenn wir die im constitui-
renden Landtage bezeichnten Fortschritte machen in den Ein¬
richtungen für die Kolonisation, daß der, der arbeiten will,
der mit Frau und Kindern fleißig im Bodenkultur und spar¬
sam sein will, Gelegenheit dazu finde, ohne das er in die
Hände des Wuchers falle. Wir haben cs nur mit dem ver¬
abscheuten Wucher zu thun, der dem arbeitsamen Familien¬
vater es oft fast unmöglich macht bei angestrengtester Arbeit
sein Brod auf ehrliche Weise zu verdienen. Wir sehen auf
Gegenden hin, wo diese Noth, dieses Drangsal Hunderte traf,
so daß Hunderten ihr Erwerb vereitelt wurde durch verkehrte
Einrichtungen bei Ausweisungen und Theilung der Gemein¬
heiten. In dieses Verhältniß wollen wir eingreifen. Wir
wollen nicht hcrabsetzen den regelmäßigen Ablösungsfuß der
Erbpacht. Wir wollen ihn stehen lassen zum hohm Fuß des
LOfachen, des 25fachen Betrags sogar. Aber wir wollen die
Möglichkeit geben, bis aufs 16fache hcrabzugehen, wo ver¬
werflicher Wucher war.

Wer in Nothstand gebracht ist, werde nicht zu Bedingungen
gezwungen, die durchzusühren unmöglich ist. Der Abg. v.
Finckh sagt, er wünsche eine besondere Instruktion für die
Schätzer. MeineHerrcn! Ich wünschte sie auch gar sehr. Aber der
Abg. v. Finckh hat sic eben so wenig gefunden als wir.
Denn daß eine bestimmte  Instruction , dann nicht mehr
vorliegt, wie Herr v. Finckh zugeben muß, nicht der wahre
Werth, sondern das , was er den „billigen" Werth nennt,
veranschlagt werden soll, ist offenbar. Aber so giebt man mit
der einen Hand, was man mit der andern nimmt. Man
müßte also doch den jetzigen Werth billig schätzen, d. h. un¬
ter Berücksichtigungaller Umstände. Ich halte es mit dem
Vorredner für richtiger-, wir überlassen Alles den Schätzern
ganz allgemein, sie müssen dann auf den jetzigen Zustand
allerdings wohl Rücksicht nehmen und daraus Folgerungen
ziehen, auf früheren Zustand und was denn nur billig sei.

Ich glaube sodann nicht, daß das Institut nur geschaf¬
fen werden soll, um denen zu helfen, die in gegenwärtiger
Bedrängniß sind, der Abg. Pancratz  glaubt das mit Recht
auch nicht und ich brauche nur daran zu erinnern, was für
Grundsätze wir befolgten, als wir die unleidlichen Lasten ab¬
lösten aus dem Münsterlande. Sahen wir da auf Wohlha-
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bcnheit oder Armuth der Gutspflichtigen? Nein, meine Her¬
ren, wir wußten sehr wohl, daß diejenigen, denen wir eine
unleidliche Last, einen unerträglichen Druck abnahmen, wohl¬
habender waren zum großen Theil, als Andere. Sie durf¬
ten aber dennoch unter diesem Druck nicht länger schmachten
und hier diesmal wissen wir sogar das Gegentheil beinahe ge¬
wiß. Also nicht darauf, sondern auf das Unrecht an sich ist
Rücksicht zu nehmen. Das haben wir auch gethan im Ent¬
schädigungsgesetze bei Ablösung der Lasten im Münsterlande.
Wenn der Herr Reg.-Comm. darquf hingewiesen hat, der
Wucher werde doch immer wieder neue Wege suchen und
finden— ich glaube das auch. Das Unrecht wird vielleich!in
Jahrhunderten wieder emporgckommen sein, dann aber wird
ein 48ger Jahr wieder kommen und eS wird ausgemerzt wie
jetzt. Das kann uns also nicht hindern, daß wir gegenwärtig
aufräumen mit unserm Gesetz, wie bas Staatsgrundgesetz
uns angewiesen hat. Wenn sodann unS eingeworfen wurde:
auf dem Ammerlandc, wo das Verhältniß am drückendsten
ist, hätten die Grundheuerleute sogar die Zeit der Theuerung
überstanden, so weiß ich nicht, meine Herren, ob grade jemand
verhunzen ist, ich weiß aber, baß der Mangel fast unerträg¬
lich war, der dort ertragen wurde in den kalten Wintertagen
und Nächten; ich weiß, wie der elende Zustand dieser Leute
Thränen des Mitleids erpreßt hat, und manchen Thaler aus
der Tasche edler Menschenfreunde. Aber jene Bemerkung
war erst anders gemeint. Die Grundheuerleute des Ammer-
lanbes sind nicht von Haus und Hof gekommen. Ja , meine
Herren, das theure Jahr hat sie nicht zu Grunde gerichtet,
denn, — sie waren längst schon zu Grunde gegangen! Kein
Gläubiger konnte sie von Haus und Hof treiben, wenn er
nicht alles verlieren wollte, was er zu fordern hatte, denn
das Eigcnthum ist nicht einmal den Kanon werth. Wenn
endlich gesagt worden ist, man sollte einen mäßigen Ablö¬
sungsfuß einführen, nun so halte ich den Machen Ablösungs-
suß nicht bloß für einen mäßigen sondern vielleicht noch viel
zu hoch namentlich in dem Landestheile wohin der Hr. Rcg.-
(Lomm. Runde  uns führte. Ich halte an dem Ausschuß-
zusatze fest, meine Herren, wenn ich auch zugeven müßte, es
würde auf dem Ammerlande fast wenig zur Anwendung kom¬
men, weil der Mache Betrag dort noch zu hoch ist. Wir
wollen aber thun, was wir thun können. Ware es dann ge¬
gründet, daß es wenig zur Anwendung käme, — wogegen
ich glaube, daß doch noch Fälle segensreicher Anwendung ge¬
nug übrig bleiben werden, so mögen von der andern, Seite
die Herren uns die Freude nicht verderben, baß wir, wo wir
Nutzen stiften zu können glauben, dies zu thun versuchen.

Präsident : Es liegen3 Anträge vor:
1) daß dem Art. 28 folgende Sätze hinzugefügt werden:
ß. 2. Bei Grundstücken, welche
1) seit dem 1. Januar 1815 bis zur Erlassung des ge¬

genwärtigen Gesetzes in Erbpacht gegeben sind
und

2) zum Ackerbau bisher benutzt oder doch jetzt dazu be¬
stimmt sind,

und
3) eine Stelle von wenigstens einen halben Jück und

höchstens 15 Jück Cataster Maße bilden
und

1) zur Zeit der Eingebung in Erbpacht sich noch nicht
ganz in Cultur befunden haben;

kann der verpflichtete die Herabsetzung auf
den 20 fachen ober
den 16 fachen

Betrag des Gcldwerthes des jährlichen Reinertrages der Be¬
rechtigungen beantragen. In diesem Falle ist durch drei Sach¬
verständige zu ermitteln und feststellen, ob nach der Billigkeit*)
die Entschädigung in dem 16 fachen oder dem 20 fachen oder
25 fachen Betrage des Gcldwerthes des jährlichen Reinertra¬
ges der Berechtigung bestehen soll.

§, 3. Ob die im §. 2. unter Ziffer 1. 2. 3 und 4. ge¬
dachten Voraussetzungen vorhanden sind, entscheidet, so weit nö-
ihig unter Zuziehung von Sachverständigendie Ablösungscommis¬
sion. Die durch diese Entscheidung veranlaßten Kosten trägt
der unierliegende Theil.

§. 4. Die Sachverständigen(§. 2.) werden, einer  von
dem Berechtigten, einer von dem Verpflichteten, einer von
der Ablösungs-Commission erwählt.

Die durch das Einschreiten der Sachverständigen entstan¬
denen Kosten fallen dem Theile zur Last, welchem durch jene
eine ihm günstigere Classe nicht angewiesen wird, als
der Gegner forderte, beziehungsweise zugestand.

Eine abermalige Ermittelung und Feststellung durch Sach-
verstängige findet nicht Statt.

Dann ist zum Ausschußantrag vom Abg. v. Finckh der
Minderheit des Ausschusses der Antrag gestellt, daß anstatt
der Worte „Nach der Billigkeit" gesetzt werden„nach dem bil¬
lig zu schätzenden Werthe der Grundstücke zur Zeit der Zu¬
stellung des Ablösungsantrags." — Dann ist ssür den Fall,
daß dieser Antrag angenommen würde vom Ausschuß beaniragt
eine Modifikation dieses Artikels, welcher dann Z. 1. würbe,
dahin: daß es in demselben heiße: Anstatt Beschränkung
des Art. 29 rc. — Beschränkung des Z. 2. sowie des Art.
29. rc.

Ich würde zunächst den Antrag des Abg. v. Finckh
auf Abänderung des Ausschußantrags zur Abstimmung brin¬
gen, dann die vom Ausschüsse beantragten tztz. und dann den
letzten Ausschußantrag, daß darnach Art. 28. die von ihm
beantragte Modifikation erhalte.

Ich bitte die Herren, welche also wollen, daß. nach dem
Antrag des Abg. v. Finckh im Ausschußantrage statt „nach
Billigkeit" zu setzen.sei „nach den billig zu schätzenden Wer-

1 Eine Minderheit(v. Finckh) beantragt:
anstatt:

„nach der Billigkeit"
zu setzen:

nach dem billig zu schätzenden Werthe der Grundstücke zur Zelt
der Zustellung des Ablösungsantrages.
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the der Grundstücke , zur Zeit der Zustellung des Ablösungs-
Antrags, " aufzustehen . —

Der Antrag ist abgelehnt.
Ich bitte jetzt die Herren , welche die vom Ausschüsse

vorgeschlagenen tztz. 2 . 3. und 4 . — ich brauche sie nicht voll¬
ständig wieder vorzulesen — annehmen wollen , aufzustehen.

Die Zusätze sind angenommen.
Ich bitte jetzt Diejenigen , welche wollen , daß nunmehr

der Art . wie er im Entwürfe steht , als tz. 1. folgende Abän¬
derung annchme , daß statt : „Beschränkungen des Art . 29 rc."
zu setzen sei : „ Beschränkungen des § . 2 . sowie des Art . 29 rc ."
Diese bitte ich aufzustchen . —

Ist angenommen.
Ich bitte jetzt, über den Art . im Ganzen abzustimmen

und Diejenigen , welche ihn annehmen wollen , aufzustchen . —
Er ist angenommen.
Abg . Wibel (Berichterstatter ) : Art . 29 ist zu berichti¬

gen ; es ist da ein Versehen gemacht , welches wir übrigens
auch mit verschuldet haben auf dem vorigen Landtage , denn
da habest »wir es eben so redigirt.

Der Bericht zu Art . 29 lautet daher:
Befreiungen von einer Last , z. B . Abgabcnfrciheit , kön¬

nen wohl mit anderen Gegenständen z. B . mit Grundstücken in
Erbpacht gegeben sein , nicht aber allein . Es ist daher wohl
ein Versehen gewesen , daß dieser Zusatz nicht bloß in den
Art . 30 ., sondern auch in den Art . 29 . , eingeschaltet wurde,
und es wird beantragt:

im 8 - 1 . Zeile die Worte:
„oder Befreiung von einer Last"

und Zeile 5 . „ oder Befreiungen " sowie Zeile 8 - „ oder
Befreiung"

zu streichen und dem Eingänge des tz. 4 . die Fassung zu
geben:

Ist eine unter Vorbehalt der Entschädigung ausgeho¬
bene ober eure ablösbare Berechtigung für sich allein
oder doch nur mit anderen solchen Berechtigungen
Gegenstand der Erbpacht.

ES ist hier ein Zusatz gemacht , der wohl einen unmög¬
lichen Fall voraussetzt.

Präsident : Ich kann wohl sofort den Art . mit den
beantragten Abänderungen zur Abstimmung bringen . Wenn
Niemand widerspricht , bitte ich die Herren , welche Art . 29 mir
dem vom Ausschuß beantragten Zusatz annehmen wollen,
aufzustchen . —

Angenommen.

Art . 30 — 33 sind zur Annahme empfohlen.
Ich bitte die Herren , welche diese Artikel annehmen wol¬

len , amzustehm . — Sie sind angenommen.
Abg . Wibel ( Berichterstatter verliest ) :

Art . 34.

Da in den Kreisen Vechta und Kloppenburg die Ver¬
hältnisse der Eigenbehörigen  im Jahre 1814 durch
«ine als Gesetz eingeführte sogenannte Erbpachtordnung gere¬
gelt sind ; so wird um Mißverständnisse vorzubeugcn,

als Nachsatz beantragt:
Auf die der Münstcrschen Erbpachtordnung vom
2t . September 1783 unterworfenen Verhältnisse fin¬
den dieselben keine Anwendung.

Präsident : Ich bitte die Herren , welche den Art . 34
mit dem beantragten Zusatze annehmen wollen , aufzustehn . —

Angenommen.
Abg . Wibel (Berichterstatter verliest ) :
Art . 35 wird zur Annahme empfohlen.
Präsident : Ich bitte die Herren , welche ihn anneh¬

men wollen , aufzustehen . —
Er ist angenommen.
Abg . Wibel ( Berichterstatter , verliest ) :

Art . 36.
Zn der 10 . Zeile ist hinter den Worten:

„vom Tage der Zustellung"
hinzuzufügen:

„an den Berechtigten " .

Präsident : Ich bitte die Herren , welche den Art . 38
mit dem beantragten Zusatze annehmen wollen , aufzustchen.

Angenommen.
Abg . Wibel ( Berichterstatter verliest ) :
Art . 37 — 48 werben zur Annahme empfohlen.
Präsident : Ich bitte die Herren , welche Art . 37 — 48

annehmen wollen , auszustehen . —
Sie sind angenommen.
Abg . Wibel (Berichterstatter verliest ) :
Art . 49 . Zn der 1 . Zeile muß es heißen : Dritten,

welchen.
Art . 50 — 56 werden zur Annahme empfohlen.
Präsident : Ich bitte die Herren , welche die Art . 49.

bis 56 . mit der bei Art . 49 . beaniraglen Abänderung an¬
nehmen wollen , sich zu erheben.

Sie sind angenommen.

Abg . Wibel ( Berichterst ., verliest ) :
Art . 57.

In der letzten Zeile des 8 - 2 . ist statt betreffenden
Urkunden,  zu setzen:

„betreffenden im Besitze des Antragstellers sich befin¬
denden Urkunden . "

Es kann natürlich das von Niemand gefordert werden,
was außer der Welt wäre und auch nicht in seinem Besitz.

Präsident : Ick bitte die Herren , welche diesen Art.
mit der . beantragten Abänderung annehmen wollen,  aufzu-
stehen.

Er ist angenommen.
Art . 58 .— 65 . werden zur Annahme empfohlen.
Ich bitte , über diese Art . durch Aufstehen abzustimmen.
Sie sind angenommen.

Abg . Wibel ( Berichterst ., verliest ) :
Zur Anlage äe. Art . 1. für die Kreise Vechta und Klop¬

penburg besteht eine Taxe und werden aus ihnen daher keine
Mitglieder zur Preisermiktelungs -Commission nölhig sein.
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Es wird daher:
unter 1 hinter:

eines jeden Amtes
zu setzen sein:

der Kreise Oldenburg , Delmenhorst , Neuenburg,
Jever und Ovelgönne.

Präsident : Die Herren, die diesen Art. mit der Ab¬
änderung annehmen wollen , bitte ich aufzustehen.

Er ist angenommen.

Abg . Wibel ( Berichterst ., verliest ) :
Art . 2.

Anstatt des Satzes unter 2 . war im vorigen Landtage
gesetzt worden:

„2 . im Fürstenthum Lübeck vom Provinziallandtage"
weil Gemeinde -Ausschüsse oder dergleichen gewählte Vertreter
dort sonst nicht bestehen . Außerdem besteht der Provinzial¬
landtag nur aus 14 Personen , während der Satz des Ent¬
wurfs deren 36 beruft . Wirb es nun unpassend gefunden,
dem Landtage als solchem die Wahl der Mitglieder der Preis-
crmittelungs -Commission beizulegen , so schlagt der Ausschuß,
um ein Auskufrsmiitel zu finden , vor , zu setzen:

»von den zum letzten Provinziallandtage gewählten
Personen . "

Rcgierungs Commissar Runde : Meine Herren , cs wäre
möglich , und ich hoffe es noch , daß dies Gesetz publicirt
würde , daß die Ablösungs - Commission in Thätigkeit träte,
und die PreisermittelungS -Commission nöthig würde , bevor
der Provinziallandtag in Eutin gewählt ist . Dann würde
die Thätigkeit der Behörden gehemmt sein , wenn die Preis-
ermitlelungs -Commission nicht schon bestimmt wäre . Ich
möchte deshalb vorschlagen , anstatt dieser Wahlmänner die¬
jenigen Wahlmänner zu nehmen , die zum letzten Landtage,
sei eö zum Provinziallandkag oder zum Generallandtag , ge¬
wählt haben . Man könnte aber nur sagen : die Wahlman-
n/r die zum letzten Landtag gewählt haben.

Abg . LinLemanu : Dann würden diese jimmer blei¬
bend sein.

Regierungs -Commiffar Rnnde : Einerlei ob dies ein
Provinzial - oder allgemeiner Landtag war . Es würde viel¬
leicht so formulirt werden : , ,Von den zu Wahlen des letzten
(allgemeinen oder Provinzial -) Landtages gewählten Wahl¬
männern . "

Abg . Lindemann : Meine Herren , jeden Vorschlag,
der ausführbar wäre , würde ich dankbar annehmen , aber der
Herr Regierungs -Com . hat in dem Seinigen wohl überse¬
hen , daß der Wahlmänner im Fürstenthum Lübeck 86 und
in allen Theilen des Landes zerstreut sind . Es wird doch
nimmer zweckmäßig fein , ein solches Heer zusammen zu rufen,
um diese Commission zu wählen.

Es ist wahr , die Wahl zum nächsten Landtage ist noch
nicht geschehen , aber wie gesagt , das Gesetz ist auch noch
nicht gegeben und ich glaube , es wird leichter und wird
schneller kommen , daß wir die Wahlen zum Landtag in Eutin

haben , als daß wir bis dahin nicht allein das Gesetz bekom¬
men , sondern auch zu seiner Ausführung schreiten.

Ich sehe unter allen Möglichkeiten oder wenigstens un¬
ter alle dem , was vorgeschlagen ist , die Annahme des Aus¬
schuß -Antrags für den zweckmäßigsten an , um zum Ziele zu
gelangen.

Abg . Strackerjan : Ich möchte doch den Vorschlag
des Herrn Reg .-Com . empfehlen . Es mögen allerdings 86
Wahlmänner im Fürstenthum Eutin sein ; sie wählen aber
doch auch nicht alle auf einmal in einem Acte,  sondern
Aemterweise : im Amte Eutin , Amt Schwartau , Stadt Eutin;
so könnten die Wahlmänner füglich zu dieser Wahl zusam-
menkommen . Es schein mir Vieser Vorschlag ein ganz pas¬
sender Ausweg zu sein.

Abg . ÄZibel : Ich wünschte auch , daß wir den Antrag,
des Herrn Regierungs - Commissars annehmen , und ich denke,
sie Wahlmänner des Fürstenthums Lübek werden dies Ge¬
schäft dich um so leichter gefallen lassen , als es ja nicht oft
Vorkommen wird.

Präsident : Da sich niemand weiter zum Wort gemel¬
det , so erkläre ich die Diskussion für geschloffen und werde
gleich den Antrag des Herrn Reg .-Comm ., wenn er mir ein¬
gereicht ist, zur Abstimmung bringen . Es liegen also vor:
Der Antrag des Hrn . Reg .- Comm ., daß es heiße : » von den
für den letzten (allgemeinen oder Provinzial -) Landtag ge¬
wählten Wahlmännern ." Ich bringe zuerst diesen Antrag,
nachher den Antrag des Ausschusses zur Abstimmung . Die¬
jenigen Herren also , welche nach dem Anträge desHrn . Reg .-
Eomm . wollen , daß cs heiße : „ von den für ^den letzten ( all¬

gemeinen oder Provincial -) Landtag gewählten Wahlmännern"
bitte ich, aufzustehn.

Der Antrag ist angenommen und damit der Ausschuß¬
antrag erledigt.

Ich bitte jetzt die Herren , welche den Art . annehmen wol¬
len , sich zu erheben.

Angenommen.
Abg . Wibel (Berichterstatter , verliest ) :
Art . 3 — 9 . werden zur Annahme empfohlen.
Präsident : Die Herren , welche diesen Artikel anneh¬

men wollen , bitte ich aufzustehn.
Sie sind angenommen,
Abg . Wibel ( Berichterstatter ) :
Diese Tabelle ist auch durch Berechnung nach dem 20

fachen und 16fachen Betrage zu vervollständigen.
Die Columme des halben Falls wird noch auszufüllen

sein.
Die letzte Bemerkung beruht übrigens auf einem Jrr-

thume , denn cs ist durch das Schreiben der Staatsregierung
bei Vorlage des Entwurfs bereits die Tabelle mitgetheilt,
worin der halbe Fall vollständig durchberechnet ist.

Reg .- Comm . Runde : Ich wollte dieselbe Bemerkung
machen , die der Berichterstatter gemacht hat . ES war nur um
den Druck nicht auszuhalten , diese Tabelle nicht mit in den
Entwurf ausgenommen.
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Präsident : Diese Bemerkung wird keine Abstimmung
veranlassen.

Damit haben wir das Ablösungsgesetz.
(Abg. Bot he bittet ums Wort.)
Der Abg. Bothe  hat das Wort.
Abg. Bothe : Wir haben vorher beschlossen, wie auch

in dem Entwurf vorgeschlagen ist, nämlich, im Art. 36. die¬
ses Ablösungsgesetzes tz. 3. wegen Sicherung der Ablösung:
„Mehrere, nach den Bestimmungen des Z. 1. und 2. bevor¬
zugte Hypotheken haben ohne Rücksicht auf das Alter der
Ingrossation gleiche Rechte gegen einander." Ich habe ge¬
funden, daß im Entschädigungkgesetz Art. 86. sich eine andre
Bestimmung findet. Da steht nämlich im §. 2. : „Unter
mehreren in Gemäßheit des tz. 1. bestellten Specialhypotheken
bestimmt das Alter der Ingrossation den Vorzug." Obgleich
das die nämlichen Rechtsverhältnisse sind, so sind sie doch
hier verschiedenartig durch die Gesetzgebung geregelt und das
ist doch wohl nicht angemessen. Es müßte auffallen, wenn
es in dem Entschädigungsgesetze anders sein sollte, als in den
Ablösungsgesetz. Ich möchte daher den Antrag stellen auf
Abänderung deS Entschädigungsgesetzes, damit dieses in Ue-
bcreinstimmung kommt mit dem Abtösungsgesetze. Da das
Entschädigungsgesetz erst ein Jahr in Kraft ist, so wird eine
Entschädigung noch nicht festgestellt sein, so daß diese Abän¬
derung recht gut und ohne irgend nachtheilig einzugreifen ein-
treten kann. Mein Antrag geht nun mit den Erwägungen
chahin:

In Erwägung:
daß der tz. 3. zu Art. 36. des Entwurfs des Ablö-
sungsgesetzcs vom Landtag angenommen ist, wonach
mehrere nach den Bestimmungen des tz. 1. und 2.
daselbst bevorzugte Hypotheken ohne Rücksicht auf das
Alter der Ingrossation gleiche Rechte gegeneinander
haben; und daß dieser Beschluß sich darauf gründet,
daß die Berechtigten vor rer Ablösung mit ihren Re¬
alrechten gleiche Rechte hatten und ist daher billig und
gerecht, ihnen mit dem Ablösungscapital, da sie doch
nicht alle zugleich ablösen und die Capitale ingrosfiren
lassen können, wiederum gleiche Rechte hinsichtlich der
Sicherheit zu geben.

Zn fernerer Erwägung, daß mit dem gedachten Be¬
schluß beim Ablösungsgesetz, der 8- 2. des Art. 86.
des Entschädigungsgesetzes wegen der aufgehobenen
gutsherrlichen und sonstigen Lasten in Widerspruch steht,
indem darnach das Alter der Ingrossation den Vorzug
der Hypothek giebt, obgleich hier auch nur die näm¬
lichen- Gründe entscheidend sind, wie beim Ablösungs¬
gesetz;

In endlicher Erwägung, daß bei gleichen Gründen
auch die Gesetze gleich sein müssen, beschließt der Landtag:

„der §. 2. des Artikel 86. des Enlschädigungsge-
setzes wegen der aufgehobenen gutsherrllchen und
sonstigen Lasten, ist wiederum aufzuhcben und da¬
für zu setzen:

„Mehrere, nach den Bestimmungen deS Z. 1. be¬
vorzugte Hypotheken haben ohne Rücksicht auf das Al¬
ter der Ingrossation gleiche Rechte gegen einander."

Wird dieser Antrag von der Versammlung angenommen,
so wird natürlich die Staatsregierung um ihre Zu stimmung
zu ersuchen sein.

Präsident : Dieser Antrag würde dem Ablösungsaus¬
schusses zur weitern Berichterstattung zugehen.

Abg. Wibel (Berichterstatter) : Ich wollte auch nur be¬
antragen, den Antrag zunächst an den Ausschuß gehen zu
lassen, der morgen wahrscheinlich Bericht erstatten wird über
die übrigen Zusätze zum Entschädigungsgesetze.

Abg. Pancratz : Auf dem vorigen Landtage haben wir
das Ablösungsgesetz auch beralhen, und machten uns damals
allerdings Hoffnung, daß wir es zu Stande bringen würden.
Ich glaube auch, daß wenn der Landtag zusammcngeblieben
wäre, und wir die Rückäußerungen des Ministeriums über
die gefaßten Beschüsse erhalten hätten, vieleicht durch eineAus-
glcichung die Zustimmung der Regierung zu den Landtagsbe-
schlüffen zu Stande zu bringen gewesen wäre. So aber
wurde der Landtag erst vertagt, dann aufgelöst, und es kam
das Gesetz deshalb nicht zu Stande. Daraus entsteht die
Befürchtung, daß dies bei diesem Landtag ebenso gehen werde,
weil auch jetzt wieder die Zeit zu kurz ist, als daß die Re¬
gierung uns ihre Einwendungen gegen unsre Beschlüsse mit¬
theilen könnte. Nach den Aeußerungen vom Reg.-Tische be¬
stehen allerdings gegen einige Art. Bedenken von ihrer Seite,
z. B . zu Art. 4. der gestrichen worden; zu Art. 16. und
ebenso zu Art. 28.

Ich möchte mir daher den Vorschlag erlauben: daß der
Landtag den Ausschuß beauftragen möge, mit dem Ministerium
in Conferenz zu treten; sich zu erkundigen, inwieweit die Zu¬
stimmung erfolgen werde; und über die Punkte, zu denen die
Zustimmung etwa nicht ertheilt werden sollte, in mündlicher
Verhandlung eine Ausgleichung der Differenz anzubahnen.
Denn nur auf diese Weise kann das noch erforderliche so
schnell geschehen, daß die Vorlage möglicherweise noch vom
Landtage erledigt werden könnte.

Abg. Ltndemann : Ich muß dem Anträge des Abg.
Pancratz  entschieden widersprechen, denn eine solche Form,
wie sie hier vorgeschlagen ist, nimmt am Ende den Be¬
schlüssen des Landtags allen Werth. Der Landtag muß da¬
von ausgehen, daß das, was er beschlossen, selbst zweimal
beschlossen und bcrathcn hat, die Regierung annehmen werde,
wenn es überhaupt annehmbar ist und daß hier ein Vor¬
schlag, der noch weiter hinaus über die endlichen Beschlüsse
geht, nicht angebracht sein könne.

Abg. Niebour II. Ich bin zwar mit der Ansicht deS
Abg. Pancratz  insofern einverstanden, als ich es für zweck¬
mäßig halte, wenn namentlich zwischen der ersten und zweiten
Lesung eine Verhandlung zwischen der Regierung und dem
Ausschüsse stattsindet. Eine andere Frage ist die, daß cs be¬
denklich ist, ob wir geradezu einen Beschluß fassen sollen.
Ich glaube, das würde dem Ausschüsse auf der einen Seite



665

und auf verändern Seite der Statsregierung zu überlassen

sein , ob sie sich in Verbindung setzen wollen , um weitere An¬

träge an den Landtag zu bringen . So ist auch in einzeln
Fällen verfahren worden , ohne daß ein Beschluß deS Land¬

tags darüber gefaßt worden ist.
Abg . Pancratz . Wenn dies dem Ausschüsse gestatte

ist ohne förmliche Beschlußnahme , so ist die Sache noch
einfacher.

Präsident : Es scheint mir , wenn ich meine Ansicht

äußern darf , ganz unbedenklich , daß der Ausschuß mit dem
Ministerium zusammen tritt und vor der 2 . Lesung seine

Vorschläge darnach macht.
Abg . v . Finckh : Mir ist dies auch bedenklich , indem

ich glaube , wenn der Ausschuß die Berechtigung nicht hätte,
so dürste er es als Ausschuß nicht thun . — Das wollte ich

nur gegen die Bemerkung des Abg . Nieoour  II . erwidern,
— indem ich, falls  der Ausschuß ohne Beschluß des Land¬

tags nicht legitimirt sein sollte , den Antrag des Abg . Pan¬
cratz  befürworte.

Präsident : Abg . Wibel  hat das Wort.
Abg . Wibel : Zch verzichte auf 's Wort.
Präsident : Es ist noch die Frage , ob der Abg . Pan¬

cratz  einen förmlichen Beschluß beantragt . — Es ist unbe¬
denklich — ( Abg . Pancratz  verneint ) demnach ginge nun

dies ganze Gesetz an den Ausschuß zur Zusammenstellung
nach der Geschäftsordnung zurück . Daß diese Zusammen¬

stellung bei der Kürze der Zeit , die uns noch vergönnt ist,
nicht abschriftlich noch mitgetheilt werden kann , werden Sie
einsehen und daran keinen Anstoß finden . Zch würde nach
Rücksprache mit dem Berichterstatter , den Gegenstand auf die

Tagesordnung setzen, je nachdem wir die 2 . Lesung be¬
schließen ober nicht , was ich freilich nicht glaube . Dann
kommen wir zum 3 . Gegenstände der heutigen Tagesord¬

nung , zum Recrutirungsgesetze , indeß , dazu ist die Zeit wohl

zu sehr vorgerückt . Ob die Herren noch den weitern Gegen¬
stand erledigen wollen , den Bericht des Ausschusses über die
Rcscripte an die Civilstaatsdiener und Militairpersonen , stelle
ich anheim . Es ist noch 10 Minuten vor 2 Uhr.

Abg . Mölling : Zch möchte doch darauf antragen , da

diesen Nachmittag ohne dies keine Sitzung ist, und da wir
nur noch 10 Minuten übrig haben , daß wir entweder gleich

diesen Bericht zurücksetzten oder auf die Abendsitzung brächten
oder überhaupt auf die nächste Sitzung.

Präsident : Zch wollte Vorschlägen, daß wir diesen
Abend um 7 Uhr Sitzung halten . Es sind nunmehr Ar¬
beiten vorher . . . . . . . .

Abg . Werry : Ich möchte auch beantragen , daß wir
das Budget vor dem Recrutirungsgesetze auf die Tagesord¬
nung nehmen.

Präsident : Die Herren sind also nicht der Ansicht,
wie es scheint , daß der Bericht des Ausschusses über die Re-

scripte an die Staatsdiener jetzt noch vorgetragen werden soll.
Zch würde nun Vorschlägen , daß den nächsten Gegenstand
der Tagesordnung für die Sitzung für diesen Abend bilde der
Bericht des Ausschusses für ' s Berliner Bündniß über das
heute mitgetheille Regierungsschreiben . Dann der Bericht
des Finanzausschusses , Fortsetzung des Budgets.

Abg . Lindemann : Sollte dies nicht das erste sein?
Präsident : Zch glaube, das ist nicht zweckmäßig, weil

die Frage über das Berliner Bündniß eine laufende Sache

betrifft , nämlich die Frage , ob nur der frühere Bericht auf
die weitere Tagesordnung gebracht werden soll oder nicht,
es ist ein Bericht in Betreff auf die Geschäflsbehandlung,
also ein solcher , der uns wohl nicht lange aufhaltcn wird.

Ob die Herren nun nach dem Finanz - Ausschuß - Berichte,
den zum Recrutirungsgesetze noch heute wollen ? —

Abg . Mölling : Ich möchte Vorschlägen , daß wir zu¬
nächst den Bericht über die Ministerial -Rescripte nehmen , da
einmal dieser Bericht an der Reihe steht.

Abg . Tappenbeck : Zch möchte Vorschlägen , den 1 . Theil

des Recrutirungsgesetzes zu nehmen unter (römischer ) I.

Präsident : Ich bin damit einverstanden. — Also die
Tagesordnung für die Sitzung heute Abend 7 Uhr würde
sein : Der Bericht deS Ausschusses für das Berliner Bündniß

über das heutige Regierungsschreiben , der Bericht des Finanz¬
ausschusses über das Budget , der Bericht des Ausschusses
für das Recrutirungsgesetz ad I . dieses Berichts , denn der
Bericht des Ausschusses für die Ministerial - Rescripte an die
Civil - und MilitairstaatSbeamten . Also darnach ist Sitzung

heute Abend 7 Uhr . Die heutige Sitzung ist geschlossen.

(Schluß der Sitzung 2 Uhr .)

Schnellpreffendruck von Gerhard Stalling in Oldenburg.
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